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Europäische Gemeinschaft
Forderungen der BRD-Imperialisten zum Haushalt der EG: 
Agrarpreise runter, Stahlquoten müssen bleiben
Am 6. Dezember wird das nächste Gip­
feltreffen der Ministerpräsidenten der 
EG-Staaten stattfinden. Diese Konfe­
renz soll vor allem über eine Finanzre­
form der EG und den Haushalt für das 
kommende Jahr entscheiden. In einer 
Reihe von Sonderkonferenzen in den 
letzten Monaten haben die Außen-, Fi­
nanz- und Agrarminister bislang keine 
Einigung über einen Vorschlag für die 
Konferenz der Regierungschefs erzielt. 
Als Richtlinie für die Reform und den 
nächsten Haushalt hatten die Regie­
rungschefs am 17. Juni bei ihrem letz­
ten Treffen beschlossen, daß vor allem 
die Agrarausgaben, die mit 60% bis 
65% den größten Anteil am EG-Haus- 

A^yalt stellen, gesenkt werden müßten 
und alle Einsparungsmöglichkeiten im 
Haushalt überprüft werden müßten, 
bevor eine Erhöhung der Beiträge aus 
dem Mehrwertsteueraufkommen der 
EG-Mitgliedstaaten erwogen werden 
könne. Die BRD-Imperialisten wollen 
in dieser Auseinandersetzung ihre Vor­
machtstellung in der EG festigen. Sie 
stoßen dabei auf den Widerstand ihrer
Konkurrenten.

Die Bundesregierung verlangt, daß 
die Agrarausgaben im EG-Haushalt, 
die im letzten Jahr ca. 38 Mrd. DM 
ausmachten, im kommenden Jahr 
nicht steigen dürfen. Zweitens will sie 
die Kontrolle über die Gelder für den 
Regional-, Struktur- und Forschungs­
fonds der EG von einzelnen Mitglied­
staaten an die EG-Kommission über­
tragen wissen. Drittens will die Bun­
desregierung Zugeständnisse der ande-

In allen EG-Staaten kämpfen die Bauern seit langem gegen die reale Senkung der 
Erzeugerpreise durch die Agrarpolitik der EG. Links: Bauern in Italien wehren 
sich gegen Milchimporte aus der BRD. Rechts: Niederländische Bauern 1981 in 
Brüssel: ,,Preise stoppen? - Bauernlegen!“

ren EG-Mitgliedstaaten für die west­
deutschen Stahlmonopole erpressen. 
Die Bundesregierung droht den ande­
ren EG-Staaten damit, daß sie einer 
Erhöhung der Beitragshöchstgrenze, 
die jetzt 1% aller mehrwertsteuer­
pflichtigen Umsätze der jeweiligen 
Mitgliedstaaten beträgt, nicht zustim­
men werde, solange ihre Forderungen 
nicht erfüllt sind.

Zur Agrarpolitik liegen jetzt ver­
schiedene Stellungnahmen von Kapita­
listen und Regierung vor. So erklärte 
der ,,Bundesverband der Deutschen 
Industrie“ (BDI) schon im Jahresbe­
richt 1980/82, daß der ,,entscheidende 
Ansatzpunkt zur Begrenzung des wei­
teren Ausgabenanstiegs ... die Agrar­
preispolitik“ sei. Insgesamt müsse den 
Gesetzen der Marktwirtschaft auch in 
der Agrarpolitik Bahn gebrochen wer­
den. Diese Forderungen unterstütze im 
Rahmen des Europäischen Kapitali­
stenverbandes der britische Vertreter, 
teilt der BDI nun aus Anlaß der Konfe­
renz am 6.12. mit. Die britischen Impe­
rialisten mußten mit dem EG-Beitritt 
auf Billigeinfuhren von Nahrungsmit-
teln aus früheren Kolonialgebieten ver­
zichten, die Preise der Lebensmittel 
stiegen zum Teil auf das Doppelte. 
Heftige Kämpfe der Arbeiter um die 
Verteidigung des Reallohns waren die 
Folge. Den britischen Imperialisten ist 
nun — genauso wie den westdeutschen 
- daran gelegen, durch eine Preissen­
kung der Lebensmittel die Reproduk­
tionskosten der Lohnabhängigen zu 
senken, dies zu einem Angriff auf die

Reallöhne zu nutzen und so die Ein­
kommen von Arbeitern und Bauern zu 
verringern.

Vor allem französische Kapitalisten 
stellen sich dem Agrarprogramm bis­
lang entgegen, weil sie, wie der BDI an­
greift, ,,durch Ausdehnung der Agrar­
exporte ihre Handels- und Leistungsbi­
lanz mit Hilfe von EG-Finanzmitteln“ 
ausgleichen wollen. Die von den west­
deutschen und britischen Imperialisten 
geforderte Agrarpolitik hat die Absen­
kung der Erzeugerpreise auf das Welt­
marktniveau zum Ziel, für Weizen z.B. 
würden die Erzeugerpreise um mehr als 
30% sinken. Dies würde den Agrar­
händlern und -kapitalisten in den EG- 
Ländern, die bedeutende Agrarexporte 
auf den Weltmarkt tätigen, wie z.B. 
Frankreich, empfindliche Gewinnein­
bußen bringen, wenn sie diese Preis­
senkungen nicht vollständig gegenüber 
den Bauern durchsetzen könnten und 
die Subventionen aus dem EG-Agrar­
haushalt für Weltmarktexporte entfie­
len. Daher rührt der Widerstand Frank­
reichs gegen dieses Agrarprogramm. 
Im Grundsatz sind sich jedoch alle EG- 
Imperialisten einig, daß eine Senkung 
der Erzeugerpreise für die Bauern sein 
müsse. Nur über die Geschwindigkeit, 
mit der dies gegen den Widerstand der 
Bauern durchgesetzt werden könne, 
herrscht Uneinigkeit.

Die Bundesregierung unterstützt den 
Ende Juli von der EG-Kommission 
vorgelegten Vorschlag zur ,,Rationali­
sierung der Marktorganisation“ inso­
weit, wie die Kommission die Anhe­
bung der Erzeugerpreise ablehnt und 
direkte Preissenkungen fordert und die 
von Bundeslandwirtschaftsminister 
Kiechle vorgeschlagene Quotenrege­
lung für Milchproduzenten über­
nimmt. Die Kommission hatte außer­
dem in ihrem Vorschlag darauf hinge­
wiesen, daß mit einer Senkung der 
Agrarpreise in der EG auch die Ein­
nahmen aus den Sonderzöllen für 
Agrarimporte aus Nicht-EG-Staaten 
zurückgehen würden und deshalb der 
Anteil der Mehrwertsteuer, den die 
Mitgliedstaaten an die EG zahlen, ge­
steigert werden müsse. Für die BRD 
bedeutet dies z.B., daß sie nicht mehr 
den vierzehnten Teil des Mehrwert­
steueraufkommens, 1983 sind das 9,12 
Mrd. DM, sondern bis zu einem Zehn­
tel abführen müßte. Diese Erhöhung 
lehnen die westdeutschen Imperialisten 
strikt ab. Die Folge für die Masse der 
Bauern in der EG wird eine Senkung 
der Erzeugerpreise von bisher nicht ge­
kanntem Ausmaß sein.
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Zur Unterstützung der Bundesregie­
rung hat der Haushaltsausschuß des 
Bundestags dem Parlament einstimmig 
eine Beschlußempfehlung vorgelegt, in 
der die Regierung zu jeder Art Erpres­
sung ermuntert wird, die die Vor- 
machtstelluhg der BRD-Imperialisten 
sichern kann. Anscheinend haben auch 
die Ausschuß-Mitglieder der Grünen 
Burgmann, Kleinert, Reents und Ver- 
heyen dieser Empfehlung zugestimmt. 
In der Vorlage verlangt der Ausschuß 
u.a., daß die Erhöhung des Mehrwert­
steuersatzes auf jeden Fall abgelehnt 
werden müsse, daß jede Ausgabenstei­
gerung bei den Regional-, Sozial- und 
Forschungsfonds erst nach Senkung 
der Agrarausgaben stattfinden dürfe 
und die Stahlquoten der westdeutschen 
Stahlindustrie gesichert sein müßten.

Der BDI hat in seiner jüngsten Stel­
lungnahme ebenfalls verlangt, daß vor 
jeder Erhöhung anderer Ausgaben der 
EG die Senkung des Agrarhaushaltes 
gesichert sein müsse. Zur Gestaltung 
von Sozial-, Regional- und For­
schungsfonds und zu eventuellen neu­
en ,,Gemeinschaftspolitiken‘ ‘ fordert 
der Kapitalistenverband vor allem die 
Beseitigung aller Schranken, die den 
westdeutschen Waren- und Kapitalex­
port in andere EG-Länder hemmen, al­
so z.B. das Verbot von Mehrheitsbetei­
ligungen in manchen Ländern: „Bei

Für die Sicherung ihrer Vormachtstel­
lung wollen die BRD-Stahlkapitalisten 
von den Arbeitern Lohnkürzungen.

der auch aus der Sicht der deutschen 
Industrie besonders wichtigen Frage 
der technologischen und industriellen 
Kooperation sollte das Schwergewicht 
auf den Abbau der noch immer beste­
henden Hemmnisse - Wettbewerbs­
politik, Steuern, Gesellschaftsrecht - 
gelegt werden. Dies dürfte in den mei­
sten Fällen wirksamer sein, als die Ver­
folgung kostspieliger Gemeinschafts­
projekte.“ Die wenigen Fälle, in de- 

I nen der BDI davon ausgeht, daß ge­

meinsame Forschungen Vorteile bräch­
ten, sind die, in denen die westdeut­
schen Kapitalisten gegenüber außereu­
ropäischen Konkurrenten ins Hinter­
treffen geraten sind: Die beherrschen­
de Position der japanischen und US- 
Kapitalisten in der Mikroelektronik 
könne nur durch gemeinschaftliche 
Anstrengungen gebrochen werden, 
ähnliches gelte für die Flugzeug- und 
Raumfahrtindustrie. Heftig wendet 
sich der BDI gegen die Forderungen 
der französischen Imperialisten, die ei­
nen stärkeren Schutz der EG für Wa­
ren- und Kapitalimporte aus,.Drittlän­
dern fordern. Die westdeutschen Impe­
rialisten, die nicht nur die größten Ex­
porteure innerhalb der EG sind, son­
dern auch die bei weitem größten Ex­
porte in Länder außerhalb der EG täti­
gen, befürchten ähnliche Abschot­
tungsmaßnahmen dieser Länder.

Für gemeinsame Forschungsvorha­
ben und die Struktur- und Sozialfonds 
verlangt der Haushaltsausschuß „Kon­
zentration und effizientere Verwer 
düng“. In einer anderen Stellungnah­
me zu Forschungsvorhaben der EG er­
klärt die Bundesregierung, nicht mehr 
die einzelnen Staaten sollten die Vor­
haben, die aus den Fonds unterstützt 
werden, festlegen und die Finanzierung 
kontrollieren. Sie will gemeinsame Be­
schlußfassung und Kontrolle der EG-

Bundesregierung mit EG-Kommission einig: 
Die Bauern müssen billiger abliefern
Auch wenn Landwirtschaftsminister 
Kiechle ständig erklärt, Ziel der Re­
form der EG-Agrarpolitik sei „eine 
Einschränkung der Produktionsmen­
gen bei überschüssigen Agrarproduk­
ten“, sollen die Bauern keineswegs 
weniger, sondern billiger produzie­
ren. Die von der EG-Kommission für 
die bevorstehende EG-Gipfelkonfe­
renz vorgeschlagenen und von der 
Bundesregierung begrüßten Maßnah­
men zielen auf eine rasche und deutli­
che Senkung der Erzeugerpreise für 
die Bauern, womit die westeuropäi­
schen Imperialisten ihre Lohnkosten 
senken könnten.

Die Kommission fordert in ihren 
Vorschlägen für die künftige „Ge­
meinsame Agrarpolitik“ eine „re­
striktive Preispolitik“, bei der selbst 
nominale Preissenkungen für einzel­
ne Produkte nicht auszuschließen sei­
en. Im einzelnen schlägt sie vor:

Für Milch'. „Eine Referenzmenge 
(Quote) ... würde für jede Molkerei 
festgesetzt und sich auf die Lieferun­
gen von 1981 stützen. Alle über diese 
Menge hinausgehenden Milchliefe­
rungen würden einer Zusatzabgabe 
unterliegen, die so berechnet wird, 
daß sie die vollen Kosten für den Ab­

satz der zusätzlichen Milchmenge ab­
deckt. Die Molkereien würden ihrer­
seits diese Belastung auf die Erzeuger 
abwälzen, und zwar nach in gemein­
schaftlichen Rechtsvorschriften festzu­
setzenden Kriterien.“

Die Absicht der EG-Kommission mit 
diesen fast kriegswirtschaftlichen Maß­
nahmen ist eine gezielte Steigerung der 
Produktivität bei den größeren Bauern 
und damit eine Senkung des Erzeuger­
preises. Erst 1981 waren die Milchbau­
ern durch die EG-Verordnung über die 
Milchqualität zu hohen Neuinvestitio­
nen in Kühlanlagen u.ä. gezwungen 
worden. Sie mußten versuchen, ihre 
Produktion auszudehnen. Künftig 
werden die Molkereien für die im Ver­
gleich zu 1981 zusätzlich produzierte 
Milch weniger zahlen. Die kleineren 
Bauern können versuchen, durch 
Schinderei und Überarbeit ihren Ver­
lust in Grenzen zu halten oder müssen 
schließlich, wie die EG-Kommission 
als Möglichkeit vorsieht, ihre Quoten 
an größere Bauern verkaufen.

Für Getreide schlägt die EG-Kom­
mission vor, „die beschleunigte Ver­
ringerung der Kluft zwischen den Prei­
sen der Gemeinschaft und den Preisen 
ihrer Hauptkonkurrenten als ein Ziel 

in ihren künftigen Vorschlägen für ge­
meinsame Getreidepreise zu verfolgen. 
Sollte dieses Ziel nicht im Wege der 
Preispolitik erreicht werden, müßte die 
Gemeinschaft . .. eine Abgabe auf Ge­
treide einführen, um die Ausfuhrko­
sten ganz oder teilweise zu decken.“

Die westeuropäischen Imperialisten 
wollen durch eine Senkung der Erzeu­
gerpreise für Getreide ihre Position als 
zweitgrößter Agrarexporteur auf dem 
Weltmarkt nach den USA behaupten“ x 
und ausbauen. ;

Nur Großproduzenten könnten bei ei­
ner Milchquotenregelung noch mit Ge­
winn liefern.
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Behörden über die Verwendung der 
Mittel in den Haushalten der einzelnen 
Staaten. Ein solches Verfahren würde 
ihr Einmischungsmöglichkeiten in die 
Haushalte anderer Staaten bieten.

Die BRD-Imperialisten treiben ihre 
Erpressungen, die in den Forderungen 
zur Agrarpolitik und Finanzpolitik an­
gelegt sind, noch weiter. Das ,,Han­
delsblatt“ berichtet, daß die Bundesre­
gierung jede Zustimmung zum EG- 
Haushalt davon abhängig macht, daß 
die Forderung der westdeutschen 
Stahlkapitalisten nach Absicherung ih­
rer Vormachtstellung in der EG erfüllt 
wird. Sie verlangen, daß den Subven­
tionen für die Stahlindustrie anderer 
EG-Staaten tatsächlich ein Ende ge­
setzt wird und die Stahlimporte in die 
BRD aus allen anderen Staaten redu­
ziert werden. Laut ,,Handelsblatt“ hat 
die Bundesregierung die EG-Kommis­
sion ,,aufgefordert, unverzüglich Maß­
nahmen zum Schutz der deutschen 
Stahlindustrie vor subventionierten 
Billigeinfuhren aus anderen EG-Staa­
ten zu ergreifen und damit gedroht, 
andernfalls ihre Zahlungen an die Ge­
meinschaftskasse zu verringern.“
Quellenhinweis: Handelsblatt, Ausgaben v. 10.11.-24. 
11.; Bundestagsdrucksachen Nr. 10/576, 358, 329, 597; 
BDI, Informationen + Meinungen Nr. 11/83; Politische 
Berichte Extra, Zur Europa-Politik des BRD-Kapitals: 
Kein Mandat für die Neuordnung Europas und die Neu­
aufteilung der Welt! - (uld, alk, rül)

Mehr noch: Eine weitere Verbilli­
gung der Agrarprodukte durch Rui­
nierung zahlreicher Bauernexistenzen 
gäbe den westeuropäischen Imperiali­
sten weitere Mittel zur Plünderung 
und Erpressung der Ländern der 
Dritten Welt, die auf Nahrungsmit­
teleinfuhren angewiesen sind.

Ein weiterer Vorteil: Weil Milch 
und Getreide auch als Futtermittel 
dienen, würde sich die Senkung der 
Erzeugerpreise zugleich auf die 
Fleischproduktion auswirken. Die 
westdeutschen Imperialisten haben 
hierbei ein strategisches Interesse. 
Zwar stieg bis 1980 der ,,Selbstver­
sorgungsgrad“ bei Rindfleisch in der 
EG auf 103% (1978 erst 94%), je­
doch beruhte diese Steigerung haupt­
sächlich auf der Einfuhr billiger Ge­
treideersatzstoffe als Futtermittel aus 
Nicht-EG-Ländern. Können die 
BRD-Imperialisten die angestrebte 
drastische Senkung der Erzeugerprei­
se bei Milch und Getreide gegen die 
Bauern durchsetzen, ist die ,,EG- 
Selbstversorgung“ bei Fleisch auf 
,, EG-eigener ‘ ‘ Futtermittelbasis
möglich - die für die Kriegsfähigkeit 
unumgängliche Ernährungssicherung 
unabhängig von überseeischen Ein­
fuhren wäre somit für alle wesentli­
chen Agrarpodukte hergestellt.
Quellenhinweis: Vorlage der Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaften - Gemeinsame Agrarpolitik, 
Bundeslagsdrucksache 10/501

Die BRD-Imperialisten beim Aufbau 
,,europaweiter Industrien“ in der EG
Ende 1981 hatten die westdeutschen 
Imperialisten knapp 30% ihres im 
Ausland angelegten Kapitals in den 
Staaten der EG angelegt. In absolu­
ten Zahlen waren das knapp über 30 
Mrd. DM von 101 Mrd. DM west­
deutschem Auslandskapital weltweit, 
die die BRD-Imperialisten in den Er­
werb von Beteiligungen an Fabriken 
oder in die Errichtung eigener Nie­
derlassungen in den EG-Staaten ge­
steckt hatten. „Über die Hälfte unse­
res Exports geht in die EG. Zählt 
man die mit ihr durch Freihandelsab­
kommen verbundenen europäischen 
Staaten hinzu, so fließen gut zwei 
Drittel der deutschen Ausfuhren in 
diesen großen Freihandelsraum ... 
Es ist wichtig, diesen Markt auszu­
bauen und zu sichern“ (1). So be­
schreibt die Bundesregierung die mit 
diesen Kapitalexporten verknüpften 
Interessen der BRD.

Allein in den Jahren 1976 bis 1981 
haben die BRD-Imperialisten den 
Wert ihrer Kapitalanlagen in den EG- 
Staaten verdoppelt. Die Umsätze die­
ser Niederlassungen in den anderen 
EG-Staaten stiegen im gleichen Zeit­
raum von 68,9 Mrd. DM auf 134,2 
Mrd. DM. Auch die Zahl der Lohn­
abhängigen, die die westdeutschen 
Kapitalisten in diesen EG-Niederlas­
sungen ausbeuteten, stieg beträcht­
lich und betrug Ende 1981 438000 
(siehe Tabelle).

Die westdeutschen Chemiekapitali­
sten sind seit langem führend bei die­
sem Aufbau „europaweiter Indu­
strien“ unter westdeutscher Kontrol­
le. 1981 arbeiteten ein Viertel aller 
Beschäftigten in der Chemieindustrie 
der EG unter dem Kommando der 
drei IG-Farben-Nachfolger Hoechst, 
Bayer und BASF. Allein der 
Hoechst-Konzern gab bereits 1979 
die Zahl der Lohnabhängigen in sei­
nen „wichtigen“ EG-Werken mit 
35000 an, darunter 19000 in Frank­
reich, etwa 10000 in Großbritannien, 
2800 in Italien und 2500 in den Nie­
derlanden. Die BASF-Kapitalisten 
nannten 4500 Lohnabhängige in 
„wichtigen“ EG-Werken, Bayer 
24200 Lohnabhängige in allen EG- 
Werken zusammen. Insgesamt hatten 
die westdeutschen Chemiekapitali­
sten 1981 5,4 Mrd. DM in anderen 
EG-Staaten angelegt. Ihnen folgten 
die Elektrokapitalisten mit 2,5 Mrd. 
DM Kapitalanlagen in der EG, ange­
führt von Siemens mit Werken in 
Großbritannien, Belgien, Frank­
reich, Italien (6700 Lohnabhängige 
arbeiteten allein in diesem Land un­

ter Siemens-Kommando) und Grie­
chenland. Die Automobilkapitalisten 
hatten 2,4 Mrd. DM in den anderen 
EG-Staaten angelegt, darunter ein 
VW-Montagewerk in Belgien mit 
4500 Lohnabhängigen und ein Mon­
tagewerk von Daimler in Griechen­
land.

Wo immer sich eine Möglichkeit 
bot, durch den Kauf ausländischer 
Werke oder den Neubau eigener Nie­
derlassungen in den EG-Staaten den 
„europäischen Zusammenschluß“ 
unter westdeutscher Kontrolle weiter 
voranzutreiben, haben die westdeut­
schen Kapitalisten in den letzten Jah­
ren - „europäisch“ wie kein ande­
rer in solchen Dingen - zugegriffen. 
Inzwischen sind sie so ziemlich in al­
len Regionen der EG mit Niederlas­
sungen vertreten, profitieren von 
niedrigen Löhnen und hoher Arbeits­
losigkeit hier, von der „Harmonisie­
rung“ der Arbeitsbedingungen durch

Zahl der Lohnabhängigen in 
Auslandsbetrieben der BRD

Land 1976 1981
Belgien 61000 65 000
Dänemark 6000 11000
Frankreich 156000 169000
Griechenland 15000 16000
Großbritannien 44000 58000
Republik Irland 4000 6000
Italien 53000 59000
Luxemburg 3000 5000
Niederlande 44000 49000
EG (ohne BRD) 371000 438000
Spanien 67 000 94 000
Portugal 15000 18000
Quellen: Deutsche Bundesbank, Beilage /ui Zahlungs- 
bilan/statistik Juli 1983: Die Kapitalverflechtung der 
Unternehmen mit dem Ausland nach Ländern und 
Wirtschaftszweigen 1976—1981; Statistisches Amt der 
Europäischen Gemeinschaft, Statistische Grundzahlen 
der Gemeinschaft. 1982

Ausweitung der Nachtarbeit dort, 
mischen sich in dem einen Land in 
die ,,Haushaltssanierungs“-Überle- 
gungen der Regierung ein, beeinflus­
sen in dem anderen die Gesetzgebung 
gegen Gewerkschaften und Streik­
recht. Jedesmal zu dem Zweck, den 
Ertrag ihrer Auslandsniederlassun­
gen weiter zu erhöhen, ihre Warenex­
porte in diese Länder weiter zu stei­
gern, ihre industrielle Schlagkraft in 
der imperialistischen Konkurrenz auf 
diese Weise weiter zu erhöhen und so 
auch ihre Stellung als stärkste Wirt­
schaftsmacht der EG auszubauen 
und zu festigen.
Quellenhinweis: (1) Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung, Europa (Reihe Bürger-Informatio­
nen). Mai 1982; Deutsche Bundesbank. Zahlungsbi- 
lanzstatistik und Monatsberichte Oktober 1981, August 
1982 und Mai 1983; dis. Geschäftsberichte

5



Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Unterstützt die schwarzen Gewerkschaften in Südafrika! 
Rundreise eines Vertreters der Gemeindearbeiter-Gewerkschaft

Anfang Januar wird ein Ver­
treter der Gewerkschaft der 
südafrikanischen schwarzen 
Gemeindearbeiter, Herr Mo- 
fokeng, auf Einladung des Ar­
beitskreises Afrika (AKA- 
FRIK) Münster zu einer Rund­
reise in die BRD kommen. - 
Die gewerkschaftliche Organi­
sierung der afrikanischen Ar­
beiter in Südafrika hat in den 
letzten Jahren aller Unter­
drückung zum Trotz einen 
großen Aufschwung genom­
men. Die meist noch jungen 
schwarzen Gewerkschaften ha­
ben bereits viele harte Kämpfe 
durchstehen müssen - der 
Vorläufer der Gewerkschaft 
der südafrikanischen schwar­
zen Gemeindearbeiter z.B. ent­
stand praktisch im Streik der 
Johannesburger Gemeindear­
beiter 1980, gewann trotz der 
Deportation vieler Streikender 
Tausende von Mitgliedern,

Carstens mit Flotten­
begleitung in Afrika 

Bundespräsident Carstens 
führte in der Woche vom 20. 
bis zum 26. November 1983 
Staatsbesuche in der Republik 
Elfenbeinküste und in der Re­
publik Niger durch. Während 
die Boulevardpresse verbreitet, 
diese Reise sei, wenn über­
haupt, dann folkloristisch von 
Bedeutung, kann man dem 
,,Handelsblatt“ immerhin ent­
nehmen, Zweck des Besuches 
sei, angesichts der „Auseinan­
dersetzungen in Südafrika, 
Namibia, Tschad“ eine eigene 
Konzeption der Afrikapolitik 
zu entwickeln: „Deutsche 
Afrika-Politik muß auf­
holen.“ Carstens traf in der 
Elfenbeinküste zusammen mit 
einem Flottenverband, beste­
hend aus dem Zerstörer „Hes­
sen“, der Fregatte „Braun­
schweig“ und dem Versorger 
„Glücksburg“ ein. Die Flotte 
kreuzte seit dem 17.10. auf der 
Route Madeira, Sierra Leone, 
Kamerun, Elfenbeinküste, 
Portugal. Die westdeutschen 
Imperialisten können sich bei 
ihren Bemühungen, den Ein­
fluß zu vergrößern, auf schon 
vorhandene Positionen stüt­
zen. Ihre Direktinvestitionen 
in die Elfenbeinküste stiegen 
von 1976 bis 1981 von 16 Mio. 
DM auf 136 Mio. DM. Damit 
ist Elfenbeinküste nach der 
südafrikanischen Kolonialfe­
stung und nach Ägypten das 

schloß sich dann mit anderen 
zusammen und ist seit 1982 
Mitgliedsgewerkschaft der 
CUSA, dem Verband südafri­
kanischer Gewerkschaften, der 
selbst erst 1980 entstand und 
heute über 100000 Mitglieder 
zählt.
Mo, 09.1 
Di, 10.1.
Mi, 11.1.
Do, 12.1.
Fr, 13.1.
Sa, 14.1.
Mo, 16.1
Di, 17.1.
Mi, 18.1.
Fr, 20.1.
Sa,21.1.
Mo, 23.1
Di, 24.1.
Mi,25.1.
Fr, 03.2.

Vom 26.1. bis 2.2. finden Veranstaltungen in den baden-würt­
tembergischen Städten Ravensburg, Stuttgart, Freiburg, Schwä­
bisch Hall, Heilbronn und Heidelberg statt. Die genauen Termine 
dieser Veranstaltungen stehen noch nicht fest.

wichtigste Kapitalexportland 
in Afrika für die BRD. Die 
westdeutschen Kapitalisten 
beuten dort in 17 Fabriken 
2000 Arbeiter aus. Niger ist 
für die BRD ein wichtiger Lie­
ferant von Uranerzen. 1981 
dienten ein Drittel der Staats­
ausgaben von Niger der Schul­
dentilgung. Elfenbeinküste ist 
noch höher verschuldet, näm­
lich mit 42% des Bruttosozial­
produkts. Einen großen Teil 
dieser Schuldpapiere halten die 
westdeutschen Imperialisten. 
Carstens und der ihn begleiten­
de Entwicklungsminister 
Warnke nutzten dies und 
schlossen mit Niger zwei ent­
wicklungspolitische Abkom­
men in Höhe von 70 Mio. DM. 
Als Bedingung verlangten sie 
die Fortführung der „markt­
wirtschaftlichen Politik“ und 
„eine ausgleichende Rolle an­
gesichts der Spannungen in 
Nordafrika.“

BGH-Urteil gegen 
Demonstrationsrecht

„Hintermänner gewalttätiger 
Ausschreitungen (seien) auch 
dann strafbar, wenn sie sich 
nicht selbst am Ort des Ge­
schehens aufgehalten hätten“, 
hat jetzt der Bundesgerichts­
hof in einem Urteil zum De­
monstrationsrecht festgehal­
ten. Mit den „Hintermän­
nern“ sind nicht etwa Polizei­
chefs gemeint, denen gewalttä­
tig ausschreitende Polizeibe­

Auf Veranstaltungen in fol­
genden Städten wird Herr Mo- 
fokeng über die Entwicklung 
seiner Gewerkschaft wie der 
schwarzen Gewerkschaftsbe­
wegung in Südafrika, über ihre 
Erfolge, ihre Probleme und 
Aufgaben sprechen: 

. . Hamburg 

. .Schleswig 

............ Kiel 
. . Lüneburg 
. Westberlin 
.. Hannover
.. Clausthal 

. .. Bielefeld 
.. . . Münster 
. . Dortmund 
............Köln 
Schweinfurt 
. .Augsburg 

.. . München
.. Frankfurt

amte bekanntlich zu Gehor­
sam verpflichtet sind. Gemeint 
ist der suspendierte Magistrats­
direktor Schubart, den das 
Oberlandesgericht Frankfurt 
zu zwei Jahren Gefängnis auf 
Bewährung verurteilt hatte, 
weil er der „Nötigung von 
Verfassungsorganen“, genau­
er: der hessischen Landesregie­
rung, schuldig sei. Schubart 
hatte aufgerufen, dem Flugha­
fen Frankfurt am 15.11.81 „ei­
nen Besuch abzustatten“ und 
ihn „dicht“ zu machen, um so 
die hessische Landesregierung 
zum Stopp der Bauarbeiten an 
der Startbahn West zu veran­
lassen. Gegen dieses Urteil hat­
te Schubart Revision eingelegt 
vor dem BGH. Das jetzige Ur­
teil: „Nötigung von Verfas­
sungsorganen“ liege nicht vor. 
Dazu sei die Aktion auch gar 
„nicht geeignet gewesen“, so- 
was müsse eine Landesregie­
rung aushalten. Schuldig sei 
Schubart dagegen des Land­
friedensbruchs und der Nöti­
gung von Flughafenkunden, 
auch wenn er an den Aktionen 
gar nicht teilgenommen habe. 
Begründung: siehe oben. An­
gesichts der erwiesenen Findig­
keit des Bundesinnenministeri­
ums und seiner Dienste in Sa­
chen „Hintermänner“ von 
Aktionen hat das BGH damit 
weitreichende Möglichkeiten 
zur Ausweitung der Strafver­
folgung eröffnet. Schubart will 
gegen das Urteil Verfassungs­
beschwerde einlegen.

„Wir sind wer“ 
in der Raumfahrt

„Deutscher Astronaut oben“, 
meldete „Bild“ am 29.11. 
Nach einer das Gemüt anspre­
chenden Impression vom Start 
der Raumfähre Columbia fol­
gen die nötigsten Angaben für 
die Leser, Flugdauer, Besat­
zung - fünf namenlose US- 
Amerikaner und der Stuttgar­
ter Physiker Dr. Ulf Merbold, 
dazu das in Bremen gebaute 
Raumlabor „Spacelab 1“ 
schließlich die Telefonnum­
mer, unter der sich jedermann, 
der an der deutschen Raum­
fahrt teilnehmen will, den 
Funkverkehr ins Wohnzimmer 
holen kann. Die Eroberung 
des Weltraums durch einen 
Deutschen ist friedvoll, läßt 
der Kölner „Express“ Mer­
bold behaupten, im Gegensatz 
zu den militärischen Absich­
ten der Supermächte, die ihm . 
die „Haare zu Berge Steher^ 
lassen. Seine Frau versichert, 
oft verstünden auch Laien, 
was ihr Mann treibe, z.B. die 
Frage, ob Sonnenblumen auch 
im All die Köpfe zur Sonne 
wenden. Wer wollte seinen 
Kindern nicht wünschen, an 
solchem Abenteuer beteiligt zu 
sein. Am 6.12. wendet sich der 
Bundesforschungsminister an 
den Nachwuchs mit einem Tag 
„Jugend und Raumfahrt“. 
Um kommerziell verwertbare 
Forschungsergebnisse geht es 
den Kapitalisten der metallur­
gischen und der Luft- und 
Raumfahrtindustrie. Ihr bren­
nendes Interesse an Merbolds 
Versuchen mit Material und 
Grundstoffen, die, serienmä­
ßig und billig hergestellt, Kon­
zerne wie MBB, MAN und 
Krupp in der Konkurrenz nac^ . 
vorn bringen sollen, enth^ 
zwangsläufig die militärische 
Anwendung. Der Preis für die 
Reklame, die ihnen Merbold 
im Spacelab liefert, schmerzt 
sie heftig. Das Labor, für fünf­
zig Einsätze tauglich, geht 
nach der Jungfernfahrt in US- 
amerikanischen Besitz über. 
Das „weltraumtechnische 
Meisterstück der Westeuropä­
er“ - an die zwei Milliarden 
DM haben Bau und Entwick­
lung gekostet - hergeschenkt 
„für einen kostenlosen Flug 
mit der Raumfähre“, knir­
schen die „Stuttgarter Nach­
richten“. Und dann noch für 
künftige Benutzung Millionen 
blechen! Heute würde man so- 
was nicht mehr unterschreiben. 
Brauchen die europäischen Im­
perialisten auch nicht, denn 
endlich haben sie eine eigene 
Trägerrakete, die funktioniert. 
Sie sind zum Bau einer Raum­
station eisern entschlossen.
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Tarifbewegung Metall
Die Vorbereitung der Lohnbewegung ist 
schon viel zu lange überfällig
Rechtzeitig zur Beschlußfassung der 
Tarifkommissionen der IGM zur Ar­
beitszeitverkürzung hat die Bundesre­
gierung einen Gesetzentwurf für eine 
Vorruhestandsregelung in Aussicht ge­
stellt. Danach soll freiwillig ab 59 Jah­
ren ausgeschieden werden können mit 
65% des letzten Bruttolohns, und 
selbst das nur für fünf Jahre. Von den 
65% gingen noch Lohnsteuer und Ver­
sicherungsbeiträge ab. Die Einkom­
mensminderung senkt die spätere Al­
tersrente. Die Kapitalisten würden von 
der Bundesanstalt für Arbeit 40 der 
65% erstattet erhalten und weniger 
Beiträge an die Versicherungen zahlen.

Nach fünf Tagen Streik verhindern die Arbeiter der Gießerei Kamm in Rennin­
gen bei Böblingen die Entlassung eines türkischen Betriebsrats.

Gleichzeitig hat Blüm einen Geset­
zesantrag angekündigt, der „Hemm­
nisse für mehr Beschäftigung“ beseiti­
gen soll. Den Andeutungen nach ist die 
Aufhebung von Kündigungsschutzbe­
stimmungen vorgesehen.

Mit der Vorruhestandsregelung ver­
folgt die Regierung einen mehrfachen 
Zweck. Der bürgerlichen Propaganda 
gegen eine generelle, für alle Beschäf­
tigtengruppen geltende Arbeitszeitver­
kürzung liefert sie einen praktischen 
Vorschlag für die Tarifverhandlungen. 
Andererseits werden auf diese Weise 
die christlichen Gewerkschaftsspalter­
vereine und der christdemokratische 
Flügel im DGB für das Auftreten ge­
gen die 35-Stunden-Woche munitio- 
niert. Nicht zuletzt spekuliert Blüm 
auch darauf, daß in der IG Metall eini­
ges von dem Tarifrentenunfug hängen­
geblieben ist, den der Vorstand im letz­
ten Jahr zur tarifpolitischen Hauptauf­
gabe machen wollte, was in manchen 
Tarifbezirken gewisse Resonanz hatte.

Gesamtmetall hat prompt reagiert 
und vor dem ersten Beschluß einer Ta­
rifkommission ein ,,Angebot“ ge­
macht: Vorruhestandsgeld, möglicher­
weise etwas über 65% aufgestockt; Fle­
xibilisierung der Arbeitszeit; Teilzeitar­
beit in großem Umfang; schließlich die 
Andeutung von Bereitschaft, in sol­
chem Zusammenhang auch über „die 
Frage einer Lohnerhöhung“ zu spre­
chen. Die Metallkapitalisten, die lieber 
heute als morgen den Einbruch bei den 
Tarifverträgen bei Arbed auf die Me­
tallindustrie ausweiten möchten, nut­
zen geradezu zynisch die schlimme La­
ge, daß die IG Metall in der Lohnfrage

bisher paßt oder sogar selber im vor­
hinein Zugeständnisse ankündigt. Der 
Vorstand und die Tarifkommissionen 
der IGM, die letzte Woche getagt ha­
ben, haben das Gesamtmetall-,,Ange­
bot“ abgelehnt. Sie haben Forderun­
gen aufgestellt nach 35-Stunden-Wo­
che bei vollem Lohnausgleich, Ein­
schränkung von Überstunden, Aus­
gleich unbedingt nötiger Überstunden 
durch Freizeit. In Baden-Württemberg 
wird zusätzlich die Aufnahme einer Be­
stimmung in den Manteltarifvertrag 
verlangt, nach der die Arbeitsbedin­
gungen in Betriebsvereinbarungen fest­
gehalten werden müssen. Diese Bestim­
mung soll der Intensivierung der Ar­
beit nach einer Arbeitszeitverkürzung 
entgegenwirken. Die ursprüngliche 
weitergehende Forderung nach Festle­
gungen gegen Arbeitsintensivierung im 
Manteltarif selber (vgl. Politische Be­
richte 20/83 und Nachrichtendienst 
Metall 40/83) wurde fallengelassen, da 
mit der Kassierung dieser Forderung 

durch den Hauptvorstand gerechnet 
wurde.

Zwar wurde die Kündigung der 
Lohntarife beschlossen, aber noch kei­
ne Forderung dazu. Das soll erst Ende 
Dezember geschehen, nachdem schon 
erste Verhandlungen über Arbeitszeit­
verkürzung stattgefunden und die Ka­
pitalisten ihr „Angebotspaket“ öffent­
lichkeitswirksam präsentiert haben 
werden. Weder der Haupt vorstand 
nach seiner tarifpolitischen Klausurta­
gung noch die Tarifkommissionen ha­
ben bisher zu Zielsetzungen hinsicht­
lich der Löhne und Gehälter öffentlich 
Stellung genommen und, nach allem, 
was zu hören ist, die Sache auch intern 
ausgeklammert. Andererseits ist nicht 
zu übersehen, daß auf unterer gewerk­
schaftlicher Ebene in den letzten Wo­
chen eine Lohndiskussion in Gang ge­
kommen ist. Soweit dabei Lohnforde­
rungen beschlossen oder erörtert wor­
den sind, waren es durchweg Festgeld­
forderungen bzw. Forderungen, die 
auf eine besondere Berücksichtigung 
der Beschäftigten in den unteren Lohn­
gruppen abzielen.

In Anbetracht der Lage wäre schon 
ein Vorteil, wenn diesmal anders als im 
letzten Jahr erstens alle Tarifkommis­
sionen fest umrissene Lohnforderun­
gen aufstellen und von der unbestimm­
ten Forderung nach Ausgleich der In­
flation Abstand nähmen; wenn zwei­
tens alle Tarifkommissionen entspre­
chend dem Beschluß des Gewerk­
schaftstags gegen ein weiteres Absen­
ken besonders der Niedriglöhne und 
für „stärkere Anhebung der unteren 
Lohn- und Gehaltsgruppen durch Sok- 
kel- oder Mindestforderungen“ ent­
scheiden.
Quellenhinweis: IGM-Metall-Nachrichten Baden-Würt­
temberg Nr. 9 vom 25.11., BWK-Nachrichtendienst Me­
tall, Handelsblatt vom 21.11. bis 25.11. - (rok)

Spionageprozeß
BGH bestätigt 
Gaßmann-Urteil

Am 25.2.1983 wurde der Bildungsse­
kretär der Hamburger IG-Metall, Her­
mann Gaßmann, aufgrund des § 99 
StGB (geheimdienstliche Agententätig­
keit) zu 2/2 Jahren Gefängnis und Ent­
zug auf Bekleidung eines öffentlichen 
Amtes für 3 Jahre verurteilt. Die An­
wälte von H. Gaßmann legten Revision 
beim Bundesgerichtshof ein. Inzwi­
schen hat der BGH das Urteil des 
Hamburger Oberlandesgerichts bestä­
tigt. H. Gaßmann wird nun die Ge­
fängnisstrafe antreten müssen. - Das 
Urteil wurde bislang nicht veröffent­
licht.

Gaßmann unterhielt seit den 50er 
Jahren Kontakte zu dem DDR-Bürger 
Erich Brehmer, dessen Tätigkeit für 
das DDR-Ministerium für Staatssi­
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cherheit (MfS) behauptet, jedoch nicht 
bewiesen wurde. Verurteilt wurde er 
für die Reisen in die DDR seit 1968, 
seit der Schaffung des § 99 durch die 
Große Koalition. Der § 99 StGB und 
seine höchstrichterliche Auslegung 
werten jegliche Informationsgespräche 
zwischen BRD- und DDR-Bürgern als 
Agententätigkeit, auch wenn sie nach­
weislich keine „Staatsgeheimnisse“ 
zum Inhalt haben.

Bekanntlich werden nun keineswegs 
jährlich Millionen von DDR-Besu­
chern vor Gericht gezerrt und mit Ge­
fängnis bedroht, wiewohl dies über 
§ 99 StGB möglich wäre. Der § 99 wur­
de als Unterdrückungs-Instrument ge­
gen politische Bestrebungen, die sich 
der Unterordnung von Arbeiterinteres­
sen unter die außen- wie innenpoliti­
schen Interessen des BRD-Finanzkapi- 
tals widersetzen, eingeführt. Entspre­
chend war, so seinerzeit der Vorsitzen­
de des Hamburger Gerichts, die inner­
gewerkschaftliche Auseinandersetzung 
um „klassenkämpferische“ oder „so­
zialpartnerschaftliche“ Politik Gegen­
stand des Verfahrens.

H. Gaßmann, so das Gericht, habe 
das Vertrauensverhältnis zu seinen 
Vorgesetzten mißbraucht, da er in der 
BRD Veränderungen zugunsten der 
Gewerkschaftsmitglieder anstrebe.
Dies resultiere aus seinem „fehlgeleite­
ten sozialen Engagement“. Der Staats­
anwalt begründete mündlich seine For­
derung nach 3 Jahren Gefängnis da­
mit, daß H. Gaßmann „der IG Metall, 
dem DGB, der SPD und damit der 
Bundesrepublik einen abstrakten und 
unermeßlichen Schaden zugefügt“ ha­
be. Indiz: Als Zeugen vernommene 
Gewerkschaftsführer hätten die DDR- 
Reisen von Gaßmann als Bruch des 
VertrauensVerhältnisses gewertet.

Darum geht es im wesentlichen: Die 
Gewerkschaften sollen zu „Staatsorga­
nen“ erklärt werden. Nach Auffassung 
der Richter haben die Gewerkschaften 
die Aufgabe, „soziale Spannungen im 
Produktionsbereich“ zu verwalten. 
Der § 99 ist eine Knute, den Gewerk­
schaften dieses Verhalten aufzuzwin­
gen. Nicht ohne negative Bedeutung 
ist, daß sich kein namhafter Gewerk­
schafter öffentlich dagegen verwahrt 
hat, „Staatsorgan“ sein zu sollen.

Die Urteilsbegründung, soweit sie 
aus der mündlichen Begründung des 
Gerichts bekannt ist, ist weitreichend: 
Auf dieser Linie ist die Aburteilung der 
Verteidigung der Lebensinteressen der 
Arbeiter gegenüber den Ansprüchen 
der Kapitalisten als „Hochverrat“ 
möglich. Der Staatsapparat wird nicht 
zögern, davon Gebrauch zu machen. 
Das beweist die BGH-Ablehnung des 
Revisionsantrages erneut.
Quellenhinweis: Informationsmaterial des Unterstützer- 
Kreises H. Gaßmann; Arbeiterpolilik-Sonderdruck 
4.3.1983; „Die abschließende Erklärung vor dem 
Gericht" von H. Gaßmann - (wal)

Politische Gefangene
Regierung kriminalisiert und unterdrückt 
Forderung nach Zusammenlegung
Die Bundesregierung hat durch die 
Bundesanwaltschaft, die der Dienst­
aufsicht des Bundesjustizministeriums 
unterstellt ist, seit April gegen minde­
stens 32 politische Gefangene, insbe­
sondere aus der Roten Armee Fraktion 
(RAF) und der Bewegung 2. Juni, so­
wie gegen zahlreiche Personen, die die 
politischen Gefangenen besucht oder 
ihnen geschrieben hatten, ein Verfah­
ren wegen „Unterstützung einer terro­
ristischen Vereinigung“ und Aufbau 
eines „illegalen Informationssystems“ 
eingeleitet. Als Grundlage für diese 
Konstruktion eines „illegalen Informa­
tionssystems“ wurden Briefe beschlag­
nahmt, die schon durch die Zensur der 
Gefängnisleitung gegangen waren. Die 
Absicht der Bundesregierung ist, mit­
tels dieser Konstruktion Kontakte die­

information über den Hungerstreik 1981: Die Bundesanwaltschaft erhob Klage 
wegen „Unterstützung einer terroristischen Vereinigung“

ser Gefangenen nach außerhalb des 
Gefängnisses und untereinander zu be­
seitigen. Insbesondere dient diese Kon­
struktion dazu, die Verbreitung der 
Forderung der politischen Gefangenen 
nach Zusammenlegung in Gruppen zu 
kriminalisieren und zu unterbinden. In 
einem Beschlagnahmeantrag für einen 
Brief schreibt die Bundesanwaltschaft: 
„Zum einen beschäftigt er sich inhalt­
lich mit der Möglichkeit des gemein­
schaftlichen Widerstandes gegen den 
Staat, wobei der Beschuldigte Grosser 
über Möglichkeiten und Wege zur Er­
reichung einer,Front4 theoretisiert, so­
wie über die Möglichkeiten, durch Wi­
derstand innerhalb und außerhalb des 
Vollzugs die Forderung nach Zusam­
menlegung durchzusetzen.“ Über die 
Einleitung von Verfahren gegen Besu­
cher und Briefeschreiber hinaus hat die 
Bundesanwaltschaft erklärt, daß die 
schon Verurteilten zusätzlich bestraft 
werden sollen.

Die Bundesregierung ist entschlos­
sen, die Reste des politischen Zusam­
menhalts der Gefangenen zu beseiti­
gen. Nach dem Hungerstreik 1981 hat­
te die SPD/FDP-Bundesregierung zu­
gesagt, daß sie in der Frage der Forde­
rung nach Zusammenlegung etwas un­
ternehmen würde. Bisher bestehen in 
Celle und Lübeck Gruppen von politi­
schen Gefangenen. Gegen Gefangene, 
die noch weiter die Zusammenlegung 
fordern, werden die Haftbedingungen 
verschärft. So wurde Bernd Rössner, 
der schon über acht Jahre in Isola­
tionshaft gehalten wird, nachdem er 
Anfang 1983 die Zusammenlegung mit 
der Gruppe in Celle gefordert hatte, 
für fünf Monate in eine Bunkerzelle v 
mit vollständiger akustischer Isolation, 
ohne Fenster und ohne Frischluftzu­

fuhr inhaftiert. Erst nachdem der 
Rechtsanwalt B. Rössner Anfang No­
vember in der Justizvollzugsanstalt 
Straubing besuchte, konnte Rössner 
die Information weitergeben, daß er 
gegen seinen Willen vor drei Wochen 
in die Psychiatrieabteilung verlegt wor­
den sei. Die Rechtsanwälte Rössners 
griffen die Zwangsunterbringung in ei­
ner Presseerklärung an und verlangten 
die sofortige Rückverlegung. Die An­
staltsleitung sah sich inzwischen genö­
tigt, B. Rössner zurückzuverlegen.

Auch gegen Klaus Viehmann, der im 
Hochsicherheitstrakt Bielefeld-Brack- 
wede inhaftiert ist und gefordert hatte, 
daß ein weiterer politischer Gefangener 
nach Bielefeld verlegt wird, wurden die 
Haftbedingungen verschärft. Die Ju­
stizbehörden in Bielefeld führten aber 
eine andere Art der Strafverschärfung 
durch. In dem Hochsicherheitstrakt 
sind zwei Arbeitsräume eingerichtet 
worden, die mit Video überwacht wer­
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den. Die Anstaltsleitung verlangte 
achtstündige Zwangsarbeit, bei der un­
ter akkordähnlichen Bedingungen 
Elektroschalter zusammengesteckt 
werden. Wer die Arbeit ablehnt, wird 
mit Strafen bis hin zu Bunkerstrafen 
belegt. In Bielefeld haben die Justizbe­
hörden den ‘verschärften Strafvollzug 
auch auf Gefangene ausgedehnt, die 
sonst im Normalstrafvollzug inhaftiert 
sind, und haben eine größere Zahl von 
ihnen in den Hochsicherheitstrakt ver­
legt. K. Viehmann lehnte die Zwangs­
arbeit ab und trat Ende Oktober in den
Hunger- und Durststreik. Die Anstalts­
leitung hat nach der Beendigung des 
Streiks die Zwangsarbeitsmaßnahme 
für K. Viehmann zurückgenommen.

CDU, CSU, FDP und SPD haben in 
den letzten Jahren die Strafprozeßord­
nung verändert und die Verteidigungs­
möglichkeiten eingeschränkt, um eine 
beschleunigte Verurteilung zu errei­
chen. Welche Verfahrensmöglichkei­
ten der Justiz damit gegeben worden 
sind, demonstriert das Oberlandesge­
richt Düsseldorf, vor dem seit dem 12. 
Oktober gegen Adelheid Schulz und 
Rolf Clemens Wagner wegen der Ent­
führung und Tötung von Schleyer ver­
handelt wird. So ist inzwischen deut­
lich, daß zum Zeitpunkt des Eröff­
nungsbeschlusses noch nicht einmal ge­
nügend Beweismaterial vorlag, um das 
Verfahren gegen Wagner überhaupt er­
öffnen zu können. Trotzdem faßte das
Gericht den Eröffnungsbeschluß. Da­
nach ordnete das Gericht zur Beweiser­
mittlung Tonbandaufnahmen von Ge­
sprächen Wagners an. Erst Ende Okto­
ber unterrichtete das Gericht den 
Rechtsanwalt Wagners von dieser 
Maßnahme. Den sofort eingelegten 
Antrag des Anwalts auf Aufhebung 
der Anordnung hat das Gericht inzwi­
schen abgelehnt. Außerdem will das 

^Gericht die zwei einzigen Belastungs-
- zeugen (angeblich zwei frühere RAF- 
Angehörige) nicht vorladen. Offenbar 
will es aber ihre Aussagen als Zeugen­
aussagen anerkennen. Die Rechtsan­
wälte fordern die Ladung der Zeugen. 

Das Gericht hat im Gerichtssaal zwi­
schen die Angeklagten einen Justizbe­
amten placiert, der Gespräche über die 
Prozeßführung verhindern soll. Als die 
Angeklagten das Recht auf Gespräche 
forderten und sich zusammensetzten, 
wurden sie von Justizbeamten nieder­
geschlagen. Gegen die Mutter von A. 
Schulz, die empört über die Behand­
lung der Angeklagten aufschrie, hat 
der Bundesanwalt einen Antrag auf 
Entzug der Besuchserlaubnis gestellt. 
Da das Gericht bisher Besuche von 
Nicht verwandten ablehnte, würde da­
mit der einzige Besuch, den A. Schulz 
erhält, gestrichen.

Den Antrag von Chr. Klar, B. 
Mohnhaupt, A. Schulz und R.C. Wag­
ner auf Zusammenlegung der Prozesse 
hatte die Bundesanwaltschaft schon 

vor längerer Zeit abgelehnt. Klars Pro­
zeß soll im Februar 1984 beginnen.

Die Bundesregierung hat jetzt ein 
Gesetz über den Wegfall der Zwangser­
nährung auf den Weg gebracht. In der 
Bundestagsdebatte am 29.9. verstän­
digten sich CDU, CSU, FDP und SPD 
darüber, wie sie die Inkaufnahme des 
Todes von Hungerstreikenden in der 
Öffentlichkeit vertreten könnten, ohne 
daß die Regierung die Haftbedingun­
gen ändern müßte. Die GRÜNEN 
konnten sich nicht zu einer direkten 
Kritik an den Haftbedingungen und 
deren Verschärfung aufraffen. Ihre 
Sprecherin erklärte, daß „die Proble­
me von Hungerstreik und Zwangser­
nährung am ehesten dadurch gelöst 
werden können, daß man den Mindest­
anforderungen eines humanen Straf­
vollzugs entspricht“.
Quellenhinweis: Angehörige von politischen Gefangenen, 
Info Nr. 14; Bundestagsprotokoll 10/25; Pressematerial 
des Informations-Büros: Politische Gefangene in der 
BRD, 2000 Hamburg 70, Oktaviostr. 22; tageszeitung 
29.10.83 - (gba)

Großbritannien
Drucker gegen
Gewerkschaftsgesetze

Mehr als 4000 Arbeiter beteiligten sich 
am 22.11. an „illegalen Streikposten“ 
vor der Druckerei der Messenger Zei­
tungsgruppe in Warrington bei Liver­
pool. 73 wurden festgenommen.

Der Zeitungskapitalist Shah wollte, 
nachdem er mit der Gewerkschaft kei­
ne Einigung über Tarifverträge erreich­
te, unorganisierte Arbeiter einstellen. 
Damit brach er den bisher bestehenden 
„closed-shop“-Vertrag, nach dem nur 
gewerkschaftlich organisierte Arbeiter 
eingestellt wurden. Shah entließ sechs 
Mitglieder der Gewerkschaft Graphical 
Association (NGA), die gegen die Auf­
hebung des „closed shop“ streikten. 
Zur Durchsetzung der Wiedereinstel­
lung organisierte die NGA Streikpo­
sten vor dem Betrieb, die auch aus an­
deren Druckbetrieben stammten.

Genau das aber ist nach den neuen 
Anti-Streik-Gesetzen der Regierung 
Thatcher illegal. Der Zeitungskapita­
list Shah erreichte eine Gerichtsent­
scheidung, nach der die Gewerkschaft 
die Streikposten abziehen sollte, bei 
Strafandrohung von 50000 Pfund (et­
wa 190000 DM). Die NGA zog ihre 
Streikposten nicht ab und weigerte sich 
auch, die Strafe zu zahlen.

Auf diese Weigerung antwortete das 
Gericht mit der Verhängung einer wei­
teren Strafe von 100000 Pfund 
(380000 DM) und der Beschlagnahme 
von Gewerkschaftsgeldern in Höhe 
von 665000 DM.

Die NGA rief ihre Mitglieder bei den 
großen, überregionalen Zeitungen in 
London in den Solidaritätsstreik. Am 

letzten Samstag und Sonntag erschie­
nen keinerlei Zeitungen, am Montag 
einige wenige. Die Zeitungskapitalisten 
entließen die Drucker und erklärten 
sich nur bereit zur Wiedereinstellung, 
wenn die NGA unterzeichnen würde, 
die Betriebe in dieser Auseinanderset­
zung nie wieder zu bestreiken. Aber 
heftige Konkurrenz unter den Zei­
tungskapitalisten ließ ihre Front rasch 
bröckeln, alle nahmen die Produktion

Joe Wade, Generalsekretär der NGA
wieder auf, ohne auf der Verpflichtung 
zu bestehen.

Das hinderte sie jedoch nicht, Scha­
densersatzklagen gegen die NGA in 
Millionenhöhe einzureichen - eben­
falls nach den neuen Streikgesetzen.

Der Bankrott der NGA ist die er­
klärte Absicht der Kapitalisten. In der 
Gewerkschaftsbewegung wächst die 
Solidarität, und nachdem die größte 
Gewerkschaft, die TGWU, Anfang der 
Woche der NGA ihre Unterstützung 
zusagte, gab der Gewerkschaftsbund 
TUC am 30.11. eine vorsichtig unter­
stützende Stellungnahme ab.
Quellenhinweis: Financial Times, Economist, Journalist, 
Zeitung der NUJ, verschiedene Ausgaben - (hcf)

Griechenland
Regierung erkennt DDR-
Staatsbürgerschaft an

Bereits im Jahr 1982 haben die Regie­
rung der DDR und die griechische Re­
gierung ein gegenseitiges Rechtshilfe­
abkommen unterzeichnet, das aller­
dings bis jetzt noch nicht in Kraft ge­
treten ist. Bevor es gültig werden kann, 
müssen ihm die Parlamente beider 
Staaten zustimmen. Die entsprechen­
den Abstimmungen sollen in den näch­
sten Wochen stattfinden. Das Abkom­
men regelt die gegenseitige Unterstüt­
zung bei der Verfolgung von Staats­
bürgern, die in ihrem Heimatstaat ge­
gen Gesetze verstoßen haben und sich 
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im je anderen Land aufhalten. Nach 
einer Erklärung des Staatssekretärs im 
Innenministerium Spranger lautet der
1. Artikel des Abkommens: „Als 
Staatsangehöriger eines Vertragsstaa­
tes gelten die Personen, die die Staats­
bürgerschaft dieses Vertragsstaates 
nach dessen Gesetzgebung besitzen.“ 
Also würde die DDR die griechische 
Staatsbürgerschaft anerkennen, was 
nicht umstritten ist. Der griechische 
Staat würde die Staatsbürgerschaft der 
DDR anerkennen. Die BRD-Imperiali- 
sten bestreiten jedoch eine eigene 
Staatsbürgerschaft der DDR, weil sie 
ihre Ansprüche auf Einverleibung der 
DDR offenhalten wollen.

Die Angriffe der Bundesregierung 
auf die griechische Regierung sind ent­
sprechend schroff. Im Oktober schick­
te sie Spranger nach Griechenland, um 
dem griechischen Innenminister Genni- 
matas mitzuteilen, daß das Abkommen 
ihren Auffassungen ,,fundamental wi­
derspreche“, berichtete die „Frank­
furter Allgemeine Zeitung“. Die Bun­
desregierung kenne nur eine „deut­
sche“ Staatsbürgerschaft. Außerdem 
sei zu befürchten, daß Griechenland in

Raketenstationierung
Parlamentarisch abgesegnet, aber Reak­
tion befürchtet Fortgang von Aktionen
Die Reaktion war keineswegs beruhigt, 
nachdem das Parlament mit 286 Stim­
men der Unionsparteien und der FDP 
gegen 225 Stimmen der SPD und 
GRÜNEN bei einer Enthaltung eines 
FDP-Abgeordneten die Stationierung 
von Mittelstreckenraketen gebilligt 
hatte. Aus Anlaß der Bundestagsde­
batte fanden in zahlreichen Orten 
Kundgebungen, Demonstrationen und 
andere Aktionen, häufig unter Beteili­
gung der Gewerkschaften, statt. In 
Bonn nahmen mehrere Tausend an der 
„Belagerung“ des Bundestages teil. 
Der laut Beschluß der „Aktionskonfe­
renz der Friedensbewegung“ vorgese­
hene Kundgebungsredner der „unab­
hängigen Friedensbewegung“ in der 
DDR trat nicht auf, so daß die Aktion 
in Bonn eher von der Gegnerschaft zur 
Bundesregierung als von „grenzüber­
schreitenden Friedensbemühungen“ 
geprägt war.

Nicht bloß das starke Aufgebot von 
Polizei und Grenzschutz, hinter dem 
der Bundestag debattierte, störte das 
Bild parlamentarischer Weihe: Unbe­
stritten auch von den Unionsparteien, 
entspricht der Beschluß des Bundesta­
ges nicht dem Willen der Mehrheit der 
Bevölkerung. Die Kommentatoren der 
Bourgeoispresse äußern jetzt Befürch­
tungen, daß auch nach der Behandlung 
im Parlament und dem Beginn der Sta­

Zukunft DDR-Bewohner an die DDR 
ausliefern würde.

Die griechische Regierung hält an ih­
rem Standpunkt fest, daß die DDR ei­
ne eigene Staatsbürgerschaft besitzt. 
Zu möglichen Auslieferungen erklärt 
sie - in deutlicher Kritik an den west­
deutschen Auslieferungen von türki­
schen Antifaschisten und in Erinne­
rung an die Behandlung griechischer 
Verfolgter während der Militärdikta­
tur: Es „ist eine Grundsatzposition der 
griechischen Regierung, politischen 
Flüchtlingen - aus welchem Land sie 
immer kommen mögen - politisches 
Asyl zu gewähren ... In Griechenland, 
im Gegensatz zu anderen Ländern, 
spielen Opportunitätsgründe in Asyl­
angelegenheiten absolut keine Rolle.“ 
D.h. die griechische Regierung will wie 
zuvor auch keine politischen Flüchtlin­
ge an die DDR ausliefern, wohl aber 
wegen krimineller Delikte Gesuchte.

Wenn das griechische Parlament 
dem Abkommen zustimmt, wäre Grie­
chenland der erste Staat in EG und 
NATO, der die Staatsbürgerschaft der 
DDR anerkennt.
Qucllenhinweis: Archiv der Gegenwart Nr. 40/83; Pres­
seerklärung der griech. Bolschall v. 6.10.83 - (uld)

tionierung die Mehrheit der Bevölke­
rung weiterhin gegen die Aufstellung 
der Mittelstreckenwaffen sei. Während 
die Regierungsparteien allen Bestre­
bungen, gegen die Raketenstationie­
rung eine Volksbefragung durchzufüh­
ren, offen drohen, verstärkt die sozial­
demokratische Partei ihre Bemühun­
gen, die Gegnerschaft gegen die Statio­
nierung in parlamentarische Bahnen zu 
lenken und dort zu ersticken.

Abgeordneter Schmidt (Hamburg) am 
22.11. während der Bundestagsrede des 
SPD-Vorsitzenden Brandt bei der Her­
stellung eines Papier-Flugkörpers mit der 
Aufschrift „Persh. 11“

Obwohl die damalige Bundesregie­
rung mit dem sozialdemokratischen 
Kanzler Schmidt die Stationierung von 
Mittelstreckenraketen in der BRD in 
die Wege geleitet hat, obwohl Parteita­
ge der SPD im Dezember 1979 und be­
stätigend im April 1982 sowie erst noch 
einmal im Januar 1983 ihren Segen da­
zu gegeben haben, erschien die SPD 
nach ihrem jüngsten Parteitag am 15. 
November völlig geläutert in Unschuld.

Der Eindruck verstärkt sich noch 
durch die Angriffe von Seiten der Uni­
onsparteien. Die SPD vollziehe „in 
diesen Tagen den wohl dramatischsten 
und spektakulärsten politischen Kurs­
wechsel in der deutschen Nachkriegs­
geschichte“, so der CDU-Abgeordnete 
Rühe in der Bundestagsdebatte.

Der gezielt herbeigeführte Eindruck 
täuscht. Nicht nur, daß dem Parteivor­
stand der SPD bewußt war, daß das 
Abstimmungsverhalten im Parlament 
sowieso nichts an der Aufstellung von 
Pershing II und Cruise Missile ändern 
würde. Die SPD hat die Stationierung 
der Raketen bloß zum jetzigen Zeit­
punkt abgelehnt und darüberhinaus 
mit ihrem Parteitagsbeschluß zu Frie­
den und Sicherheit sowie mit ihrem in 
den Bundestag eingebrachten Antrag 
am NATO-Doppelbeschluß ausdrück­
lich festgehalten und den früheren 
Kanzler Schmidt bestätigt. So heißt es 
im Antrag der Fraktion der SPD:

„Der NATO-Doppelbeschluß hat die 
Genfer Verhandlungen ermöglicht, insbe­
sondere auch durch den persönlichen Ein­
satz von Helmut Schmidt. Die im Doppel­
beschluß vorgesehene Verhandlungszeit 
von vier Jahren ist ohne Vertragsergebnis 
verstrichen . . . Der Deutsche Bundestag ist 
nicht der Auffassung, daß alle Möglichkei­
ten für einen Verhandlungserfolg genutzt 
sind . .. Ein solches schwerwiegendes Ver­
säumnis wäre einer Regierung Schmidt 
nicht unterlaufen.“

Weiter hat die SPD sorgsamst ver-/^ 
mieden, eine Erklärung abzugeben, 
daß eine künftige SPD-Regierung die 
jetzt beginnende Stationierung von 
Mittelstreckenraketen in der BRD 
rückgängig machen werde, außer die 
Sowjetunion entwaffne sich durch 
Verschrottung ihrer SS-20-Raketen 
selbst. Die Fraktion der SPD hat ge­
schlossen mit CDU/CSU und FDP ge­
meinsam gegen den Antrag der GRÜ­
NEN gestimmt, in dem die Bundesre­
gierung aufgefordert wird, das Einver­
ständnis zu bevorstehenden Stationie­
rung zurückzuziehen. Im Beschluß des 
Bundesparteitages benennt die SPD 
stattdessen als Forderungen:

„1. Die SPD lehnt die Stationierung von 
neuen amerikanischen Mittelstreckenrake­
ten auf dem Boden der Bundesrepublik ab.
2. Die SPD fordert statt dessen weitere Ver­
handlungen. Sie fordert
- von den USA einen Stopp der Stationie­
rung,
- von der Sowjetunion den Beginn der Re­
duzierung ihrer auf Europa gerichteten SS-
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20-Raketen bis zu einer beträchtlich ver­
minderten Zahl,
- von den beiden Verhandlungspartnern 
einen Stopp für die Einführung neuer Nu­
klearraketen kürzerer Reichweite.
3. Wenn neue Raketen in West und Ost auf­
gestellt werden, wird es das Ziel sozialde­
mokratischer Politik in der Opposition wie 
in der Regierung sein, die Nuklearraketen 
auf beiden Seiten in Europa wieder abzu­
bauen.“

Weiter hat die SPD bekräftigt, daß 
sie an der NATO-Mitgliedschaft der 
BRD festhält, weil nur so die Interes­
sen der westdeutschen Imperialisten 

Aktion am 22.11. an der „Bannmeile“ des Bundestags. In anderen Orten fanden 
ebenfalls Aktionen statt, so z.B. in Nürnberg, wo fast 10000 einem Aufruf von DGB 
und Friedensforum folgten.
durchzusetzen seien. Der Fraktions­
vorsitzende Vogel am 21.11.:

„Wir stehen zum Atlantischen Bündnis 
. . . Ein Austritt aus dem Bündnis hätte Iso­
lierung und weniger Sicherheit zur Folge. 
Man nähme auf unsere Interessen nicht 
mehr sondern weniger Rücksicht ... Das 
langfristige Ziel einer europäischen Frie­
densordnung, die mit der Teilung Europas 
auch die deutsche Teilung überwindet, wür- 
de nicht näherrücken, sondern in noch wei­
tere Ferne entschwinden.“

Schließlich hat die SPD ihre staats­
tragende Verantwortung deutlich ge­
macht, indem sie der Reaktion Unter­
stützung zusagte bei der Unter­
drückung der „Friedensbewegung“, 
falls diese parlamentarische Bahnen 
verläßt. So heißt es drohend im Be­
schluß des Parteitages der SPD:

„Die SPD . . . wird ihrerseits, wie schon 
bisher, diejenigen unterstützen und gegen 
Diffamierungen und Kriminalisierung in 
Schutz nehmen, die unter Beachtung der 
politischen und rechtlichen Grenzen, die je­
der Einflußnahme auf die politische Wil­
lensbildung der Verfassungsorgane gezogen 
sind, in diesem Sinne um das Bewußtsein 
unseres Volkes und um die verantwortliche 
Entscheidung derer ringen, die nach unserer 
Ordnung die Entscheidung zu treffen ha­
ben.“

Die GRÜNEN bemühen sich um Di­
stanz gegenüber dem „Anti-Raketen“- 
Manöver der SPD. Sie hielten in der 
Debatte im Bundestag daran fest, daß 

über die Raketenstationierung eine 
Volksbefragung durchzuführen sei. So 
stellte der Geschäftsführer der GRÜ­
NEN Burgmann zum Schluß der Bun­
destagsdebatte Antrag auf Vertagung:

„Denn die GRÜNEN haben in diesem 
Deutschen Bundestag eine Gesetzesinitiati­
ve zur Volksbefragung eingebracht . .. Wir 
halten es für außerordentlich fragwürdig, 
wenn die Mehrheit im Bundestag heute 
Fakten mit einer Entschließung schafft, die 
gewissermaßen die Stationierung sanktio­
niert, ehe dieses Gesetz zum Thema Volks­
befragung hier von diesem Deutschen Bun­
destag abschließend behandelt wird.“

Zudem verwies Burgmann auf die 
von den GRÜNEN angestrengte Klage 
beim Verfassungsgericht. Über diesen 
Antrag, der der Regierung das Recht 
bestreitet, über die Raketenstationie­
rung ohne Parlamentszustimmung zu 
entscheiden, verhandelt das Bundes­
verfassungsgericht am 3. Juli 1984.

Die Beschlußfassung der GRÜNEN 
für die weitere Politik nach dem Be­
ginn der Stationierung ist allerdings wi­
dersprüchlich. So hat die 6. Bundes­
versammlung der GRÜNEN vom 18. 
-20.11. zwar mit dem Austritt der 
BRD aus der NATO eine Forderung 
beschlossen, die für die westdeutschen 
Imperialisten unannehmbar ist, zu­
gleich aber ist die Begründung nationa­
listisch und chauvinistisch:

„Koz? der Anti-Raketenbewegung zur 
antimilitaristischen Bewegung! Die Orien­
tierung der Friedensbewegung auf die Sta­
tionierung neuer atomarer Waffensysteme 
verschafft ihr Vorteile (Verbreitung des Wi­
derstandes), stellt aber parallel ein Risiko 
dar. Bleibt sie eine ,Anti-Rüstungsbewe­
gung*, droht sie an der Stationierung zu zer­
brechen. Die Friedensbewegung muß eine 
eigene Friedenspolitik entwickeln .. . Die 
beiden deutschen Staaten sind Teile des 
strategischen Konflikts, der in Europa aus­
getragen wird. Dieser Konflikt beherrscht 
das Bewußtsein und definiert noch immer 
die politischen Spielräume in Mitteleuropa. 
Solange diese Ordnung von Jalta bestim­

mend bleibt, wird aus der militärischen Ent­
wicklungslogik ein Waffensystem nach dem 
anderen in Mitteleuropa in Stellung ge­
bracht . .. Weder die Bundesrepublik noch 
irgendein anderes Land darf ein Opfer der 
Macht- und Interventionspolitik der Groß­
mächte sein. Die Erarbeitung von Schritten, 
die die Auflösung beider Militärblöcke zum 
Ziel haben, ist dringender denn je. Wir 
müssen raus aus der NATO.“

Festlegungen, ob etwa die Kampag­
ne zur Volksbefragung weiter von den 
GRÜNEN unterstützt werden soll, ob 
Anträge gegen den Rüstungshaushalt 
im Bundestag von der Fraktion weiter­
hin eingebracht werden sollen, fehlen 
bei dem Beschluß der Bundesversamm­
lung der GRÜNEN. So bleibt zu be­
fürchten, daß bei den GRÜNEN Kräf­
te an Gewicht gewinnen, die aus der 
,, Anti-Rüstungsbewegung“, die in 
Gegnerschaft zu den westdeutschen 
Imperialisten steht, eine „grenzüber­
schreitende* *, „blockübergreifende* * 
Bewegung machen wollen, die mit dem 
Ziel der Beseitigung der „Ordnung von 
Jalta“ der Forderung der Reaktion 
nach einer Revision der Niederlage des 
deutschen Imperialismus im Zweiten 
Weltkrieg hinterherläuft.

Der Koordinationsausschuß der 
Friedensbewegung hat erklärt:

„Die Friedensbewegung erkennt den Be­
schluß des Deutschen Bundestages nicht an. 
Für eine Entscheidung in dieser existentiel­
len Frage gab es keine ausreichende demo­
kratische Legitimation. Die Mehrheit der 
Bevölkerung lehnt diese Raketen nach wie 
vor ab. Die Friedensbewegung fordert des­
halb weiterhin die Durchführung einer 
Volksbefragung. Sollte das Parlament diese 
offiziell ablehnen, werden wir im Jahre 
1984 selbst eine umfassende Volksbefra­
gung durchführen.“

Der Koordinationsausschuß kündig­
te „bundesweite Widerstandstage“ an, 
zunächst am 12.12., dem Jahrestag des 
Stationierungsbeschlusses, und dann 
am 30.1.84, dem Jahrestag der Macht­

übergabe an Hitler.
Quellenhinweis: Bundestagsprotokoll 10/35 u. 10/36; 
SPD, a.o. Parteitag, Köln ’83, Protokoll; Erklärung zur 
Friedenspolitik der GRÜNEN, 28.11.83; UZ, 23.-26.11.83 
- (alk)

Öffentlicher Dienst 
Verhandlungen über 
Rationalisierungsschutz

Seit über einem Jahr verschleppen die 
Dienstherren die Verhandlungen über 
die gekündigten Rationalisierungs­
schutz-Tarifverträge. Aufgrund der 
starren Haltung der Dienstherren be­
schloß die Große Tarifkommission der 
Gewerkschaft ÖTV Anfang dieses Jah­
res, den Verhandlungen zur Arbeits­
platz- und Einkommenssicherung den­
selben Stellenwert einzuräumen wie 
den Verhandlungen über Löhne und 
Gehälter. Den anschließenden Lohn­
raubabschluß hat der geschäftsführen­
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de Haupt vorstand der ÖTV u.a. damit 
propagiert, daß die Dienstherren in der 
Tarifvereinbarung ihre Bereitschaft er­
klärten, über einen neuen Tarifvertrag 
zur Arbeitsplatz- und Einkommenssi­
cherung zu verhandeln. Diese Ver­
pflichtung haben die Dienstherren jetzt 
eingelöst. Sie verhandeln! Zur Vorlage 
eines besseren Angebots hatten sie sich 
ja nicht verpflichtet. Und so können 
sie die Schwächung der ÖTV durch die 
Niederlage im Lohnkampf weidlich 
ausnutzen. Anstatt ein verbessertes 
Angebot zu unterbreiten, verlangen sie 
von der ÖTV die Zustimmung zur Be­
seitigung erkämpfter Tarifrechte.

Für Angestellte ist es der Paragraph 
63 des BAT, der regelt, daß bei Kündi­
gung aus Gründen, die der Angestellte 
nicht selber zu verantworten hat, ihm 
ein Übergangsgeld zusteht. Das Über­
gangsgeld beträgt für jedes volle Jahr 
der dem Ausscheiden vorausgegange­
nen Zeit ein Viertel der letzten Monats­
vergütung, mindestens aber die Hälfte 
und höchstens das Vierfache dieser 
Monatsvergütung. In der fünften Ver­
handlungsrunde forderten die Dienst-

ÖTV verlangt Einkommenssicherung 
auch bei Privatisierung
herren die Streichung dieses Über­
gangsgeldes.

Umso wichtiger ist die Durchsetzung 
der Ziele, die die ÖTV in den Verhand­
lungen verfolgt. Der gekündigte Tarif­
vertrag über den Rationalisierungs­
schutz für Angestellte verpflichtet den 
Dienstherren, im Falle von Rationali­
sierungsmaßnahmen dem betroffenen 
Angestellten einen gleichwertigen Ar­
beitsplatz zur Verfügung zu steilen und 
gegebenenfalls eine Umschulungsmaß­
nahme zu finanzieren. Vermindert sich 
beim Wechsel der Beschäftigung die 
Vergütung, so erhält der Angestellte ei­
ne persönliche Zulage in Höhe des Un­
terschiedsbetrages zwischen seiner bis­
herigen und seiner neuen Vergütung. 
In der Praxis hat sich aber gezeigt, daß 
auf betrieblicher Ebene ein ständiger 
Kleinkrieg über die Frage geführt wer­

den muß, was ein gleichwertiger Ar­
beitsplatz ist. Hier will die ÖTV Ver­
besserungen erzielen. Weiterhin bietet 
der gekündigte Tarifvertrag nur vor 
solchen Rationalisierungsmaßnahmen 
Schutz, die ,»erhebliche Änderungen 
der Arbeitstechnik oder wesentliche 
Änderungen der Arbeitsorganisation 
... bezwecken“. Demgegenüber ver­
langt die ÖTV: ,,Arbeitsplätze und 
Einkommen sind zu sichern bei allen 
Maßnahmen des Arbeitgebers, die für 
den Arbeitnehmer eine Veränderung 
der Arbeitsbedingungen, eine Einkom­
mensminderung oder die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses zur Folge ha­
ben.“
Quellenhinweis: ötv-nachrichten zur Arbeitsplatz- und 
Einkommenssicherung 1 und 2, ötv-magazin 1/83, BAT, 
Tarifvertrag über Ralionalisierungsschutz für Angestellte 
V. 29.10.71. - (kar)

Fernfahrer
Speditionskapitalisten 
greifen Streikrecht an

Schon während des Streiks versuchten 
die Speditionskapitalisten, den Warn­
streik zu kriminalisieren und zu zer­
schlagen. Polizei und Staatsanwalt­
schaft waren dabei ihr verlängerter 
Arm. Der Westberliner Justizsenator 
Oxford bezeichnete die ÖTV-Aktion 
an den Transitstrecken als ,,grobe poli­
tische Instinktlosigkeit“, da jede Be­
hinderung auf diesen Strecken als An­
griff auf die Lebensfähigkeit der Stadt 
(Westberlin) zu verstehen sei; weiter 
verstoße sie gegen deutsche und gegen 
alliierte Strafvorschriften. Für Behin­
derungen, Störungen und Gefährdun­
gen des Transports zwischen Berlin 
und der Bundesrepublik müsse man 
mit Strafen bis zu 50000 DM rechnen. 
Die Polizei intervenierte auch hier, in­
dem sie die Fernfahrer vor Grenzüber­
gängen und auf Rastplätzen mit der 
Drohung von Führerscheinentzug und 
Festnahme zur Weiterfahrt zu zwingen 
versuchte.

Die ÖTV hat gegen dieses Vorgehen 
beim Innenministerium Schleswig-Hol­
stein Protest eingelegt. Einzelne Spedi­
tionskapitalisten versuchten, ihre 
Fahrzeuge aus dem Stau herauszuho­
len; in einzelnen Fällen, wo dies ge­
lang, sind die streikenden Fahrer frist­
los entlassen worden. Bereits am 10.10. 
erklärte der ,,Bundesverband des 
Deutschen Güterverkehrs“ gegenüber 
der ÖTV, daß Warnstreiks, die „über 
eine Stunde hinausgingen“, rechtswid­
rig und damit unzulässig wären. Dem­
gegenüber erklärte die ÖTV-Streiklei- 
tung, daß keine Friedenspflicht mehr 
bestünde, da die Verhandlungen ein­
deutig gescheitert seien und damit die 
Warnstreiks „rechtlich legal und poli­
tisch legitim“ seien.

Von den Speditionskapitalisten wird 
laut darüber nachgedacht, ob der 
Streik nicht arbeitsrechtliche Folgen 
haben kann. So z.B. in der Riestelhu- 
öer-Niederlassung in Dogern (Kreis 
Lörrach). Der Spediteur ließ eine Miet­
teilung an die Streikenden verteilen, in 
der mit Kündigung gedroht wird. Am 
18.10. (zehn Tage nach dem Streik) 
wurde in Lörrach von Beamten der Lör­
racher Polizei und des Staatsschutzes 
die Wohnung des 2. ÖTV-Sekretärs, 
P. Weber, ohne richterlichen Durchsu­
chungsbefehl aufgebrochen und nach 
einem abhanden gekommenen LKW- 
Schlüssel der Firma Kanzler in Rhein­
felden durchsucht. Anlaß der Aktion 
war eine Anzeige der Kapitalisten 
Kanzler, wonach der Gewerkschaftsse­
kretär den Zweitschlüssel während des 
Warnstreiks an sich genommen haben 
soll. Der Schlüssel wurde nicht gefun­
den. Fernfahrer der betroffenen Firma 
erklärten gegenüber der ÖTV, es sei 
dort nicht außergewöhnlich, wenn ein 
LKW-Schlüssel oder gar ein Zweit- 
schlüssel fehle, so etwas komme öfter 
vor.

Die ÖTV-Lörrach richtete eine 
Dienstaufsichtsbeschwerde an die Poli­
zeidirektion Lörrach. Es wird darauf 
hingewiesen, daß für einen objektiven 
Betrachter von vorneherein der gegen 
P. Weber erhobene Vorwurf als Straf­
sanktion wegen der Streikmaßnahmen 
bei dieser Firma angesehen werden 
muß und daß es möglicherweise auch 
der Versuch sei, einen ÖTV-Sekretär 
zu kriminalisieren oder ihm zumindest 
Schwierigkeiten zu machen.

Der Generalstaatsanwalt für Baden, 
Bauer, wies die Dienstaufsichtsbe­
schwerde ab, da er es als erwiesen an­
sieht, daß die Polizei-Aktion mit den 
Gesetzen in Einklang zu bringen sei. 
Wegen „Gefahr im Verzüge“ sei die 
Polizei berechtigt, auch ohne richterli- 
chen Durchsuchungsbefehl die Woh­
nung zu durchsuchen. Innenminister 
H. Eyrich (CDU) hat sich hinter Bauer 
gestellt: Er halte das Vorgehen von 
Staatsanwaltschaft und Polizei „für 
vertretbar“.

Die Kreisdelegiertenkonferenz in 
Stuttgart mit 310 Delegierten, die 
Kreisdelegiertenkonferenz der ÖTV- 
Kreisverwaltung Lörrach mit über 100 
Teilnehmern, der DGB-Kreisvorstand 
Lörrach u.a. haben sich gegen die Kri­
minalisierungsversuche des LKW-Fah­
rerstreiks ausgesprochen und die sofor­
tige Einstellung der Ermittlungsverfah­
ren gefordert. Inzwischen wurde be­
kannt, daß ein weiteres Ermittlungs­
verfahren gegen den Ortsvorsitzenden 
der ÖTV Lörrach wegen Landfriedens­
bruch und Nötigung von Zollbeamten 
in Weil (Basel) eingeleitet wurde.
Quellenhinweis: Oberbadisches Volksblatt, 11.10. und 20. 
10.; Alb-Bote vom 11.10., Badische Zeitung v. 19.10.; Do­
kumentation ..Streik: Bereich Transport und Verkehr“, 
9. 11.10., hrg. ÖTV-Kreisverwaltung Lörrach (anh)
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Südafrika
Die Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung macht Fortschritte 
im Kampf gegen die Kapitalisten und das Rassistenregime
Im April haben in Südafrika acht Ge­
werkschaften ein gemeinsames Komi­
tee gebildet, das zur Zeit eine program­
matische Grundlage und organisatori­
sche Struktur entwirft, um eine Verei­
nigung dieser Gewerkschaften in einem 
gemeinsamen Dachverband zu ermög­
lichen. Diese unabhängigen Gewerk­
schaften organisieren vorwiegend 
schwarze Arbeiter in eigenen Verbän­
den, weil die weißen Gewerkschaften 
nur rechtlose ,,Parallelgewerkschaf­

Anzahl der an Streiks beteiligten Arbeiter (vor allem schwarze Arbeiter). 1982 
war von den 141000 Streikenden keiner ein Weißer.

ten“ für Afrikaner haben und direkt 
mit dem südafrikanischen Regime Zu­
sammenarbeiten. Sie widersetzen sich 
den Kontroll-, Registrierungs- und Ar­
beitsgesetzen des südafrikanischen Re­
gimes. Die unabhängigen Gewerk­
schaften trafen sich bereits 1977 zu ei­
ner ersten Konferenz, um über Zusam­
menarbeit zu beraten. Auf einer Folge­
konferenz 1979 verabschiedeten sie ei­
ne gemeinsame Erklärung gegen die 
Registrierungsgesetze, mit der das Re­
gime die Gewerkschaften in seine Ab­
hängigkeit und unter seine Kontrolle 
bringen wollte. Die unabhängige Ge­
werkschaftsbewegung erstarkte in den 
Klassenauseinandersetzungen Ende der 
siebziger und Anfang der 80er Jahre. 
Dabei bildeten sich zwei Dachgewerk­
schaften mit Einzelgewerkschaften in 
der Industrie, Bergbau und dem öf­
fentlichen Dienst heraus (CUSA und 
FOSATU). Gewerkschaften, die sich 
auf einen Wirtschaftsbereich konzen­
trierten, und Gewerkschaften, die Ar­

beiter aus allen Bereichen aufnehmen, 
aber zumeist örtliche oder regionale 
Schwerpunkte haben, gewannen Mit­
glieder dazu. Im August 1981 trafen 
sich 130 Delegierte von 29 Gewerk­
schaften, die 150000 Arbeiter reprä­
sentierten. Fast alle unabhängigen Ge­
werkschaften waren vertreten. Sie 
sprachen ein gemeinsames Vorgehen in 
verschiedenen praktischen Fragen ab 
und beschlossen die Gründung von re­
gionalen Solidaritätskomitees.

Die vierte Konferenz im April dieses 
Jahres mit Errichtung eines gemeinsa­
men Komitees war ein ganz wichtiger 
Termin: Die acht Gewerkschaften (1), 
die mittlerweile 300000 Mitglieder re­
präsentieren, waren in den Klassenaus­
einandersetzungen in den letzten Jah­
ren sprunghaft gewachsen. Jetzt ver­
ständigten sich die Gewerkschaften 
nicht nur darauf, gegenseitige Konkur­
renz und Überschneidungen ihrer je­
weiligen Organisationen zu überwin­
den, sondern auch gemeinsame wir­
kungsvolle Anstrengungen zum weite­
ren Aufbau der Gewerkschaften zu un­
ternehmen.

Dieser Fortschritt war u.a. ein Er­
gebnis der Streikkämpfe der schwarzen 
Arbeiter im Jahre 1982 und der letzten 
Monate (siehe auch Schaubild). Erbit­
terte Widerstandsaktionen und Streiks 
führten die schwarzen Arbeiter gegen 
die Unterdrückung, den Terror und die 
faschistische Gewaltanwendung des 
südafrikanischen Regimes durch. Das 

Regime bannte Gewerkschaften, ver­
haftete Streikende, folterte viele von 
ihnen und brachte Gewerkschaftsfunk­
tionäre um.

Seitdem die Schwarzen in Südafrika 
von den Kapitalisten brutal ausgebeu­
tet werden, haben sie mehrere große 
Anstrengungen im Aufbau einer unab­
hängigen Gewerkschaftsbewegung un­
ternommen und zahlreiche Kämpfe ge­
führt. Immer wieder setzte sich das Re­
gime durch.

20er Jahre: Entstehung der Gewerk­
schaften. Ausschluß der schwarzen 
Gewerkschaften vom Vertrags- und 
Verhandlungswesen (1924).

30er Jahre: Gesetzliche Beschrän­
kung der Mitgliedschaft von Afrika­
nern in registrierten Gewerkschaften 
(1937).

40er Jahre: Brutal zerschlug das Re­
gime einen Streik von 100000 schwar­
zen Bergarbeitern, der den Höhepunkt 
einer großen Streikwelle bildete. 
Schwarze Gewerkschafter gründeten 
1941 einen Rat für nicht-europäische 
Gewerkschaften.

50er Jahre: Verbot der Mitglied­
schaft afrikanischer Arbeiter in regi­
strierten Gewerkschaften und von Be­
teiligung an Streiks (1953). Der Süd­
afrikanische Gewerksschaftskongreß 
SACTU entstand auf nicht rassischer 
Basis mit ca. 50000 Mitgliedern. SAC­
TU betrachtete sich selbst als Bestand­
teil der nationalen Befreiungsbewe­
gung.

60er Jahre: Das Regime verstärkte 
die Unterdrückung gegen die Gewerk­
schaft SACTU. Der Afrikanische Na­
tional Congress (ANC) und der Panafri­
kanische Kongreß (PAC) wurden ver­
boten. Die Gewerkschaft SACTU 
mußte in den Untergrund gehen und 
wurde faktisch zerschlagen. Ein Teil 
ihrer Funktionäre mußte ins Exil, ein 
anderer beteiligte sich am Aufbau neu­
er Gewerkschaften.

70er Jahre: Das südafrikanische Re­
gime versucht, die Gewerkschaften zu 
unterdrücken. Der weiß beherrschte 
Gewerkschaftsbund TUCSA (Gewerk­
schaftsverband von Südafrika) geht 
zum Beispiel dazu über, für schwarze 
Arbeiter „Paralellgewerkschaften“ zu 
bilden mit dem Ziel, die schwarzen Ar­
beiter zu kontrollieren und ihre unab­
hängige Organisierung zu verhindern. 
So fordert TUCSA von der Regierung 
immer wieder direkt das Verbot unab­
hängiger Gewerkschaften. 1981 waren 
32000 Mitglieder in elf ,,Parallelge­
werkschaften“ des TUCSA (von insge­
samt 229000 Mitgliedern).
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Die Lage der Arbeiter und Bauern in der 
,,Schatzkammer der freien Welt“
Ein vor einigen Jahren erschienener 
„Führer für Investoren“ trägt den 
bezeichnenden Titel: „Südafrika — 
Schatzkammer der freien Welt“. 
Schon lange ist Südafrika „der freien 
Welt“ größter Lieferant von wichti­
gen Rohstoffen wie Gold, Diaman­
ten, Uran, Chrom, Platin, Vanadium 
u.a. Auch als Exporteur landwirt­
schaftlicher Produkte steht Südafri­
ka seit jeher hoch im Kurs. In der 
jüngeren Vergangenheit aber hat das 
Land vor allem als Kapitalanlage­
sphäre Bedeutung gewonnen. Allein 
die BRD, nach Großbritannien 
zweitgrößter ausländischer Investor 
in Südafrika, kontrollierte dort Ende 
1981 Direktinvestitionen in Höhe von 
1,86 Mrd. DM: Neben den natürli­
chen Reichtümern der Erde macht 
vor allem eines Südafrika zur 
„Schatzkammer der freien Welt“ - 
die billige Arbeitskraft, die dem süd­
afrikanischen wie ausländischen 
Kapital schier unbegrenzt zur Verfü­
gung steht.

Die wesentliche Bedingung für die 
Verwandlung der afrikanischen bäu­
erlichen Produzenten in Arbeitskräf­
te zur Vermehrung fremden Reich­
tums schufen die europäischen Sied­
ler mit dem „Eingeborenenlandge­
setz“ von 1913 und der darauf auf­
bauenden Gesetzgebung. Damit wur­
den rund 87% des südafrikanischen 
Territoriums zu „weißem Gebiet“ er­
klärt, die Landrechte der afrikani­
schen Bauern liquidiert, wurden Mil­
lionen Bauern von dem Land, das sie 
bebauten und immer schon bebaut 
hatten, vertrieben. Selbst das Recht, 
in den „weißen Gebieten“ Land zu 
pachten, ist in den letzten 15 Jahren 
für die Afrikaner so gut wie ganz be­
seitigt worden. Sie haben Anspruch 
auf Land nur noch in den verbleiben­
den 13% des Territoriums, den als 
„Heimatländer“ bezeichneten Reser­
vaten. Diese gigantische Landenteig­
nung bestimmt bis heute die Lage der 
arbeitenden Klassen in Südafrika/ 
Azania.

Die Bauern sind überaus arm. Nur 
15% des Bodens in den Reservaten ist 
landwirtschaftlich nutzbar. Der 
Landbesitz dort ist gesetzlich auf 4 ha 
beschränkt, aber der Großteil der 
Bauern hat nicht einmal diese 4 ha. 
Genaue Angaben über die Größen ih­
rer Landfetzen liegen zwar nicht vor, 
aber Untersuchungen aus den 60er 
Jahren wiesen nach, daß 90 bis 95% 
der Bauern Landflächen bearbeiten, 
die so klein sind, daß sie nicht einmal 
das Minimum des zum Leben Not­
wendigen abwerfen. Hinzu kommt, 

daß die Böden durch Überbeanspru­
chung schon ziemlich ausgelaugt sind 
und die Bodenerosion rasch voran­
schreitet. Den meisten Bauern fehlt es 
an den notwendigen Geräten, und 30% 
der Bauernfamilien hat keinerlei Vieh.

Die Politik des Siedlerregimes, Afri­
kaner aus den „weißen Gebieten“ in 
die Reservate zwangsumzusiedeln, hat 
die Not dort noch weiter gesteigert. 
Die Ciskei z.B., die schon 1960 mit 
300000 Bewohnern als übervölkert 
galt, zählt heute aufgrund der Zwangs­
umsiedlungen fast 700000 Bewohner. 
Das bedeutet, daß heute nur noch ein 
Viertel der Familien ein bißchen Land 
hat gegenüber zwei Dritteln in den 60er 
Jahren. Dabei gibt es innerhalb der Re­
servate praktisch kaum Einkommens­
quellen außerhalb der Landwirtschaft. 
In allen Reservaten mit einer Bevölke­
rung von insgesamt 10,7 Mio. fanden 
1981 gerade 32487 eine Beschäftigung 
im Bergbau, in der verarbeitenden In-

Landarbeiterin mit ihrer Essensration

dustrie, in der Bauindustrie oder in der 
Elektrizitätsversorgung. Für die aller­
meisten Reservatsbewohner ist Hunger 
an der Tagesordnung, und fast die 
Hälfte der Kinder erlebt das fünfte Le­
bensjahr nicht.

So sorgt die Armut in den Reserva­
ten für ein nahezu unerschöpfliches 
Angebot billigster Arbeitskräfte. Das 
Regime hat hier einige hundert sog. 
Arbeitsbüros errichten lassen, die die 
Arbeitskräfte je nach Bedarf der Kapi­
talisten rekrutieren. Die Afrikaner 
müssen sich hier bei Strafe gleich nach 
Erreichung ihres 15. Lebensjahres und 
bis zum 65. Lebensjahr jeweils inner­
halb eines Monats nach Ablauf eines 
Arbeitsvertrages registrieren lassen. 
Vielleicht bekommen sie einen Arbeits­

vertrag für ein halbes oder ein Jahr; 
Einfluß aber auf den Ort, den Wirt­
schaftsbereich, den Lohn und sonstige 
Bedingungen haben sie nie. Nach An­
gaben des Regimes waren 1979 etwas 
über eine Million männlicher Afrika­
ner aus den Reservaten „zeitweise ab­
wesend“, d.h. als Kontrakt- oder 
Wanderarbeiter in den „weißen“ Ge­
bieten. Ihre Familien müssen in den 
Reservaten bleiben.

Wie hoch der Anteil der Wanderar­
beiter an den Lohnarbeitern insgesamt 
ist, ist nur schwer festzustellen. Ver­
schiedene Schätzungen sprechen für 
die zweite Hälfte der 70er Jahre von 
knapp 60%. Die dauernden Zwangs­
umsiedlungen von Afrikanern aus den 
„weißen“ Gebieten in die Reservate 
sorgen dafür, daß das „Angebot“ sich 
nie erschöpft und der Druck auf die 
beschäftigten Arbeiter erhalten bleibt. 
Allerdings verspürten die Kapitalisten 
in den 70er Jahren, im Zuge beschieß 
nigter Kapitalakkumulation bei gleich 
zeitigem Rückgang der Einwanderung 
von Europäern, größeren Bedarf an 
steten und besser ausgebildeten 
schwarzen Arbeitskräften. Die Gesetz­
gebung trug, was an dieser Stelle nicht 
weiter ausgeführt werden kann, diesem 
Bedürfnis Rechnung. Jedenfalls hat 
sich eine relativ stabile Schicht schwar­
zer Lohnarbeiter mit „festem“ Ar­
beitsplatz (im Gegensatz zum Wander­
arbeiter mit begrenztem Arbeitsver­
trag) und Wohnrecht in den „weißen 
Gebieten“ herausgebildet, die den 
Kern des Industrieproletariats bildet.

Die Löhne der schwarzen Industrie­
arbeiter mögen gegenüber den Löhnen 
anderer schwarzer Lohnabhängiger 
„hoch“ erscheinen. 1980 z.B. verdien­
ten die schwarzen Industriearbeiter 
durchschnittlich 217 Rand (1 Ran^x 
gleich 2,40 DM) monatlich, cf 
schwarzen Bergarbeiter dagegen 168 
Rand. Aber auch ein Großteil der In­
dustriearbeiter mußte damit mit einem 
Lohn leben, der unter dem amtlichen 
Existenzminimum lag (196,05 Rand 
z.B. für* Johannesburg). Demgegen­
über verdienten die weißen Lohnab­
hängigen in der Industrie knapp fünf­
mal, im Bergbau fast siebenmal so viel 
wie die schwarzen Lohnabhängigen.

Wie etwa die „Studie über das Ver­
halten der deutschen Firmen in Südaf­
rika“ belegt, resultiert ein Teil dieser 
immer noch horrenden Lohnunter­
schiede aus ungleicher Bezahlung bei 
gleicher Arbeit. Vor allem aber fällt 
auf und ins Gewicht, daß die weißen 
Lohnabhängigen, deren Anteil an den 
Lohnabhängigen insgesamt stetig 
sinkt, mit körperlicher Arbeit nur noch 
zu einem kleinen Teil zu tun haben. 
Von den 313000 weißen Beschäftig­
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ten in der verarbeitenden Industrie 
1980 waren 12% als leitende Ange­
stellte, weitere 12% als Techniker, 
Ingenieure, Wissenschaftler, 21% als 
Angestellte, 6% als Aufseher, 26% 
als Handwerker (Elektriker, Mecha­
niker o.ä.), 15% als Fach- und ange­
lernte Arbeiter in der Produktion tä­
tig, ganze 190 arbeiteten als Hilfsar­
beiter. Von den 768000 schwarzen 
Beschäftigten dagegen war mehr als 
ein Drittel als Hilfsarbeiter tätig, gut 
die Hälfte als Fach- und (wahrschein­
lich mehr) angelernte Produktionsar­
beiter; gerade 0,3% waren in die Po­
sitionen von Ingenieuren, Techni­
kern o.ä. aufgerückt. Die Stellung 
und Bezahlung der Farbigen und 
Asiaten in der verarbeitenden Indu­
strie ist etwas besser. Im Bergbau, 
hier sind 88% der knapp 700000 Be­
schäftigten afrikanischer Herkunft, 
dürfte die Differenzierung noch 
schärfer hervortreten. Insgesamt 
wird man sagen können, daß ein 
Großteil der insgesamt rund 650000 
weißen Lohnabhängigen den Mittel­
schichten und ein nur verhältnismä­
ßig kleiner Teil dem Proletariat ange­
hört.

Noch rechtloser, noch gedrückter 
als die Proletarier in den Städten sind 
die über rund 1,2 Millionen Landar­
beiter, weitgehend schwarze Wander­
arbeiter. Ihre Löhne betrugen in den 
70er Jahren ein Drittel bis ein Viertel 
der Löhne der schwarzen Industriear­
beiter, sie werden zum allergrößten 
Teil weit, weit unter dem Existenzmi­
nimum bezahlt. Viele erhalten einen 
Teil des Lohns oder sogar den ganzen 
Lohn in Naturalien; in den Weinan­
baugebieten z.B. bekommen sie 
durchschnittlich 7% ihres Lohns in 
billigem Wein. Ihr Arbeitstag ist oft 
zwölf Stunden lang, und das sechs, 
sieben Tage die Woche; Krankenver­
sicherung und Urlaub sind unbe­
kannt, Mißhandlungen immer noch 
an der Tagesordnung. Ein ganzes Sy­
stem von Zwangsmaßnahmen soll 
verhindern, daß die Landarbeiter in 
den Städten nach besseren Verkaufs­
bedingungen für ihre Arbeitskraft su­
chen. So kann jeder, der jemals einen 
Arbeitsvertrag als Landarbeiter be­
kam, sein ganzes Leben lang nur als 
Landarbeiter Arbeit finden - wenn 
überhaupt. Wenn es dem Farmer ge­
fällt, kann er die Landarbeiter jeder­
zeit in die Reservate zurückschicken 
bzw. samt ihren Familien zwangsum­
siedeln lassen.
Quellenhinweis: Bundesstelle für Außenhandelsinfor­
mation, Republik Südafrika, 1980; Ev. Pressedienst, 
„Das Dilemma mit dem Kodex (III)“, Neue Studie über 
das Verhalten der deutschen Firmen in Südafrika, 1981; 
Ikwezi-Sonderausgabe, April 1982; Official Yearbook 
of Republic of South Africa, 1983; Helmut Orbon, Die 
Lage der Schwarzen in Südafrika/Azania, 1980; 
Süddtsch. Zeitung vom 8.12.82, Deportiert in eine elen­
de Freiheit

Auch wenn das südafrikanische Re­
gime in den letzten Jahrzehnten mit 
Terror und Unterdrückung die Ge­
werkschaftsbewegung immer wieder 
zerschlagen konnte, gelingt dies dem 
Rassistenregime heute nicht. Die unab­
hängigen Gewerkschaften bauen ihren 
Einfluß aus. Zum ersten Mal in der Ge­
schichte des südafrikanischen Berg­
baus fanden Tarifverhandlungen zwi­
schen der Kammer der Minenbesitzer 
und einer schwarzen Gewerkschaft, 
der Nationalen Gewerkschaft der Berg­
arbeiter (NUM), statt. Die Bergarbei­
ter schlugen das Lohnangebot der Ka­
pitalisten von 8% aus und setzten mit 
große Streikaktionen ein Anhe­
bung der Mindestlöhne um 13,9 bis 
15,6% und der übrigen Löhne im ge­
ringerem Maße durch. Dies Ergebnis 
ist ein ganz besonderer Erfolg: Die 
Streikaktion der Bergarbeiter bewirk­
te, daß erstmals seit den 40er Jahren 
unter den 600000 schwarzen Bergar­
beitern wieder eine bedeutende Ge­
werkschaft errichtet wurde. Die Berg­
arbeitergewerkschaft zählt heute 30000 
Mitglieder und hat mittlerweile Zugang 
zu allen Minen. Die Bergarbeiterge­
werkschaft darf teilweise auch die ver­
fallenen Wohnlager der hauptsächlich 
beschäftigen Wanderarbeiter betreten 
und für die Ziele der Gewerkschaft 
werben. Infolge des bisher geringen 
Einflusses der Gewerkschaften liegen die 
Löhne, auch nach dieser Lohnerhö­
hung, immer noch unter der offiziellen 
Armutsgrenze.

Sehr schwierig ist der Aufbau einer 
unabhängigen Gewerkschaft unter den 
Landarbeitern. Sie haben überhaupt 
keine gewerkschaftlichen Rechte und 
befinden sich oft noch in halber Skla­
verei. Die Nahrungs-Gewerkschaft 
AFCWU, die als einzige Gewerkschaft 
von dem in den 60er Jahren verbote­
nen SACTU-Dachverband übrigge­
blieben ist, bemüht sich um die Interes­
sen der Landarbeiter. Die Nahrungs- 
Gewerkschaft, die vor allem Arbeiter 
in den Städten organisiert, will dezen­
trale Entscheidungsstrukturen mit grö­
ßerer lokaler Autonomie errichten, um 
die Arbeit unter den Landarbeitern zu 
verbessern.

Auch wenn sich die Gewerkschaften 
stabilisieren, ist der Kampf der Arbei­
ter- und Gewerkschaftsbewegung von 
Rückschlägen und Niederlagen beglei­
tet. Selbst wenn die Arbeiter bei hefti­
gen Streikaktionen die Forderungen 
nicht durchsetzen können, gelingt es 
oft dennoch, im Aufbau der Gewerk­
schaften Fortschritte zu machen. Der 
Streik der städtischen Arbeiter in Jo­
hannesburg im Jahre 1980 ist dafür ein 
Beispiel. Die Gewerkschaft der schwar­
zen städtischen Arbeiter (BMWU) war 
gerade gebildet worden, und schon 
mußte sie einen schwierigen Streik füh­
ren. Ein Augenzeuge (2) berichtet:

„Am 24. Juli kam es zu einer Explosion. 
Die schwarzen Beschäftigten im Orlando- 
Kraftwerk legten die Arbeit nieder. Alle Ar­
beiter, etwa 640, wurden sofort entlassen 
. .. Das eiskalte Vorgehen der Stadtverwal­
tung brachte auch uns Gewerkschafter zum 
Kochen. Joseph Mavi (3), unser Präsident, 
wandte sich in einem Appell an die Stadt­
verwaltung: Wenn die Situation nicht 
schnell bereinigt würde, müsse man damit 
rechnen, daß die Masse der Gewerkschafts­
mitglieder mit Sympathiestreiks für die ent­
lassenen Kollegen antworteten ...

Die Antwort war negativ. Wir seien keine 
registrierte Gewerkschaft, deshalb lehne 
man es ab, mit uns zu verhandeln. Wir 
konnten nichts anderes tun, als tatenlos zu­
sehen, wie sich die Situation zuspitzte.

Nach einem ruhigen Samstag weigerten 
sich am Sonntagabend die Arbeiter eines 
Depots der Stadtreinigung, ihre Schicht an­
zutreten; und am Montag war die Zahl der 
Streikenden auf 10000 angewachsen ... 
Die Stadtverwaltung erklärte in der Presse, 
sie habe Beweise, daß die 10000 Arbeiter 
von Gewerkschaftsfunktionären einge­
schüchtert worden seien und den Streik nur 
aus Angst fortführten. Die meisten unser 
Gewerkschaftsmitglieder sind Wanderar­
beiter - wenig gebildet, Stammesbindun- 
gen und die Stammesideologie spielen bei 
ihnen oft noch eine wichtige Rolle - sie 
sind dafür anfällig. Zumindestens war das 
die Vorstellung der Leute in der Stadtver­
waltung. Man kündigte den Arbeitern an, 
daß offizielle Vertreter aus den entspre­
chenden verschiedenen ,Homelands* einge­
laden seien, die zu den Arbeitern der ver­
schiedenen ethnischen Gruppen sprechen 
und sich deren Probleme anhören sollten.

Mit ihrer Reaktion überraschten die Ar­
beiter nicht nur die Stadtverwaltung, son­
dern auch uns. Mit diesen ,Homeland-Re­
präsentanten* wollten sie nichts zu tun ha­
ben . .. Am Donnerstag, dem 31. Juli, kam 
es dann zu einer unerwarteten Zuspitzung 
der Lage. Die südafrikanische Polizei drang 
in der Morgendämmerung mit einem Rie­
senaufgebot in die Wohnheime ein. Die Ar­
beiter wurden ... gestoßen, gezerrt, ge­
schlagen. Dann wurde ihnen gesagt, wer be­
reit sei, die Arbeit wieder aufzunehmen, 
solle in eine Ecke des Hofes gehen. Als sich 
nicht einer rührte, wurde ihnen erklärt, 
wenn sie sich nicht hier und sofort entschie­
den, würden sie in ihr Homeland abgescho­
ben und erhielten in ihr Paßbuch einen 
Sperrvermerk für Johannesburg. Von da ab 
waren die Leute demoralisiert.**

Die Gewerkschaft der schwarzen 
städtischen Arbeiter war 1980 eine ört­
liche Gewerkschaft, heute erstreckt 
sich der Einfluß auf ganz Südafrika. 
Die Gewerkschaft gehört mittlerweile 
dem CUSA-Dachverband an.

Die Organisierung und Eingliede­
rung der Millionen Wanderarbeiter ist 
für alle Gewerkschaften eine besondere 
Aufgabe. Die Gewerkschaften konn­
ten mit Streiks und Aktionen errei­
chen, daß das südafrikanische Regime 
das Verbot der gewerkschaftlichen Or­
ganisierung der Wanderarbeiter und 
Tagespendler zurücknahm. Eine weite­
re wichtige Aufgabe sind die Ausbil­
dungsmaßnahmen der Gewerkschaften 
gegen das Analphabetentum, die den 
Kampf für die Unabhängigkeit und die
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Ziele, die sich die unabhängigen 
Gewerkschaften stellen
Dokumente und Erklärungen von 
unabhängigen Gewerkschaften über 
ihre Ziele und Aufgabensetzungen 
sind nur schwer zugänglich. Der Ab­
druck der beiden folgenden Doku­
mente erfolgt nicht, um die Bedeu­
tung gerade dieser Gewerkschaften 
gegenüber anderen besonders hervor­
zuheben, sondern weil sie vorliegen. 
Die Gemeinsamkeiten und Überein­
stimmungen zwischen den verschie­
denen unabhängigen Gewerkschaf­
ten sind aber groß genug, daß aus 
diesen Dokumenten Ziele und Auf­
gabensetzungen der unabhängigen 
Gewerkschaftsbewegung ingesamt 
ablesbar sind.
Black Allied Workers Union (BA- 
WU) (Gewerkschaft der vereinigten 
schwarzen Arbeiter): „Aufruf zur 
Gründung und Organisierung 
schwarzer Gewerkschaften in Süd­
afrika“ (1973)

. Zusammenfassend sollen hier noch 
einmal die Forderungen der schwarzen 
Arbeiter aufgeführt werden:
1. Die Freiheit, schwarze Gewerkschaften 
zu organisieren und zu gründen, ohne 
Disziplinierung durch die Arbeitgeber 
oder den Bann durch die Regierung.
2. Die rechtliche Anerkennung schwarzer 
Gewerkschaften - ein Recht, über das 
die Gewerkschaften anderer Rassengrup­
pen im Land verfügen.
3. Das Recht auf Tariffähigkeit - die 
einzig schlagkräftige Waffe der Gewerk­
schaften zur Verbesserung ihrer Lage.
4. Einen ausreichenden Lohn für alle 
schwarzen Arbeiter in allen Berufsspar­
ten.
5. Die Aufhebung der Arbeitsplatzreser­
vierung und Zugang zu allen Berufsspar­
ten.
6. Ausbildungseinrichtungen für schwar­
ze Arbeiter in Industrie und Handel.“
Gründungserklärung der Federation 
of South African Trade Unions (FO­
SATU) 1979:
,,3. Ziele der Vereinigung sind :
3.1 Soziale Gerechtigkeit für alle Arbeiter 
sicherzustellen.
3.2 Für den Aufbau einer vereinten Ar­
beiterbewegung, unabhängig von Rasse, 
Hautfarbe, Glaube oder Geschlecht, zu 
kämpfen.
3.3 Allen Arbeitern gewerkschaftliches 
Bewußtsein und Solidarität einzuschär­
fen.
3.4 Die volle Entwicklung der Produktiv­
kräfte des Landes zu fördern.
3.5 Einen anständigen Lebensstandard, 
soziale Sicherheit und anständige Arbeits­
bedingungen für alle Mitglieder der ange­
schlossenen Gewerkschaften und für die 
Arbeiterklasse als ganze zu sichern.

3.6 Aktiv beim Aufbau von Gewerk­
schaften in allen Industriezweigen zu hel­
fen und die verschiedenen Versuche, alle 
Arbeiter zu einen, zu koordinieren.
3.7 Alle Splittergruppen, gewerbliche und 
kleine Gewerkschaften in Industriege­
werkschaften auf breiter Grundlage zu­
sammenzubringen.
3.8 Die Aktivitäten der angeschlossenen 
Gewerkschaften zu koordinieren und alle 
notwendigen Aktionen in der Koordina­
tion solcher Aktivitäten durchzuführen.
3.9 Meinungsverschiedenheiten zwischen 
angeschlossenen Gewerkschaften zu 
schlichten.
3.10 Untersuchungskommissionen oder 
Unterkomitees über alle die Arbeiterbe­
wegung betreffenden Fragen einzusetzen.

Polizei gegen schwarze Arbeiter

3.11 Die Ausbildung und Erziehung aller 
Arbeiter zu koordinieren, um so das Ziel 
der Arbeitereinheit zu fördern.
3.12 Jede Politik irgendeiner Autorität 
oder Institution, welche die allgemeinen 
Interessen der Arbeiter oder die Interes­
sen der Arbeiterbewegung insbesondere 
betrifft, zu kommentieren, zu fördern 
oder zu bekämpfen.
3.13 Forschung und Publikation in Din­
gen, die die unorganisierten Arbeiter und 
die Arbeiterbewegung allgemein betref­
fen, zu fördern und zu koordinieren . . .
3.16 Mitgliedern Rechtshilfe oder andere 
Unterstützung zu gewähren und sowohl 
die Durchführung von Rechtsauseinan­
dersetzungen wie die Verteidigung in sol­
chen Auseinandersetzungen durchzufüh­
ren, die die Interessen der Vereinigung 
oder ihrer Mitglieder berühren, durch 
oder gegen eine Person, eine Körper­
schaft oder eine Vereinigung.“
Quellenhinweis: Dokumente der Südafrikanischen Be­
freiungsbewegung von 1943 bis heute, Gottfried Well- 
mer, ISSA wissenschaftliche Reihe Band 6, 1977; Doku­
mente des Gründungskongresses der FOSATU, 1979 

Behauptung der Selbständigkeit des 
azanischen Volkes unterstützen. Die 
Gewerkschaften führen Schulungs­
und Seminartätigkeiten für Gewerk­
schaftsmitglieder und Vertrauensleute 
durch, zu denen auch Lesen und 
Schreiben gehört. Die CUSA (elf Ein­
zelgewerkschaften) kann sich bei ihren 
über 100000 Mitgliedern auf 500 Ver­
trauensleute stützen, die die Aufbautä­
tigkeit organisieren. Die FOSATU 
(zehn Einzelgewerkschaften) hat nach 
eigenen Angaben etwa die gleiche Mit­
gliederzahl mit 3000 Vertrauensleuten, 
die in etwa 130 Betrieben organisiert 
sind. Die beiden Dachgewerkschaften 
haben betriebliche Abkommen er­
kämpft, die die Anerkennung der Ge­
werkschaft und die freie gewerkschaft­
liche Betätigung in Betrieben sichern. 
Die CUSA hat 33 solcher Abkommen 
geschlossen. Die FOSATU hatte 1981 
30 Anerkennungsabkommen über die 
Rechte der Vertrauensleute und Ge­
werkschaftsvertreter sowie Entlas- 
sungs- und Personalabbau- und/f 
Schlichtungsverfahren, 14 vorläufige* 
Abkommen, 55 informelle Abkom­
men, in über 30 Betrieben wurden Ver­
handlungen über Abkommen geführt.

Die unabhängigen Gewerkschaften 
arbeiten auch daran, den Einfluß der 
weiß beherrschten Gewerkschaften 
und deren ,,Parallelgewerkschaften“ 
zurückzudrängen. Über ,, Verbin­
dungskomitees“ arbeiten die weißen 
Gewerkschaften mit den Kapitalisten 
eng zusammen. Ein Augenzeuge (2) 
berichtet über einen solchen Gewerk­
schaftsaufbau:

„Das Verbindungs-Komitee stand ganz 
auf der Seite des Managements. Wann im­
mer die etwas von den Arbeitern wollten, 
funktionierte es. Aber wenn die Arbeiter 
mal etwas wollten, gab es nur eine Absage. 
Wir hatten die Nase voll. Wir wollten eine 
demokratisch gewählte Arbeitervertretung. 
In ganz East London denken die Arbeitei\« 
so. Wir beschlossen eine Neuwahl. Vorher 
wollten wir die Meinung aller Arbeiter hö­
ren und machten eine Versammlung. Dabei 
kam heraus, daß alle für die Gewerkschaft 
(SAAWU) waren. In unserer Firma Raylite 
gab es damals knapp 300 Arbeiter, 212 wa­
ren bereits SAAWU-Mitglieder.

Wir wählten ein neues Komitee und ga­
ben die Liste der gewählten Mitglieder un­
serem Boß, Mister Saunders. Der rief dar­
aufhin alle Arbeiter zusammen und erklär­
te, er sei nicht bereit, mit Gewerkschafts­
mitgliedern zusammenzuarbeiten . .. Um 
6.30 Uhr morgens waren die Arbeiter in der 
Kantine versammelt. Als Saunders kam, 
fragte er nicht einmal, warum wir uns ver­
sammelt hätten, sondern erklärte lediglich, 
daß er uns genau 10 Minuten Zeit gäbe, die 
Arbeit aufzunehmen. Zur Gewerkschafts­
sache habe er nichts mehr zu sagen. Wir 
blieben aber ... Dann wurde die Kantine 
von der Polizei umstellt ... die Polizei 
drang ein und schlug uns. Wir versuchten 
alle, durch die schmale Tür ins Freie zu 
kommen. Leute wurden dabei niederge­
trampelt, Kleider wurden zerrissen, Leute 
bluteten.“
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Die Streikbewegung der azanischen 
Arbeiter, der Aufbau und die Stabili­
sierung der Gewerkschaften in den 
letzten Jahren war für die Entwicklung 
des Kampfes gegen das gesamte südaf­
rikanische Regime von großer Bedeu­
tung. Als im Frühjahr 1982 der Ge­
werkschaftsfunktionär der AFCWU 
Neill Aggett im Gefängnis zu Tode 
kam und 70000 bis 100000 schwarze 
Arbeiter den Aufruf aller unabhängi­
gen Gewerkschaften folgten und die 
Arbeit im ganzen Land für eine halbe 
Stunde niederlegten, kommentierte ei­
ne südafrikanische Tageszeitung, dies 
sei die erste politische Streikaktion seit 
über zwei Jahrzehnten. Daß sich in 
diesem Jahr zwei demokratische Front­
organisationen bildeten, ist sicher auch 
ein Resultat des Erstarkens der Arbei­
ter- und Gewerkschaftsbewegung in 
Südafrika. Das ,,Nationale Forum“ 
(NF) und die ,, Vereinte Demokratische 

Front“ (UDF) werden beide von den 
Gewerkschaften unterstützt.

Für die Unterstützung des Befrei­
ungskampfes des azanischen Volkes 
und vor allem der Arbeiter- und Ge­
werkschaftsbewegung in der Bundesre­
publik einzutreten und zu kämpfen, ist 
ganz besonders wichtig: Das westdeut­
sche Kapital und die Bundesregierung 
unterstützen das südafrikanische Rassi­
stenregime politisch, wirtschaftlich 
und militärisch seit Jahren. Deshalb 
freuen wir uns, auf eine Rundreise ei­
nes afrikanischen Gewerkschaftsvertre­
ters durch die Bundesrepublik auf­
merksam machen zu können. Auf Ein­
ladung des Arbeitskreises Afrika, 
Münster (AKAFRIK), wird Mr. Z. 
Mofokeng, Vertreter der Gewerkschaft 
der städtischen Arbeiter (South Afri- 
kan Black Municipal Workers Union) 
im Januar die Bundesrepublik besu­

chen und in zahlreichen Städten auf 
Veranstaltungen sprechen.
(1) Verband der südafrikanischen Gewerkschaften (CU­
SA), Föderation Südafrikanischer Gewerkschaften (FO­
SATU), Allgemeine Arbeitergewerkschaft (GWU), Südaf­
rikanische Vereinigte Arbeitergewerkschaft (SAAWU), 
Gewerkschaft für Nahrungsmittel und Konservenindustrie 
- Afrikanische Gewerkschaft für Nahrungsmittel und 
Konservenindustrie (FCWU/AFCWU), Gewerkschaft 
für Handel, Versorgung und Angeschlossene von Südafri­
ka (CCAWUSA), Allgemeine und Vereinigte Arbeiterge­
werkschaft von Südafrika (GAWU) und Gewerkschaft der 
städtischen Arbeiter von Kapstadt (CTMWA). Anwesend 
waren weiter: Gewerkschaft der Automobilarbeiter von 
Südafrika/Allgemeine Arbeiterunion von Südafrika 
(MACWUSA/GWUSA), Städtische und Allgemeine Ar­
beiter von Südafrika (MGWUSA), Allgemeine Arbeiter­
union von Orange und Vaal (OVGWU), Maschinenbau 
und Angeschlossene Arbeitergewerkschaft (EAWU) - (2) 
Entnommen: Gewerkschafts-Zeitung Südafrika, heraus­
gegeben von Evangelisches Missionswerk im Bereich der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin West e.V. 
(EMW) - (3) Joseph Mavi starb im Juni 1982 bei einem 
mysteriösen Autounfall.
Quellenhinweis: Informationsdienst südliches Afrika e.V. 
div. Ausgaben; Winter, Adelheid, Bericht zur Situation 
und Politik der ,,schwarzen Gewerkschaften“ in der Re­
publik Südafrika seit 1979, zu beziehen: AKAFRIK, An 
den Mühlen 25, 4400 Münster; Mafube, ein Nachrichten­
brief des PAC, zu beziehen über Modipe Ph. Mokgadi, 
Butzstr. 17, 4600 Dortmund; Facts and Reports
F,K,S,T,U,V 1983; idaf, briefing paper 9/1983; Politische 
Berichte 11, 13, 18 und 20/1983 - (jöd, clm, scc, uld)

Zwangsgesetze zur Unterdrückung der Gewerk­
schafts- und Arbeiterbewegung
Die herrschende Klasse in Südafrika 
hat mehr als 2000 Gesetze und Ver­
ordnungen geschaffen, um jegliche 
Anstrengung der azanischen Arbei­
ter, ihre Interessen zu verfechten, zu 
fesseln und zu unterdrücken. Sie be­
treibt die Entrechtung der azanischen 
Arbeiter vor allem mittels der Aus­
bürgerung der Schwarzen im eigenen 
Land, den Sicherheitsgesetzen und 
den Arbeitsgesetzen.

Bis 1979 waren die afrikanischen 
Arbeiter gar nicht als Lohnabhängige 
anerkannt. Sie waren als ,,Eingebo­
rene“ einer Gesetzgebung unterwor­
fen, die ihnen selbst das Recht nahm, 
dem jeweiligen Kapitalisten als ein­
zelne Vertragspartner gegenüberzu­
treten. Bedingungen und Dauer des 
Arbeitsverhältnisses legten Kapitali­
sten und staatliche Behörden fest, 
den Arbeitern war verboten, gegen 
diese Regelungen zu verstoßen. Erst 
seit 1979 gelten azanische Arbeiter 
und seit 1981 auch ein Teil der Wan­
derarbeiter als Lohnabhängige. Den­
noch haben sie kein Koalitions- oder 
Streikrecht, von den wenigen positi­
ven Rechten sind alle Farmarbeiter, 
Dienstboten und die beim Staat Be­
schäftigten ganz ausgeschlossen. Im 
1979 erlassenen ,,Gesetz über die Ar­
beitsbeziehungen“ gestand die Sied­
lerregierung den azanischen Arbei­
tern zwar das Recht zu, eigene Ge­
werkschaften außerhalb der von den 
weißen kontrollierten Verbände zu 
bilden. Solange diese Gewerkschaf­
ten sich aber nicht registrieren lassen, 
haben sie kein Recht, an den staatlich 
reglementierten Verhandlungen mit 
den Kapitalisten teilzunehmen. Für 

die Registrierung müssen die Gewerk­
schaften dem Staat die Kontrolle über 
Finanzen und Wahlen zugestehen und 
Eingriffe in ihre Statuten hinnehmen. 
Das Streikrecht ist den azanischen Ar­
beitern fast vollständig genommen. Ei­
nen legalen Streik darf eine registrierte 
Gewerkschaft nur ausrufen, nachdem 
sie mehr als ein halbes Jahr versuchen 
muß, in Schlichtungsverhandlungen 
mit den Kapitalisten und den staatli­
chen Behörden eine Einigung zu errei­
chen. Selbst dann kann der Industrie­
gerichtshof den Streik verbieten. Alle 
von nicht registrierten Gewerkschaften 
ergriffenen Kampfmaßnahmen sind il­
legal.

Seit 1976 sind alle Versammlungen 
unter freiem Himmel für Azanier und 
Farbige verboten. Die azanischen Ar­
beiter müssen entweder gegen die ein-

Westdeutsche Lederfabrik in Südafri­
ka: Die Kapitalisten haben jede ge­
werkschaftliche Tätigkeit verboten.

zelnen Kapitalisten durchsetzen, daß 
sie sich in den Betrieben versammeln 
können oder mit ständigen Polizeian­
griffen auf ihre Beratungen rechnen, 
denn über eigene Räume verfügen sie 
kaum. Wenn z.B. Wanderarbeiter 
bei solch einer Versammlung festge­
nommen werden, werden sie in den 
meisten Fällen sofort in das ihnen zu­
gewiesene ,,Heimatland“ deportiert. 
In den meisten ,,Heimatländern“ ist 
die gewerkschaftliche Tätigkeit noch 
weiter eingeschränkt. Da es den Sied­
lerbehörden und Kapitalisten nicht 
gelingt, die Gewerkschaften in den 
Betrieben zu zerschlagen, versuchen 
sie, durch Verbote und Beschränkun­
gen in den ,,Heimatländern“ die Ge­
werkschaftsbewegung zu zerschlagen 
und den Widerstand gewerkschaft­
lich tätiger Arbeiter in Arbeitslagern 
zu brechen.

Zunehmend geht das Regime in 
den letzten beiden Jahren gegen Ge­
werkschaftsfunktionäre auf der 
Grundlage von Gesetzen vor, die zu­
nächst vor allem gegen die politi­
schen Befreiungsorganisationen ge­
richtet waren. Mehr als 1600 Ge­
werkschaftsmitglieder sind in den 
letzten zwei Jahren zu mehrjährigen 
Haftstrafen verurteilt worden, weil 
sie gegen das ,, Verbot von Sabotage“ 
durch ihre Teilnahme an Streiks ver­
stoßen haben; das Gesetz zur ,»Ein­
dämmung des Kommunismus“ ge­
brochen haben, indem sie soziale und 
politische Rechte für azanische Ar­
beiter verlangt haben; das ,,Terroris­
musgesetz“ verletzt haben, weil sich 
durch ihre Aktionen Kapitalisten und 
Staat erpreßt sahen.
Quellenhinweis: International Döfence & Aid Fund, 
Briefing Paper Nr. 9/83; J. Piron, The South African 
System of Industrial Relations, in: South African Jour­
nal of Labour Relation, März 1982
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

VLK fordert 150 DM 
und 7-StundenTag

Westberlin. Der Vertrauens­
leutekörper von Fritz Werner, 
Maschinenbau, hat zur Ar­
beitszeit und Lohn Beschlüsse 
gefaßt und an die Tarifkom­
mission weitergeleitet: ,,Er­
stens sprechen wir uns dafür 
aus, die 35-Stunden-Woche in 
der Form des Siebenstundenta­
ges zu fordern . .. Zweitens 
darf die Forderung nach Ver­
kürzung der Arbeitszeit nicht 
gegen eine Forderung zur Si­
cherung der Reallöhne aufge­
rechnet werden . . . schlagen 
wir eine Lohnforderung in Hö­
he von 150 DM Festgeld vor. 
Dies entspricht dem Volumen 
nach, bezogen auf den Durch­
schnittslohn, in etwa 5%.“

Arbeitsgericht bietet 
Vergleich an

Hamburg. Am 25.11. verkün­
dete das Arbeitsgericht Ham­
burg das Urteil im Verfahren 
Hapag-Lloyd gegen den Seebe­
triebsrat. Der Hapag-Lloyd- 
Vorstand hatte zwei Mitglie­
dern des Seebetriebsrates we­
gen des Friedensaufrufs auf 
der ,, Alemannia Express“
fristlos gekündigt. Da der Be­
triebsrat die Zustimmung zu 
den Kündigungen verweigert 

Die 12000 Beschäftigten des größten US-Busunternehmens Grey­
hound Lines streiken seit dem 3. 11. Die Kapitalisten hatten ver­
langt, daß die Löhne und die Sozialleistungen um insgesamt 28% 
gesenkt werden und daß sie Teilzeitbeschäftigte mit 80% des je­
weils geltenden Lohns einstellen können. Die Transport-Gewerk­
schaft ATU hat diese Forderungen der Kapitalisten abgelehnt, 
sich aber bereit erklärt, einen Zwei-Jahres-Vertrag abzuschließen, 
der nur eine Inflationsanpassung der Löhne vorsieht. In heftigen 
Auseinandersetzungen haben die Streikenden am 17.11. die Ver­
suche der Kapitalisten, mit Streikbrechern einen Teil des Linien­
verkehrs aufzunehmen, gestoppt. Die Kapitalisten gaben be­
kannt, daß sie 1 300 Streikbrecher einsetzten. Die Polizei griff die 
Streikposten an und nahm 132 fest. Die Kapitalisten haben jetzt 
einen neuen Tarifentwurf vorgelegt, der Kürzungen zwischen 20 
und 25% vorsieht. Die Gewerkschaftsmitglieder stimmen in die­
sen Tagen über den Entwurf ab. Der Gewerkschaftsvorstand hat 
in der letzten Woche diese Kür/.ungsforderungen abgelehnt. Bild: 
Streikposten vor einer Greyhound-Station.

Hannover. Etwa 4000 Be­
schäftigte aus niedersächsi­
schen öffentlichen Dienstlei­
stungsbereichen demonstrier­
ten am 19.11.83 in Hannover 
zu einer Kundgebung gegen 
Privatisierungspolitik. Die 
scharfen Angriffe der Vorsit­
zenden der ÖTV, Wulf-Ma­
thies, gegen die niedersächsi­
sche Wirtschaftsministerin 
Breuel (CDU) als Vorreiterin 
der Privatisierungsideologie 
,,Weniger Staat - mehr Lei­
stung“ wurden mit breitem 
Beifall unterstützt und die An­
griffe auf die Beschäftigten zu­
rückgewiesen. Weitere Aktio­
nen sollen folgen.

einen Vergleich an, zu 
sich beide Parteien bis 

13. Dezember äußern sol- 
Danach soll sich der Be- 

verpflichten,

hatte, beantragte der Vorstand 
diese Zustimmung beim Ar­
beitsgericht. Das Gericht bietet 
nun 
dem 
zum 
len.
triebsrat verpflichten, Be­
triebs- bzw. Bordversammlun­
gen und deren Dauer nicht 
mehr von Forderungen an die 
Geschäftsleitung abhängig zu 
machen. Außerdem soll er sich 
verpflichten, Betriebsrats- und 
Gewerkschaftsarbeit nicht zu 
mischen. Dafür soll der Vor­
stand seine Kündigungen zu­
rücknehmen.

A wr tA« o r V

Protest gegen Diszipli­
nierung von Lehrern

Heidelberg. Einstimmig verab­
schiedete der Vertrauensleute­
körper der Firma Graubremse, 
der Betriebsrat und die Ju­
gendvertretung eine Entschlie­
ßung an Kultusminister May­
er-Vorfelder, in der sie sich ge­
gen die Disziplinarmaßnahmen 
wenden, die gegen 20 Lehrer 
wegen Beteiligung an der Frie­
denswoche eingeleitet wurden. 
Die Körperschaften schließen 
sich der Protestresolution des 
GEW-Gewerkschaftstages an 
und treten für folgendes ein: 
,,... Auch wir haben weder 
ein Interesse daran, daß die 
Atom-Raketen in der Bundes­
republik stationiert, noch daß 
unsere Kinder für die stattfin­
denden Kriegsvorbereitungen 
indoktriniert werden sollen . . . 
lehnen wir auch den sog. 
Wehrkundeerlaß, insbesonde­
re den Ausschluß von Vertre­
tern der Kriegsdienstverweige­
rer von den Schulen, ab . . . 
Rücknahme der Disziplinar­
maßnahmen! Keine Berufsver­
bote!“

der 
und 
tür-

WDR-Service für 
Türkeiregime

Kö/^.Mit Unterstützung 
Gewerkschaft Erziehung i 
Wissenschaft führen zwei i 
kische Lehrer aus Dortmund 
einen Prozeß gegen den WDR 
wegen des Aussendens von 
Fahndungslisten im türkischen 
Radioprogramm u.a. mit ihren 
Namen. Seit zwei Jahren ver­
sucht die Junta, mit der Be­
gründung ,,staatschädigende 
Aktivitäten“ Gewerkschafter, 
Künstler und Lehrer außerhalb 
der Türkei zu verfolgen. Das 
Regime forderte gewerkschaft­
lich und politisch aktive Tür­
ken auf, sich in der Türkei vor 

Gericht stellen zu lassen, ande­
renfalls würden sie ausgebür­
gert. Scheinheilig schließt derf 
Verantwortliche „Einschüchf 
terungen durch die WDR-Li­
sten“ aus. „Sie erfahren durch 
uns, daß sie bei der Einreise in 
die Türkei mit der Verhaftung 
rechnen müssen.“ Die Junta 
selbst ist da ehrlicher: „Alle in 
der BRD eingestellten Lehrer 
werden beobachtet. Gegen 253 
wird ermittelt. Unser Ziel ist 
es, an Stelle der vor Ort einge­
stellten Lehrer aus der Türkei 
zu schicken“ (H. Saglam, Mi­
nister für nationale Erziehung, 
1982). Ali und Cemile Dagde- 
viren (Ali ist Vorsitzender des 
türkischen Lehrerverbandes in 
NRW) greifen die Fahndung 
als direkte Unterstützung des 
westdeutschen Staates mit Hil­
fe des WDR und als „gute Zu­
sammenarbeit“ an und for­
dern das Verbot der Sendung.

r
GHK fordert 

6% Lohnerhöhung
Herford. Die Große Tarif- 
kommission der Gewerkschaft 
Holz und Kunststoff (GHK) 
fordert eine Anhebung der 
Löhne und Gehälter um 6% 
für die rund 65000 Beschäftig­
ten der Holzindustrie und des 
Serienmöbelhandwerks in 
Westfalen-Lippe sowie die 
15000 Beschäftigten der 
NRW-Polstermöbel- und Ma­
tratzenindustrie. Die Tarifver­
träge sind zum 31.12. gekün­
digt worden. Auf den Ecklohn 
in der Holzindustrie würden 
6% eine Erhöhung von ca. 119 
DM brutto im Monat bedeu­
ten. - Zum viertenmal vertagt 
wurden die Tarifverhandlun­
gen im Tischlerhandwerk 
NRW. Hier hat die GHK die 
Beschäftigten aufgefordert, ab 
sofort „jegliche Überstunden­
leistung zu verweigern“.



Zeitarbeitsverträge
Tagelöhnerstatus für Belegschaftsteile 
muß gesetzlich verboten werden
Hildesheim. Der Arbeitsmarkt der 
Stadt Hildesheim (gut 100000 Einwoh­
ner) wird im wesentlichen durch Blau­
punkt (knapp 10000 Beschäftigte) und 
Bosch (etwas über 3000 Beschäftigte) 
beherrscht. Durch Abfindungsaktio­
nen in den letzten beiden Jahren, 
durch Entlassungen und Nichtersatz 
der Fluktuation haben beide Betriebe 
des Bosch-Konzerns kräftig zur Über­
füllung des Arbeitsmarktes beigetragen 
(Arbeitslosenquote bei 11%). Der drit­
te hier betrachtete Betrieb ist fuba im 
knapp 20 km von Hildesheim entfern­
ten Bad Salzdetfurth. Auch fuba hat in 
den letzten Jahren deutlich Belegschaft 
abgebaut.

In den drei Betrieben wurde die Be­
legschaft soweit reduziert, daß jede 
Verbesserung der Auftragslage von der 
noch vorhandenen Belegschaft nicht 
mehr zu bewältigen ist. So führten im 
Frühjahr 1983 bei fuba die erfolgreiche 
Eroberung eines ansehnlichen Teils am 
Kuchen der Kabelfernsehen-Technolo­
gie durch die Kapitalisten, bei Bosch 
z.B. die Niederringung der japanischen 
Konkurrenz als Anlasser-Lieferant bei 
dem USA-Automobilproduzenten
Chrysler sowie bei Blaupunkt u.a. 
auch ein großer USA-Auftrag zu Über­
stunden und Samstagsarbeit in großem 
Ausmaß. Das lief ein bis zwei Monate 
so, bis die Kapitalisten sahen, daß ihre 
durch verschärfte Ausbeutung erziel­
ten Konkurrenzvorteile so nicht zu be­
wältigen seien. Keiner der Betriebsräte 
ließ sich richtigerweise darauf ein, 
kompletten Samstags-Sonderschichten 
zuzustimmen. Allerdings gab es ,,frei­
willige“ Samstagsschichten, wobei die 
Meister der ,,Freiwilligkeit“ nachzu­
helfen hatten. Die Kapitalisten beton­
ten immer wieder, daß das große Auf­
tragsvolumen vorübergehend sei.

Die Blaupunkt-Kapitalisten began­
nen mit einer ,,flexiblen“ Belegschafts­
aufstockung durch Beschäftigte von 
Leihfirmen (z.B. Persona-Service). 
Zum Teil bestand deren Aufgabe dar­
in, in Nachtschicht hochautomatisierte 
Fertigungsanlagen zu betreuen.

Im Frühjahr 1983 lief in den drei Be­
trieben die Einstellung von Arbeiterin­
nen und Arbeitern mit befristeten Ar­
beit sverträgen an. Die Betriebsräte 
standen diesen Taten nicht grundsätz­
lich ablehnend gegenüber. Das Argu­
ment des vorübergehenden Auftrags­
berges zeigte Wirkung. Die Aussage 
von z.B. sowohl dem Bosch-Betriebs­
rat als auch vom IGM-Verwaltungs­
stellenleiter war so: Gegen befristete

Arbeitsverträge ist die IGM bisher ei­
gentlich immer gewesen. Aber in einer 
Zeit, in der so viele und so lange ar­
beitslos sind, helfen wir den Arbeitslo­
sen. Sie kommen durch befristete Ver­
träge wenigstens eine Zeitlang an Ar­
beit und Brot.

Die Arbeitsbedingungen der „Befri­
steten“ am Beispiel Blaupunkt. Einge­
stellt wurden fast ausschließlich Schü­
ler, die keine Lehrstelle bekommen ha­
ben oder auf einen Studienplatz war­
ten. Sie sind also ohne Erfahrung über 
normale Arbeitsbedingungen, Stück­
zahlverrechnung im Akkord, gewerk­
schaftliche Politik. Ihre soziale Lage 
ist davon geprägt, daß sie dringend auf 
ein eigenes Einkommen angewiesen 
sind. Anspruch auf Arbeitslosengeld 
hatten sie weder vor der befristeten 
Anstellung, noch nach deren Beendi­
gung. Sie treiben sich also zur Höchst­
leistung, um einen der wenigen in Aus­
sicht gestellten unbefristeten Verträge 
zu bekommen. So wird denn auch auf 
die befristet Eingestellten besonderer 
Druck ausgeübt, sich an Samstagsar­
beit zu beteiligen. Sie werden an fast 
täglich wechselnden Arbeitsplätzen be- 

I schäftigt. Wie unter diesen Bedingun­
gen die Akkordabrechnung zustande- 

| kommt, ist undurchschaubar.
Der fuba-Betriebsrat wurde vor Ab­

lauf der Sechs-Monats-Frist (Dauer der 
Einstellungen) aktiv: Er verweigerte 
die Zustimmung zu einer von der Ge­
schäftsleitung geplanten Überstunden­
lawine und verlangte Neueinstellun­
gen. Der Betriebsrat konnte sich 
durchsetzen. Alle befristeten Verträge

(ca. 50) wurden in unbefristete umge­
wandelt und alle geplanten 80 Neuein­
stellungen wurden als unbefristete 
durchgeführt.

Bei dem Bosch-Betriebsrat war keine 
entschiedene Gegenwehr zu spüren. 
Die Kapitalisten konnten erreichen,
daß eine Reihe von auf sechs Monate 
befristeten Einstellungen (ca. 250) 
noch einmal um zwei bis fünf Monate 
verlängert wurden. Noch auf der letz­
ten Betriebsversammlung hatten die 
Belegschaftsvertreter erklärt, sie wür­
den solchen Kettenarbeitsverträgen 
nicht zustimmen. Insgesamt wurden 
ca. 100 befristete Verträge in unbefri­
stete umgewandelt. Trotz befristeter 
Einstellungen laufen seit März weiter­
hin viele Überstunden, Langschichten, 
Samstagsarbeit.

Der Blaupunkt-Betriebsrat verwei­
gerte seine Zustimmung zu „freiwilli­
gen“ Samstagsschichten parallel zu be­
fristeten Einstellungen. Die Kapitali­
sten haben daraufhin Überstunden an­
geordnet, der Betriebsrat ging vor die 
Einigungsstelle. Es konnten nur bei 
10% der 800 befristet Eingestellten un­
befristete Einstellungen erreicht wer­
den. Zum Herbst 1983 wurden die Fri­
sten immer kürzer: Einstellungen auf 
drei, zwei und einen Monat, -(frs)

DI AG/Fritz Werner
,,Pionierarbeit“ 
für das Kapital

Westberlin. Für die Aufsichtsratsit­
zung der DIAG am 2. Dezember hat 
die Geschäftsführung ihren Plan zur 
Auflösung des Konzerns und zur Pri­
vatisierung der noch existierenden 
Werke vorgelegt.

Die DIAG-Werke Fritz Werner in 
Westberlin, Fritz Werner Anlagen in 
Geisenheim (wegen des Verbots von 
Rüstungsproduktion in Westberlin in 
den 50er Jahren nach Westdeutschland 
verlegte Produktionsstätte), Kolb in 
Köln und Honsberg in Remscheid wer­
den jeweils eigenständige GmbHs. Im 
Laufe des Jahres 1984 werden dann die 
Werke in Geisenheim und Remscheid, 
die zur Zeit schon hohe Profite brin­
gen, vom Flick-Konzern übernommen.

Für Fritz Werner in Westberlin sieht 
das Konzept die Schließung der Gieße­
rei vor, die Entlassung von 200 Arbei­
tern und Angestellten im Werkzeug­
maschinenbau, die Verlagerung der ge­
samten Produktionsstätte auf ein mo­
dernes Fabrikgelände. Dort werden 
dann mit einer Belegschaft von 410 Be­
schäftigten (derzeit noch 742) aus­
schließlich Bearbeitungscenter und fle­
xible Fertigungszellen gebaut. Bei der 
Produktion in diesem Werk, das dann 
vom Gildemeister-Konzern übernom-
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men werden soll, wollen sich die Kapi­
talisten neben der allgemeinen Berlin- 
förderung insbesondere die staatliche 
Finanzierung von Forschungs- und 
Entwicklungsarbeit in Westberlin zu­
gute kommen lassen. Der Professor an 
der Technischen Universität Westber­
lin und DIAG-Aufsichtsratmitglied so­
wie Leiter der Fraunhofergesellschaft, 
Dr. Spur, sieht hier „eine Pionierauf­
gabe zur Stärkung des gesamten deut­
schen Werkzeugmaschinenbaus.“ Im 
Werk Kolb soll die Hälfte der Beleg­
schaft entlassen werden und sollen nur 
noch 100 Beschäftigte, ebenfalls unter 
der Regie des Gildemeister-Konzerns, 
angegliedert an das Fritz Werner Werk 
in Westberlin, spezielle Fertigungszel­
len bauen.

Die Belegschaften in Köln und West­
berlin reagierten auf das Bekanntwer-

Opel AG

den dieser Pläne mit von der IG Metall 
getragenen einstündigen spontanen 
Arbeitsniederlegungen am 3. Novem­
ber. Auf der Streikversammlung in 
Westberlin griffen Vertrauensleute das 
Konzept der DIAG-Geschäftsführung 
als Schlußpunkt der sogenannten 
„DIAG-Sanierung“ an, die von An­
fang an auf eine weitere Konzentration 
des westdeutschen Werkzeugmaschi­
nenbaus durch Schließung einzelner 
Werke abgestimmt war. Die Arbeitsbe­
dingungen für die Belegschaften wur­
den und werden Schritt für Schritt 
durch Ausweitung von Schichtarbeit, 
Prämienentlohnung, Einführung von 
computergestützten Konstruktionssy­
stemen, Überwachung über Betriebs­
datenerfassung und Streichung außer­
tariflicher Leistungen verschlechtert. - 
(kla)

Die Rationalisierungswelle der Kfz- 
Kapitalisten rollt

zentriert an einem Produktionsstand­
ort hergestellt und zum Einbau in die 
BRD geliefert. Innerhalb der BRD hat 
sich in den letzten Jahren die Karosse­
rieproduktion auf den neuen Preßstra­
ßen in Kaiserslautern, die PKW-Ferti­
gung für die - absatzstärkeren - 
Kleinmodelle in Bochum und für die 
absatzschwächeren Großmodelle in 
Rüsselsheim konzentriert. Insgesamt 
370000 Einheiten aus der Produktion 
von 960000 werden in Antwerpen end­
montiert, der Exportanteil (inkl. d. 
Südeuropa-Absatzes) lag bei 58% (alle 
1982).

An den GM-Unternehmen hält Opel 
zum Teil eigene Anteile, die wesentli­
che Produktion der europäischen Wer­
ke besteht aus Opel-Typen. Aus der 
Tabelle erschließt sich, wie die Opel- 
Kapitalisten Bilanzverluste produ­
ziert haben in einer Zeit, in der sie

Frankfurt. Mitte Oktober legte der 
Vorstand der Opel AG dem Wirt­
schaftsausschuß (ein nach § 106 Be­
triebsverfassungsgesetz vom Gesamt­
betriebsrat zu besetzendes Gremium 
„gegenseitiger Unterrichtung“) Daten 
mittelfristiger Unternehmensplanung 
vor. Danach soll die Belegschaft in den 
BRD-Opel-Werken (Rüsselsheim, Bo­
chum, Kaiserslautern) bis 1988 um 
10000 bis 12000 Beschäftigte verrin­
gert werden. Das entspricht 20% (s. 
Tabelle).

Damit kündigt der Opel-Vorstand 
verbindlich an, die Ernte der Unter­
nehmenspolitik der letzten Jahre ein­
fahren zu wollen. Die Opel AG gehört 
zu 100% dem weltgrößten Kfz-Produ- 
zenten General Motors Corporation 
(GM), zu dessen Weltumsatz sie seit 
1978 zwischen 12 und 15% beiträgt. 
Die Politik der Opel-Kapitalisten war 
es, aus den BRD-Werken Komponen- 
ten-Produktion in europäische Nied­
riglohnländer abzuziehen.

„. .. Opel Rüsselsheim ist die Euro­
pazentrale von GM . . . Schon heute 
verfügt GM als der Welt größter Kom­
ponentenproduzent in Europa über 
acht Werke . . . Das spanische Werk 
erhöht die Produktionskapazität auf 
... 1,3 Mio. Einheiten . .. damit die 
europaweit die gleichen Kapazitäten 
wie Ford ... “

Aus allen BRD-Werken sind ganze 
Typen abgezogen worden: die Moto­
renproduktion Typ 2 nach Wien, in 
Saragossa lief die Produktion für den 
südeuropäischen Markt an; bestimmte 
Fahrzeugkomponenten werden kon- 

das direkt Opel zurechenbare produk­
tive Kapital kräftig erhöht haben. Dem 
Extraprofit aus der relativ niedrigeren 
Lohnsumme gesellt sich der Extrapro­
fit aus der Verschiebung von Mehr­
wertanteilen über konstruierte konzern­
interne Preise bei. Dies geschieht ver­
mittels höherer Berechnung der aus 
den Niedriglohnländern bezogenen 
Fahrzeugkomponenten.

Dabei sind die Investitionen der 
Opel AG gerichtet auf den Ersatz 
menschlicher durch in moderner Ma­
schinerie vergegenständlichte Arbeit. 
Von den Investitionen der letzten Jah­
re sind 500 Mio. DM in den Neubau 
der Rüsselsheimer Lackiererei geflos­
sen; der Rest entfiel auf die beiden an­
deren Werke. „... Produktionstech­
nisch sind im Werk Rüsselsheim . . . 
Rationalisierungsreserven vorhanden 
wie in der gesamten deutschen Auto­
mobilindustrie ... Da das Werk relativ 
alt ist, sind sie eher größer . . . Produk­
tionsbereich: Einsatz von NC-, CNC-, 
DNC-Systemen; Reduktion arbeitsin­
tensiver Prozesse .. . Produktionsum­
feld: Reduktion von manuellen Steue- 
rungs-, Transport-, Lager-, Prüf- und 
Kontrolleinrichtungen .. . Entwick­
lung und Verwaltung: Einsatz von 
CAD, elektronischer Textverarbei­
tungssysteme . . . Produktivitätspoten­
tiale werden auf 5 bis 7% geschätzt . .. 
unter Status quo Bedingungen Arbeits­
kräftefreisetzungen bis 1995 von rund 
25 300 (- 27%)... dieser Rückgang
höher als im Bundesgebiet (- 165000 
oder - 21%).“

In einer vorgezogenen Betriebsver­
sammlung am 1.11. hat der Betriebsrat 
einen Entwurf des Gesamtbetriebsrates 
der Opel AG BRD zum Rationalisie­
rungsschutz vorgelegt, der vorsieht: 
Mitbestimmungsrecht des BR, Verbot 
von Kündigung, Abgruppierung, wei- C 
terer Produktionsauslagerung, Gebot 
von Überstundenausgleich, qualifizier­
ter Weiterbildung, Wiederbesetzung 
von durch Fluktuation freigewordenen

Entwicklung der Belegschaft und der Umsätze der BRD-Werke

1978 64844 10642
1979 67360 10919
1980 59876 9224
1981 60612 10094
1982 59688 12735

der Opel AG

Umsatz Umsatz/ Steuern Jahres- Bruttoin-
Belegschaft absolut Arbeiter (2) Opel AG gewinn veslitio-

Jahr insgesamt (1) (alle Geldbeträge in Millionen DM) nen (3)
0,2008 487 492 798
0,1964 427 253 1016
0,1926 50 411 1411
0,2068 36 - 593 1064
0,2659 51 92 965

Quelle: (leschalisbciidilc dci -Xdaib Opel \(. ■

(1 Belegschaften der einzelnen Werke 1981: Kaiserslautern: 6412; Bochum 
18921; Rüsselsheim 35090; Westberlin 189
(2) nur Arbeiter, keine Angestellten, aber mit Leitungspersonal in der Produk­
tion
(3) einschließlich des Ersatzes verschlissener Maschinen
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Arbeitsplätzen. Die Nissan-Kapitali­
sten nahmen dieses Modell an, nach­
dem sie die Produktion durchrationali­
siert hatten. Der BR rief zum Kampf 
für die 35-Stunden-Woche bei vollem 
Lohnausgleich auf. Er muß sich aber 
fragen lassen, warum er den Kampf ge­
gen die Auslagerungen nicht schon 
während der „Abfindungs“-Aktionen 
der Opel AG geführt hat, und warum 
er noch immer Überstunden geneh­
migt. So konnte der Opel-Vorstand 
nämlich zunächst einmal unmittelbar 
ablehnen.
Quellenhinweis: Hrsg. v. Hess. Sozialminister, Wiesbaden 
1980 „Soziale Auswirkungen des technischen Wandels in 
der liess. Automobilindustrie“; Geschäftsberichte Opel 
AG BRD, 1978-82; Roter Morgen, Zentralorgan der 
KPD, 45/83 - (Igr)

Stadtratswahlen
CSU will Kandidatur der
Grünen verhindern

München. Seit die Münchner Grünen 
und die Alternative Liste München 
(ALM) am 5./6. November 1983 die 
Kandidatenliste für die Stadtratswahl 
im März 1984 aufgestellt haben, wird 
von der Lokalpresse diese Kandidatur 
torpediert: „Die Münchner Stadtrats­
kandidaten der Grünen sind durch ein 
imperatives Mandat gebunden / Er­
laubt das die Bayerische Gemeindeord­
nung? / Kann die Liste der Grünen un­
ter dieser Voraussetzung zur Wahl zu­
gelassen werden?“ Die Antwort ist bei 
dieser Fragestellung schon fast enthal­
ten. Noch weit schlimmer die mit die­
ser Kandidatur verbundene Gefahr, 
daß die „Amtspflichten“ und der 
„Amtseid“ nicht eingehalten werden, 
wenn Stadtratspolitik von Grünen und 
Alternativen betrieben wird: „Kann 
man Amtspflichten gewissenhaft erfül­
len, wenn man an Beschlüsse anderer 
Gremien gebunden ist?“

Die Münchner Grünen und die ALM 
antworteten mit einer Erklärung. Dar­
in heißt es: „Die Grünen und die ALM 
sind sich im klaren darüber, daß Be­
schlüsse zum imperativen Mandat für 
ihre Stadtratsmitglieder nur empfeh­
lenden Charakter haben können. Eine 
mit dem imperativen Mandat ange­
strebte Kontrolle der Stadträte durch 
öffentliche Stadtversammlungen er­
füllt den Geist und Buchstaben unserer 
Gemeindeordnung und unserer Verfas­
sung weit besser als der bei anderen 
Parteien übliche Fraktionszwang, der 
mit dem Amtseid der Stadträte stärker 
kollidiert als ein richtig verstandenes 
imperatives Mandat. Auch die Man­
datsträger der etablierten Parteien sind 
ihren Parteibeschlüssen »persönlich 
moralisch verpflichtet*. Sollte die Liste 
der Grünen zur Kommunalwahl 1984 

nicht zugelassen werden, werden wir 
die gesamte Wahl anfechten.“

Nicht gering geschätzt werden darf 
jedoch die Fessel, die mit dem Amtseid 
jedem Stadtratsmitglied angelegt wird: 
„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland 
und der Verfassung des Freistaates 
Bayern. Ich schwöre, den Gesetzen ge­
horsam zu sein und meine Amtspflich­
ten gewissenhaft zu erfüllen. Ich 
schwöre, die Rechte der Selbstverwal­
tung zu wahren und ihren Pflichten 
nachzukommen, so wahr mir Gott hel­
fe.“ Dies wittert auch die Pressemeute 
der Reaktion und hämmert deshalb auf 
„Amtspflichten“ und „Amtseid“ her­
um.

Die Münchner Grünen und die ALM 
sind gegenwärtig dabei, ihrem Kom­
munalprogramm für 1984 die letzten 
Korrekturen zu geben und dann der 
Öffentlichkeit vorzustellen. Die Ent­
würfe für dieses Programm (die uns 
für diesen Artikel vorlagen) verspre­
chen an verschiedenen Punkten eine 
Politik, die die Frontbildung gegen die 
Reaktion ermöglicht und deshalb un­
terstützt werden muß. So heißt es z.B. 
im Punkt 9. „Die Stadt als Arbeitge­
ber“ des Diskussionsvorschlags zum 
Wahlprogramm: „Die Stadt und die 
stadteigenen Betriebe dürfen sich nicht 
wie ein beliebig kapitalistischer Betrieb 
verhalten, sondern müssen jede Mög­
lichkeit nutzen, Vorreiter für techni­
schen und sozialen Fortschritt zu wer­
den. Also: Einführung und Anwen­
dung gesundheitsschonender Arbeits­
methoden, Einführung der 35-Stun­
den-Woche bei vollem Lohnausgleich 
für untere und mittlere Einkommen, 
Verbilligung oder Einführung von 
Null-Tarifen für öffentliche Einrich­
tungen nicht nur für benachteiligte 
Gruppen, sondern für Kinder und Ju­
gendliche bis 18 Jahren, keine Privati­
sierung von stadteigenen Betrieben, 
kein Sozialabbau, keine Stellenstrei­
chungen, Erhöhung der Ausbildungs­
kapazität.“
Quellenhinweis: Entwürfe des Kommunalprogramms ’84 
der Grünen und ALM - (dil)

Rheinland-Pfalz
,,Rekordernte“: kleine
Winzer vor Ruin

Speyer. Nach einer Rekordweinernte 
von 16 Mio. hl in der BRD 1982 liegt 
die Erntemenge in diesem Jahr mit 12 
Mio. hl erneut weit über der Durch­
schnittsernte von ca. 8 Mio. hl. Im An­
baugebiet Pfalz wurden nach 3,8 Mio. 
hl in diesem Jahr ca. 3,0 Mio. hl geern­
tet. Der Preis für den Liter Riesling, 
den Weinhändler oder Kellereien an 
freie Winzer für Faßwein zahlen, ist 
während der Lese von früher 90 bis 120

Pfg./l auf bis zu 30 Pfg./l gefallen. 
Weinkellereien, die mit zahlreichen 
kleinen Winzern Lieferverträge hatten 
(Verbundkellereien), haben die Verträ­
ge gekündigt. Über 1000 kleine Winzer 
sind allein von der Kündigung der 
Großkellerei Pieroth betroffen. Zu­
sätzlich nehmen viele Kellereien nicht 
die üblichen Mengen ab, da die Läger 
noch aus dem letzten Jahr gefüllt sind.

Betroffen sind vor allem kleine Win­
zer, die über keine Lagerkapazitäten 
verfügen, nur selten Kelter- und Fla­
schenabfülleinrichtungen besitzen und 
deswegen auf den schnellen Absatz der 
Ernte angewiesen sind. Der Anteil die­
ser kleinen Winzer außerhalb der Ge­
nossenschaften ist in Rheinland-Pfalz 
sehr hoch. Ca. 60% geben ihren Wein 
faßweise an Handel oder Kellereien ab, 
ca. 20% vermarkten ihren Wein fla­
schenweise und nur ca. 20% sind Ge­
nossenschaften angeschlossen. In den 
Anbaugebieten Baden und Württem­
berg z.B. wird nahezu die gesamte 
Weinernte über Genossenschaften an 
die beiden Zentralkellereien ZBW und 
WZG abgesetzt. Die Genossenschaften 
verfügen in der Regel über eigene gro­
ße Läger, die bis zu 2,5 Durchschnitts­
ernten aufnehmen können. Die in die­
sem Jahr von der EG beschlossenen 
Lagerbeihilfen von bis zu 30% werden 
nur an die Genossenschaften ausge­
zahlt; ohnehin käme für die vielen klei­
nen Winzer in Rheinland-Pfalz die An­
mietung von Lägern kaum in Betracht. 
Hier sind nur wenige Winzer Genos­
senschaften angeschlossen, weil der 
Verkaufserlös wegen niedrigerer EG- 
Einstufung als z.B. Baden geringer ist. 
Durch (praktisch unbezahlte) Arbeit 
der Winzer wird das erledigt, wozu in 
den Genossenschaften Lohnarbeiter 
beschäftigt sind.

Viele Winzer wollen in diesem Jahr 
einen Teil des Weins an Brennereien 
zur Herstellung von Industriealkohol 
liefern, was von der EG bezuschußt 
wird. Da die Brennereien aber ihrer­
seits Absatzschwierigkeiten haben, ha­
ben die Winzer auf Versammlungen in 
mehreren Dörfern staatliche Abnah­
megarantien für die Brennereien gefor­
dert.

Die rheinland-pfälzische Landesre­
gierung und der Weinbauverband, der 
von den großen, kapitalistisch geführ­
ten Weingütern und den Genossen­
schaften beherrscht wird, fordern die 
strikte Durchsetzung eines Anbau­
stops, um die Menge zu reduzieren und 
so die Preise wieder in die Höhe zu trei­
ben. Dies trifft auf den erbitterten Wi­
derstand der kleinen Winzer, für die 
die Steigerung der Ernte durch Auswei­
tung der Anbaufläche oft der einzige 
Weg ist - wenn auch durch die Arbeit 
der ganzen Familie während der Lese 
bis spät in die Nacht erkauft - um 
dem völligen Ruin zu entgehen, (mid
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Mittelstandsförderung Baden- Württemberg
Das Kapital sucht Anhang gegen 
die Arbeiterklasse
Stuttgart. So unzweifelhaft die CDU, 
wie auch die FDP, die Förderung und 
Vermehrung des großen kapitalisti­
schen Eigentums betreiben, so wenig 
hängt sie das an die große Glocke. 
Ganz anders beim kleineren Eigentum 
der Handwerker, Kaufleute oder ,,frei­
en Berufe“. Dieses Eigentum will sie 
ausdrücklich staatlich gefördert haben. 
Die baden-württembergische Landes­
regierung, die 1972 ihr Wirtschaftsmi­
nisterium zum Ministerium für Wirt­
schaft, Mittelstand und Verkehr umge­
tauft hat, reklamiert dabei eine Füh­

Die baden-württembergische Landesregierung 
zur Existenzgründungsförderung
Im folgenden einige Auszüge aus der 
Einleitung des ,,Programms zur För­
derung der Existenzgründung in der 
mittelständischen Wirtschaft“ von 
1978. Daran wird deutlich, daß die 
bürgerliche Politik davon ausgeht, 
daß die Konzentration und Zentrali­
sation des Kapitals die Zahl der Ei­
gentümer, die soziale Basis des Ei­
gentums zwangsläufig schmaler 
macht: „Eine hinreichende Erneue­
rung von selbständigen Existenzen ist 
für eine hochentwickelte Volkswirt­
schaft unerläßlich. Eine solche 
Volkswirtschaft lebt, wenn sie nicht 
erstarren und altern will, von Ideen 
und der unternehmerischen Phanta­
sie. Die Förderung der Gründung 
von selbständigen Existenzen in der 
mittelständischen Wirtschaft ist da­
her ein Kernpunkt der Mittelstands­
politik des Landes. Sie erhält vor 
dem Hintergrund eines permanenten 
Schwundes der Anzahl der Selbstän­
digen bei gleichzeitiger Zunahme der 
Unternehmenskonzentration wach­
sende Bedeutung. Die stete Ergän­
zung des Bestandes an mittelständi­
schen Unternehmen ist für das Land 
von hoher Bedeutung ... Der 
Schwund an Selbständigen als Saldo 
aus Unternehmensgründungen und 
-aufgaben belief sich in Baden-Würt­
temberg von 1966 bis 1976 auf insge­
samt rund 1,4 v.H. jährlich. Seit 
1973 hat sich diese Tendenz mit einer 
jahresdurchschnittlichen Abnahme 
von 3,4 v.H. wesentlich verschärft. 
Dieser Prozeß wird begleitet von ei­
ner zunehmenden Unternehmens­
konzentration.“ Die konservativ­
liberale Politik rechnet damit, daß ei­
ne solche Entwicklung zur Verschär­

rungsrolle. Dank ihrer Mittelstandspo­
litik, so erklärt sie bei jeder Gelegen­
heit, sei Baden-Württemberg heute ge­
radezu das ,,Bundesland des Mittel­
stands“. Es gehört keine Prophetie da­
zu, einen mittelstandspolitischen 
Wahlkampf besonders der CDU zur 
Landtags wähl im März 1984 vorauszu­
sagen.

In ihrer Mittelstandspolitik vollzie­
hen die Unionsparteien eine Program­
matik, die sie bundesweit seit rund 25 
Jahren und verstärkt in den letzten 
zehn Jahren im einzelnen ausgearbeitet

fung von Klassengegensatz und Klas­
senkampf führt: „Wenn sich der 
Trend zur Abnahme der Zahl der 
Selbständigen und der Unterneh­
menskonzentration im Ausmaß der 
Jahre seit 1970 längerfristig fortsetzt, 
so wird sich die Zahl derjenigen, wel­
che als selbständige Existenzen unse­
re Wirtschafts- und Gesellschaftsord­
nung prägen, bis zum Jahr 2000 um 
mehr als ein Drittel des heutigen Be­
standes vermindern. Es steht außer 
Frage, daß damit der Fortbestand 
dieser Ordnung im Kern gefährdet 
ist. Bei steigender Konzentration 
wirtschaftlicher Macht in wenigen 
Händen wird nicht nur eine Abnah­
me der Flexibilität und der wirt­
schaftlichen Effizienz des Gesamtsy­
stems, sondern zugleich damit auch 
eine Verschärfung wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Konflikte un­
vermeidbar.“

Als übergeordnete Aufgaben von 
Existenzgründungspolitik werden die 
Ausschaltung von Ansprüchen der 
Lohnabhängigen und die Verbesse­
rung der staatlichen Instrumente zur 
Eigentumsförderung genannt: „Den 
wirtschaftlichen Risiken der Grün­
dung einer selbständigen Existenz 
stehen die vielfältigen Sicherheitsvor­
kehrungen des Sozialstaats für die 
unselbständig Beschäftigten gegen­
über . . . Ein vordringliches Anliegen 
der Wirtschaftspolitik muß zunächst 
sein, die wirtschaftlichen Rahmenbe­
dingungen so zu verbessern, daß es 
sich wieder lohnt, sich selbständig zu 
machen und die damit verbundenen 
Belastungen und wirtschaftlichen Ri­
siken zu tragen.“ 

haben. Diese Programmatik geht da­
von aus, daß die stattfindende Konzen­
tration des Kapitals und der damit ver­
bundene Rückgang der Kleineigentü­
mer Gift ist für den Gedanken des Pri­
vateigentums und für die Aufrechter­
haltung der kapitalistischen Ordnung. 
Wie soll die Behauptung, jeder kann 
zu Eigentum kommen, wenn er nur 
will und sich entsprechend müht, zie­
hen, wenn alle Welt sieht, wie das gro­
ße Kapital das kleine Eigentum umlegt 
und aufsaugt? Das kann, so konsta­
tiert die konservative Politik, nur der 
kollektivistischen, sozialistischen Kri­
tik am Privateigentum Nahrung geben. 
Gegenmaßnahmen sind also geboten, 
die für eine gewisse Streuung des Pri­
vateigentums sorgen, die Zahl der 
Kleineigentümer und damit den Kreis 
derer, die sich für die Interessen des Ei­
gentums stark machen, vergrößern. Zu 
diesem Zweck Mittelstandspolitik und 
besonders die Förderung der Grün­
dung selbständiger Existenzen.

Einen ersten Vorstoß hatte die Ade- \ 
nauer-Regierung unternommen. In der 
Regierungserklärung von 1957 war 
„aus staatspolitischen und kulturpoli­
tischen Gründen unbedingt eine gesün­
dere mittlere Schicht“ gefordert wor-

O Ich will mehr verdienen 
und bin bereit, dafür auch 
mehr zu arbeiten

ja □ nein □ 
O Streß und Belastung 
verkrafte ich, wenn ich 
iveiö, wofür

ja □ nein Q

^o.g zu haben, ris 
kiere ich auch etwas. Jhne 
^•'ns ,et*e abgesehen zu 
mm- Ja □ nein □ 
Ertoin'rh S\ w,rtschaftlichy 
Erfolg heute wichtiger als 
die Rente von morgen 
n Ja O nein D 

Jahren „och arbeiten kön- 
nen als mil 60 Jahron mi| 
viel Freizeit aut der Park- 
bank zu sit2en

ia □ nein Q

r

Aus einer Anzeige des Bundeswirt­
schaftsministeriums: „Selbständig­
keit“ kontra Arbeiterinteressen.

den. Das Wettbewerbsrecht, speziell 
das Gesetz gegen die Wettbewerbsbe­
schränkungen von 1958, sollte das 
Hauptinstrument der Mittelstandspoli­
tik sein. Der Rückgang der Zahl klei­
ner Selbständiger hielt aber an und 
nahm weiter zu, besonders seit Anfang 
der 70er Jahre.

Die Union startete daraufhin Mitte 
der 70er Jahre als Opposition im Bun­
destag, aber auch mit den von ihr ge­
stellten Landesregierungen, eine groß­
angelegte mittelstandspolitische Kam­
pagne. Eine Reihe von Maßnahmen, 
wie sie seit Anfang der 60er Jahre in 
Anlehnung an die „small-business-Po- 
litik“ in den USA erörtert worden wa­
ren, wurden in Gesetzesform gebracht. 
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1974 beschloß der bayerische Landtag 
das erste Mittelstandsförderungsge­
setz, 1975 folgte Baden-Württemberg. 
In der Folgezeit dann Vorstöße in an­
deren Bundesländern, im Bundestag 
und im Europaparlament.

In Bad^n-Württemberg wurde das 
Mittelstandsförderungsgesetz durch ei­
ne Reihe von Richtlinien ergänzt, 
hauptsächlich zu Existenzgründungs­
förderung, Innovations- und Export­
förderung. Mit der Existenzgrün­
dungsförderung wendet sich die Lan­
desregierung an Meister vor der Ab­
schlußprüfung, an leitende Angestellte 
oder Zeitsoldaten, an Leute, die sich 
mit dem Gedanken einer Betriebsgrün­
dung oder -Übernahme tragen. Sie bie­
tet Beratung bei der Planung und 
Gründung des Unternehmens. So kön­
nen z.B. Steuer- oder Wirtschaftsbera­
ter in Anspruch genommen werden, 
deren Honorar die Landesregierung bis 
zu einer Höhe von 75% übernimmt. 
Sie stellt Informationsmittel zur Verfü- 
gung und organisiert Management­
schulungen. Sie leistet Finanzierungs­
hilfe in der Form zinsverbilligter Darle­
hen bis zu 200000 DM, bei Baumaß­
nahmen bis zu 300000 DM. Außerdem 
leistet sie Bürgschaften, mit denen klei­
nere Unternehmen an zusätzliche 
Bankkredite kommen können.

Im letzten Mittelstandsbericht der 
Landesregierung weist der Wirtschafts­
minister darauf hin, daß vier Fünftel 
all derer, die sich mit staatlicher Hilfe 
selbständig gemacht haben, ohne För­
derung dazu nicht in der Lage gewesen 
wären. Das kann sein. Es ändert aller­
dings nichts an der Tatsache, daß gera­
de solcherart,,selbständig“ gewordene 
Leute weder um eine brutale Rackerei 
noch um den Druck größerer Unter­
nehmen und der Banken - und gar 
nicht selten - um den Gang zum Kon- 
kursrichter herumkommen. Nach acht 
Jahren dieser Mittelstandspolitk wer­
fen heute Jahr für Jahr in Baden- 
Württemberg mehr als tausend Selb­
ständige das Handtuch, bei steigender 
Tendenz.

Einen ganz anderen Nutzen aus der 
Mittelstandspolitik ziehen mittelgroße 
Kapitale, solche mit bis zu 500 Be­
schäftigten oder in Einzelfällen noch 
mehr bzw. mit bis zu 200 Mio. DM 
Jahresumsatz. Sie sind ebenfalls unter 
den ,,Mittelstand“ gefaßt. Die Innova­
tionsförderung, die von der Landesre­
gierung im Ausland organisierten Mes­
sen und Ausstellungen, die Exportför­
derung senkt ihre Kosten und schafft 
ihnen einen Extraprofit.

Die konservative Existenzgrün­
dungsförderung lockt mit der Aussicht 
auf ein höheres Einkommen als das der 
Lohnabhängigen und mit eigener Ent­
scheidungsmöglichkeit, „Unabhängig­
keit“. Sie ist arbeiterfeindlich, sie ap­
pelliert an den einzelnen, nicht nur oh­

ne Rücksicht auf andere seine Lebens­
lage zu verbessern, sondern geradezu in 
schroffer Konfrontation mit der Arbei­
terbewegung, die ihre Interessen nur 
kollektiv verfolgen kann. Also: gegen 
„Anspruchsdenken“, für „Leistung“, 
nicht für 35 Wochenstunden, sondern 
eher für 70, nicht für Sozialversiche­
rung, sondern für Risikobereitschaft, 
gegen die Herstellung garantierter 
Mindestlebensbedingungen, für per­
fekte Konkurrenz. Was stört die kon­
servative Politik, daß sie die Unsicher­
heit der Lebenslage der kleinen Selb­
ständigen nicht beseitigt. Sie bedient 
sich im Gegenteil dieser Unsicherheit: 
Je schlechter es einer staatlich subven­
tionierten Schicht von Kleineigentü­
mern geht, um so erbitterter sollen sie 
im Interesse der Kapitalistenklasse für 
die herrschenden Verhältnisse und ge­
gen Arbeiterforderungen auftreten.
Quellenhinweis: Mittelstandsbericht 1982 der Landesre­
gierung; Sammelmappe „Mittelstandspolitik für Baden- 
Württemberg“ mit MFG-Gesetz und Richtlinien; Wirt­
schaftspolitisches Programm der CDU von 1979; Mittel­
standsgesetzgebung in Deutschland, hrg. v. Studiengesell­
schaft für Mittelstandsfragen, Krefeld, o.J. - (rok)

Hamburg
Senatskampagne für
Europawahlen

Hamburg. Ende Oktober hat Ham­
burgs Europabeauftragte das Konzept 
für die Europawahl 1984 vorgelegt, mit 
dem „die Bevölkerung informiert“ 
und zur „Wahlmotivation4 beigetragen 
werden soll. Es ist ein Konzept für ei­
nen großangelegten Propagandafeld­
zug. Ein „Hamburger Landeskomitee 
des Deutschen Rates der europäischen 
Bewegung“ soll gegründet werden, um 
„Multiplikatoren“ aus „Wirtschaft 
und Gesellschaft“ zu gewinnen. Ge­
plant sind Veranstaltungen zu den 
Themen Umweltschutz, Beschäfti­
gungspolitik, Verkehrs- und Außen­
wirtschaftspolitik, Einladungen an die 
Presse zu Fahrten nach Straßburg, eine 
Ausstellung im Rathaus. Hamburger 
Feste mit Massencharakter, wie der 
Hafengeburtstag und das Innenstadt­
fest, sollen auf europäisch getrimmt 
werden, Propagandamaterial für jeden 
Briefkasten wird erstellt.

Ein eigenständiger Schwerpunkt soll 
die Propaganda an den Schulen sein 
mit Durchführung von Fortbildungsse­
minaren für Lehrer und einem Schüler­
wettbewerb zum Thema Europa. Mit 
der Durchführung der Europawahlen 
am 17. Juni verfolgt die westdeutsche 
Bourgeoisie deutlich das Ziel, ihre im­
perialen Wiedervereinigungsvorstel­
lungen unter dem Deckmantel der eu­
ropäischen Einigung zu betreiben. 
Durch Richtlinien der Kultusminister­
konferenzen 1978 über „die deutsche 
Frage im Unterricht“ und „Europa im 

Unterricht“ ist diese Stoßrichtung 
auch für die Schulen festgelegt. Die eu­
ropäische Einigung soll auch die Staa­
ten Osteuropas einschließen, „denn 
Polen, die Tschechoslowakei und Ru­
mänien gehören aufgrund ihrer Ge­
schichte, ihrer Kultur und ihres Selbst­
verständnisses ebenso zu Europa wie 
die Länder Westeuropas“. Und an die 
Adresse all derer gerichtet, die die ag­
gressiven Ziele der westdeutschen Im­
perialisten ablehnen: „Der Unterricht 
soll gleichzeitig zeigen, daß das Fest­
halten an unserem nationalen Interesse 
(gemeint ist das sog. Selbstbestim­
mungsrecht unter der Fuchtel des 
BRD-Kapitals) legitim ist und das Auf­
geben elementarer Interessen weder im 
Namen des Friedens gefordert werden 
kann noch der Sache des Friedens 
dient.“ (Beschluß der Kultusminister-

Kunst im Dienste des Europagedan­
kens: „A und B und die Grenze“ (EG- 
Magazin 7/78)

konferenz „Die deutsche Frage im Un­
terricht“)

Die weiteren Propagandaaktionen 
sind inhaltlich bisher wenig festgelegt. 
Man wird sehen, wie weit die Hambur­
ger SPD der großdeutschen Mobilisie­
rung der Reaktion überhaupt irgendet­
was entgegensetzt. - (mek)

,,Bayerisches Modell“ 
Sonderschulen für 
Ausländerkinder

München. Gestützt auf die Ausländer­
gesetzgebung der Bundesregierung 
baut die bayerische Landesregierung 
ihr „Bayerisches Modell“ der Erzie­
hung von Ausländerkindern weiter 
aus. Nach einer Definition der Stadt 
Augsburg geht es von der Zielsetzung 
aus, „durch Unterrichtserteilung in der 
Muttersprache eine eventuelle Rück­
kehr der Kinder in ihre Heimat mög­
lichst unproblematisch zu gestalten, 
andererseits aber durch einen gezielten 
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Deutschuntericht eine Integration zu 
ermöglichen.“

Gibt es in anderen Bundesländern 
zweisprachige Nationalklassen über­
wiegend nur in den Klassenstufen sie­
ben und acht, ansonsten die Eingliede­
rung in deutsche Regelklassen, bilden 
diese in Bayern von Klassenstufe eins 
bis neun faktisch einen eigenen Son­
derschulzweig. Die Ausstattung ist 
schlecht, die Klassen sind über füllt, 
Schichtunterricht findet statt. Der 
Übertritt in die Regelklasse erfordert 
nicht nur „ausreichende“, sondern 
„gute“ Deutschkenntnisse.

Das bayerische Kultusministerium 
rechtfertigt neuerdings diese Sonder­
schulen damit, sie seien von den aus­
ländischen Eltern gewünscht. Seit 1982 
wäre in Bayern für 3688 Schüler eine 
Empfehlung zum Übertritt von einer 
zweisprachigen Klasse in eine deutsche 
Regelklasse ausgesprochen worden. 
Nur 17 Prozent der Eltern wären ihr 
gefolgt, während 2992 ihre Kinder in 
einer zweisprachigen Nationalklasse 
belassen hätten. Die türkischen Eltern 
hätten von der Möglichkeit am häufig­
sten (35,9%) Gebrauch gemacht, wäh­
rend es bei den griechischen Kindern 
nur in 0,27% der Empfehlungen der 
Fall war.

Gründe hierfür gibt es viele, jedoch 
wohl kaum jenen Grund, daß dieser 
Sonderschulzweig von der ausländi­
schen Bevölkerung gewünscht würde. 
Griechische Eltern ziehen oft National­
klassen und griechische Schulen vor 
und versuchen, über die Konsulate auf 
Lehrerauswahl und Lehrplangestal­
tung Einfluß zu nehmen. Solange der 
Besuch einer deutschen Regelklasse die 
Ausnahme bleibt, und die Kinder 
dann, auch isoliert von bisherigen 
Freunden, einer verschärften Auslese 
unterworfen werden, werden sich El­
tern und Schüler nicht anders entschei­
den können. Die GEW fordert die ge­
nerelle Eingliederung in deutsche Re­
gelklassen, diese sollen bei hohem Aus­
länderanteil nicht mehr als 15 Schüler 
umfassen. - (ev/j

Krefelder Prozesse
21 Monate Haft für 
,, Willen zur Tat“

Krefeld. Am 25. Juni war es in Krefeld 
aus Anlaß des von Bundespräsident 
Carstens, Bundeskanzler Kohl und 
US-Vizepräsident Bush besuchten 
, »deutsch-amerikanischen Freund­
schaftsfestes“ zu heftigen Auseinan­
dersetzungen zwischen der Polizei und 
einem Teil der Gegendemonstranten 
gekommen. 134 Teilnehmer der Ge­
gendemonstration hatte die Polizei da­
mals festgenommen, gegen 26 wurde 
inzwischen Anklage erhoben. Am 24. 

November verkündete die Zweite 
Strafkammer des Landgerichts Krefeld 
jetzt das erste Urteil: Wegen schweren 
Landfriedensbruchs, Verstoß gegen 
das Versammlungsgesetz, Widerstand 
gegen Polizeibeamte und Körperverlet­
zung wurde ein 23jähriger Student aus 
Detmold zu 21 Monaten Gefängnis oh­
ne Bewährung verurteilt.

Dieses Urteil zeichnet sich nicht nur 
durch seine Höhe aus — nach Anga­
ben der Verteidiger liegen die durch­
schnittlichen Strafen für Landfriedens­
bruch unter einem Jahr Gefängnis -, 
sondern es setzt auch in der Beweis­
würdigung und der Begründung neue 
Maßstäbe. Denn Dreh- und Angel­
punkt der Verurteilung ist eine Unter­
stellung: Das Gericht mußte selbst fest­
stellen, daß dem angeklagten Studen­
ten nicht „mit Sicherheit“ nachgewie­
sen werden konnte, daß er „mit eige­
ner Hand Gewalttätigkeiten ausübte“. 
Um dennoch zu einer Verurteilung zu 
kommen, unterstellte es ihm jedoch 
„Willen zur Tat“ und erklärte dies für 
ausreichend.

„Willen zur Tat“ sieht das Gericht 
darin, daß der Student bei seiner Fest­
nahme mit einer Motorradmütze „ver­
mummt“ war und nach widersprüchli­
chen Aussagen eines Polizeibeamten 
zumindest einen Stein bei sich getragen 
haben soll. Zudem habe er sich in „ei­
ner Ecke“ aufgehalten, aus der Steine 
auf anrückende Polizeitruppen gewor­
fen worden seien. Damit sei der Verur­
teilte „Teilnehmer einer bewaffneten 
Gruppe“ gewesen und habe einen „ei­
genen Beitrag“ zu „Gewalttätigkei­
ten“ geleistet.

Ganz abgesehen davon, daß es 
durchaus verständlich ist, daß sich vie­
le Teilnehmer der Gegendemonstration 
durch die Feierlichkeiten selbst und 
durch das massive, von Anfang an bru­
tal auftretende Polizeiaufgebot provo­
ziert fühlten, ermöglicht die Konstruk­
tion des Gerichts schon auf der beste­
henden Gesetzesgrundlage Verurtei­
lungen, die weitgehend den von der 
CDU/CSU geplanten Verschärfungen 
des Demonstrationsrechtes entspre­
chen. Verurteilt werden kann auf die­
ser Linie jeder, der an Demonstratio­
nen teilnimmt, die sich nicht willenlos 
allen Anordnungen der Polizei unter­
werfen, ob ihm direkte Beteiligung an 
Auseinandersetzungen nachgewiesen 
werden kann oder nicht.

Entsprechend erläuterten die Richter 
ausführlich, das Urteil solle „präventi­
ve Wirkung“ haben. Klar ist, daß die 
anderen Angeklagten, von denen acht 
noch in Untersuchungshaft sind, ähnli­
ches zu erwarten haben. Umso wichti­
ger ist, daß unter anderem auch die 
DKP das Urteil scharf kritisiert hat. 
Quellunliinwuis: Urteilsbegründung zu. nach I AZ. 26.11 

wof

Abschiebung von Kurden 
CDU-Ratsherrin: 
,, Gestapo-Meth öden ‘ ‘

Hannover. Bis in die Reihen der CDU 
reicht die Empörung und der Protest 
gegen die Methoden, mit denen im 
Landkreis Hannover eine kurdische 
Frau mit ihren sechs Kindern abge­
schoben wurden. Mitschüler schreiben 
Briefe, am Ort hat sich eine Bürgerini­
tiative gegründet mit einer CDU-Rats­
herrin als Vorsitzende, SPD-, FDP- 
und Abgeordnete der Grünen haben 
Anfragen und Anträge an den Kreis-, 
Landes- und Bundestag gestellt. Der 
DBG-Landesbezirk hat protestiert.

Was ist passiert? 1979 war die Fami­
lie in die Bundesrepublik eingereist. 
Als Jeziden (Religionsgemeinschaft, 
die in der Türkei unterdrückt und vom 
Staat verfolgt wird) haben sie Asylan- j* 
trag gestellt, der Ende September end- ■ 
gültig abgelehnt wurde. Ebenfalls ab­
gelehnt wurde ein Antrag auf Dul­
dung, ein zweiter Antrag wurde nicht 
bearbeitet. Am Samstag, den 12.11., 
drang die Polizei morgens um 6 Uhr 
gewaltsam in die Wohnung ein, mit ei­
ner Ausweisungsverfügung gegen die 
Mutter und den 17jährigen Sohn. Die 
Nachbarn verständigten sofort einen 
Rechtsanwalt. Trotzdem startete um 
12.30 Uhr das Flugzeug mit den sieben 
Familienmitgliedern nach Istanbul.

Eine Schwäche der Proteste ist, daß 
sie im wesentlichen zwei Punkte in den 
Mittelpunkt stellen. Zum einen, daß es 
Jeziden, also religiös verfolgte sind 
(beim Bundesverwaltungsgericht ist 
noch anhängig, ob Jeziden generell 
Asyl zu gewähren ist), und zum ande­
ren, daß das Vorgehen des Landkreises 
rechtswidrig war. Die Ausweisungsver- * 
fügung hätte zunächst zugestellt wer­
den müssen, denn nur so wäre die vier­
wöchentliche Einspruchsfrist gewahrt. 
Inzwischen hat Möcklinghoff auch 
„zugestanden“, daß in Zukunft nicht 
mehr samstags abgeschoben werden 
soll, da die Verwaltungsgerichte nicht 
besetzt sind. Dennoch bleibt der „juri­
stische“ Protest problematisch, denn 
Gesetze und Verfügungen kann man 
ändern, und es ist offensichtlich, daß 
hier eine Marschroute festgelegt wer­
den soll, wie mit Ausländern vor allem 
aus der Türkei in Zukunft verfahren 
werden kann.

Erfreulich ist, daß es trotz der stei­
genden Ausländerhetze so viel Empö­
rung und Zorn gibt. Selbst die „Han­
noversche Allgemeine Zeitung“ muß 
seit zwei Wochen fast täglich darüber 
berichten. Der Rechtsanwalt, die Grü­
nen u.a. fordern, der Familie die Ein­
reise auf Kosten des Landkreises wie­
der zu ermöglichen. (gea)
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Universität Kiel
Immer schlechtere Studienbedingungen — die Konkurrenz 
unter den Studenten wächst
Kiel. Waren im Wintersemester 1972/ 
73 noch 9584 Studenten eingeschrie­
ben, so hat sich diese Zahl bis heute 
verdoppelt. Die Zahl der Lehrkräfte ist 
dagegen mit 648 zu 834 heute relativ 
gesunken. Nicht nur die bestehenden 
Studien- und Prüfungsordnungen tra­
gen zur Verlängerung der Arbeitszeit 
bei, sondern auch die Willkür der Pro­
fessoren hat zugenommen. Die Kon­
kurrenz unter den Studenten soll ge­
schürt werden nach dem Motto des 
Universitätspräsidenten Grießer, der 
auf der Erstsemestereinführung den 
Gebrauch von Ellenbogen anempfahl 
und ihnen einschärfte, daß sie mit einer 
,, Arbeitnehmermentalität“ bezüglich 
40-Stunden-Woche nicht auskämen. 
Ganz nach den Interessen der Bourge­
oisie, die sich aus solchermaßen ge­
drillten und gedemütigten Studenten 
ihr Führungsreservoir aussuchen will. 
Ein weiteres besorgt die schlechte fi­
nanzielle Lage, die die Mehrzahl der 
Studenten nötigt, sich durch Lohnar­
beit den Lebensunterhalt zu verdienen. 
Die Kinder reicher Leute sind von sol­
chen Sorgen nicht behelligt.

Wir befragten einige Studenten über 
ihre Studienbedingungen und finan­
zielle Lage.
Wie sehen die Anforderungen bei euch 
aus, gibt es Änderungen zu früher?
In Pharmazie liegt die Zahl der Pflicht­
stunden bei 35,5 pro Woche. Hinzu 
kommen aber die Vor- und Nachberei­
tungen von Vorlesungen sowie v.a. 

sämtliche Prüfungsvorbereitungen. 
Das sind pro Semester mindestens vier 
Prüfungen und dann zwei Staatsexami­
na mit je vier Prüfungen. Ohne die Se­
mesterabschlußprüfungen wird man 
nicht zum nächsten Praktikum zuge­
lassen. Besonders zum Semesterende 
wird daher die Stundenbelastung sehr 
hoch, so daß man meist gar nicht mehr 
zu den Vorlesungen gehen kann.

In Sport, das man in Verbindung mit 
einem anderen Fach studiert, sind 14 
Pflichtstunden pro Woche vorge­
schrieben. Hinzu kommen, je nach 
Schulausbildung, zahlreiche Übungs­
stunden, um die Eingangsprüfung für 
die praktische Ausbildung zu schaffen. 
Die Anforderungen der Eingangsprü­
fungen, die 1975 eingeführt wurden, 
entsprechen inzwischen ungefähr den 
Abschlußprüfungen von vor 10 Jah­
ren. 1978/79 konnte die Konkurrenz 
eingeschränkt werden dadurch, daß 
die Fachschaft den Prüfungsablauf be­
obachtete und die Zensuren durch 
Wandzeitungen bekanntgab.

In Geschichte und Germanistik, An­
glistik usw. ist zwar die Pflichtstunden­
zahl mit drei bis vier pro Woche nied­
rig, aber will man die Prüfung beste­
hen, muß man über die drei vorge­
schriebenen Proseminare und drei 
Hauptseminare z.B. in Geschichte hin­
aus noch weitere Übungen und Vorle­
sungen besuchen, um überhaupt fol­
gen zu können. Die Leistungsnachwei­
se in den Seminaren müssen durch 

schriftliche Arbeiten erbracht werden. 
Umfaßten diese vor 10 Jahren für ein 
Proseminar 5-10 Seiten, sind es heute 
10-30. Beim Hauptseminar sind es 
heute 25-60 statt früher 8-20, und 
bei Staatsexamina verlangen die Pro­
fessoren heute in der Regel 150-200 
Seiten statt 80 - 100, auch Arbeiten mit 
300 Seiten sind keine Seltenheit mehr. 
Da die Arbeiten sechs bis acht Wochen 
konzentriertes Arbeiten erfordern, 
muß man das entweder in den Seme­
sterferien machen oder aber - wenn 
man in der Zeit Geld verdienen muß — 
im Semester. Das hat zur Folge, daß 
man die anderen Veranstaltungen ab­
schreiben kann. Zusätzlich wird das 
Große Latinum verlangt. Hat man das 
nicht, muß man den Nachweis einer 
Lateinklausur ablegen (Durchfallquote 
durchschnittlich 40%). Und es kom­
men noch neusprachliche Klausuren 
hinzu.

Welche Auswirkungen hat die gerin­
ge Zahl der Lehrkräfte?
Bei den Seminararbeiten gibt es kaum 
noch eine Betreuung, im Labor in 
Pharmazie ist sie sehr eingeschränkt. 
Damit steigt der Zeitaufwand für die 
Studenten, u.a. die Zahl der Analysen.

Die Ausrichtung des Fachbereichs 
z.B. Geschichte wird einseitig hinsicht­
lich der Themen, des wissenschaftli­
chen Ansatzes oder der politischen An­
schauung der Dozenten. Außerdem 
steigt natürlich der Spielraum für pro­
fessorale Willkür. In Sport bedeutet 
das Angebot von weniger Kursen we­
gen der Zulassungsbeschränkungen 
auch direkt eine Verlängerung des Stu­
diums. In einigen Fachbereichen sind 
die Hörsäle völlig überfüllt. Die Fach­
schaftsgruppe Agrar konnte deswegen 
z.B. vor drei Jahren die feuerpolizeili­
che Schließung einer Vorlesung errei­
chen, die anschließend geteilt werden 
mußte.

Wie steht es mit Bibliotheken und 
Bücherangebot?
In der Unibibliothek sind meistens die 
wichtigen Bücher verliehen. Das stän­
dige Neubestellen, Nachfragen, Vor­
merken usw. kostet unheimlich viel un­
nütze Zeit. Aus der Seminarbibliothek 
kann man, von komplizierten Ausnah­
men abgesehen, die Bücher nicht aus­
leihen. In Pharmazie stehen während 
der Öffnungszeiten außerdem gerade 
Vorlesungen oder Laborarbeit an. 
D.h., die meisten Bücher muß man 
kaufen (30-80 DM und mehr) oder 
teure Kopien machen. Das nötige Geld 
geht direkt vom Essen ab, bzw. zu Ge­
burtstag und Weihnachten von Klei- 
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düng u.a., weil man sich Bücher wün­
schen muß.

Könnt ihr mal darstellen, wie ein Ta­
gesablauf für euch aussieht?
6.30 aufstehen, 7.00 Abmarsch zum 
Bus, 8.05 im Hörsal, bis 12.00 Vorle­
sungen. Dazwischen schnell ein Brot 
essen. Um 12.00 im Labor nachsehen, 
ob die Analyse (Arbeit der letzen vier 
Tage) richtig ist: eine muß noch mal 
,,gekocht“ werden. Für Mittagessen ist 
unter den Umständen keine Zeit (zur 
Mensa braucht man ungefähr 15 Min., 
dann Anstehen für Marken und 
Essen). Stattdessen das Brot auf der 
Treppe gekaut, dann ins Labor. Dort 
fehlen die wichtigsten Zutaten. Wieder 
runter in die Chemikalienausgabe, dort 
eine halbe Stunde angestanden, zurück 
ins Labor. Inzwischen hat der Assi­
stent schon seinen Rundgang gemacht. 
Also erst andere Versuche. Um 17.00 
ist Nachmittagsvorlesung. Eine Stunde 
Zuhören bei diesem einschläfernden 
Dozenten ist gar nicht mehr leicht. Um 
19.10 zu Hause. Tütensuppe geht jetzt 
am schnellsten zu kochen. Für Überar­
beitung der Vorlesungen ist keine 
Energie mehr da. Gerade noch eine 
halbe Stunde Formeln lernen - in drei 
Tagen ist mündliche Zwischenprüfung.

Wovon lebt ihr, wie steht es mit 
Wohnung und Anschaffungen?
Ich bekomme 256 DM BAFöG und 
546 DM von den Eltern. Zu zweit woh­
nen wir in einer 50-qm-Wohnung für 
430 DM kalt, 8 km von der Uni ent­
fernt. Von den 800 DM kann man na­
türlich nur sehr sparsam leben, insbe­
sondere was die Anschaffung von Bü­
chern angeht. Neue Kleidung konnte 
ich mir während des Studiums nicht 
kaufen.

Ich studiere Agrar. Seit dem Ende 
der BAFöG-Zahlungen nach 9 Seme­
stern finanziere ich mein Studium 
selbst. Bei Raiffeisen habe ich im Ge­
treidesilo für 10,50 die Stunde gearbei­
tet, dann habe ich für 7,90 DM etwa 
acht Monate lang Gummischläuche in 
Schleswig-Holstein herumgefahren. 
Zum Glück war ich nie krank, da ich 
bei den Verträgen keinen Anspruch 
auf Krankengeld hatte. Jetzt arbeite 
ich in einem Copy-Laden für 10 DM 
die Stunde. Um 600 DM zum Leben zu 
haben, müßte ich 15 Std. die Woche 
arbeiten. Meist geht das aber nicht, da 
mir dann die Zeit zum Lernen für die 
Prüfungen fehlt. Kleidung und Bücher 
habe ich ewig nicht mehr gekauft, für 
Fernseher und Auto, Zugfahrt nach

Mensaeingang: In Mensa und Cafete­
ria eine Pause zu machen, die wirkliche 
Erholung bietet, ist schon lange nicht 
mehr möglich.

Hause ist kein Geld da. Auch die Woh­
nung bietet keinen Komfort wie Du- 
sehe oder Waschmaschine. Meine V 
Schulden belaufen sich mittlerweile auf 
6000 DM BAFöG-Darlehensschulden, 
3000 DM beim Sozialamt, 2500 DM 
privat. - (anp. brb, ped, rik)

Effizienz, Wirtschaftlichkeit, Konkurrenz! 
Hochschulpläne der Reaktion
,,Der Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) hat sich jetzt mit ei­
ner eigenen Stellungnahme in die Dis­
kussion um die Verbesserung der Lei­
stungsfähigkeit der Hochschulen der 
Bundesrepublik Deutschland einge­
schaltet. Kernforderung des BDI ist 
dabei, die »Flexibilität und größere 
Leistungsorientierung der Hoch­
schulfinanzierung* zu stärken.

In der Stellungnahme wird darauf 
hingewiesen, daß die »uneinge­
schränkte Anwendung öffentlicher 
Haushaltsgrundsätze* zu erheblichen 
Nachteilen führe und die Effizienz 
der Hochschulen in ihrer Lehr- und 
Forschungstätigkeit schwäche. Au­
ßerdem werde den Forschern zuneh­
mend die Verantwortung für den 
Mitteleinsatz in ihrem Arbeitsbereich 
entzogen. Vorrangige Ziele der Neu­
ordnung der Hochschulfinanzierung 
müßten aus der Sicht der deutschen 
Industrie sein:

- die Effizienz der Hochschulen 
zu stärken;

- die Qualität und Leistungsfä­
higkeit der Hochschulen in For­
schung und Lehre zu sichern;

- die Eigeninitiativen der Hoch­
schulen zu unterstützen und orien­
tierten Wettbewerb zu fördern;

- leistungshemmende administrati­
ve Regelungen abzubauen;

- die Ausbildung der geburtenstar­
ken Jahrgänge zu gewährleisten.

Mit der Umstellung der Ausbil­
dungsförderung der Studenten auf 
Volldarlehen sei ein erster Schritt getan 
worden, um das Kostenbewußtsein der 
Bevölkerung für öffentliche Leistun­
gen zu stärken und gegenüber den Stu­
denten die Bedeutung ihrer Berufs­
wahlentscheidung zu unterstreichen. 
Aber, so der BDI, die derzeitigen 
Steuerungs-und Finanzierungsinstru­
mente im Hochschulbereich blieben 
dennoch grundsätzlich unbefriedi­
gend: ,1m Interesse einer höheren Effi­
zienz benötigen wir einen qualitätsstei­
gernden Wettbewerb unter den Hoch­
schulen sowohl im Lehr- als auch im 
Forschungsbereich. Deshalb wäre es 
wünschenswert, die Entscheidungs­
spielräume der Hochschulen zu vergrö­
ßern und ihnen auch mehr Einfluß auf 
die Auswahl ihrer Studenten einzuräu­
men,* heißt es in der Stellungnahme.“ 
(Die Welt, 17.08. 1983)

„Die Hochschulen sind die wichtig­
ste Stätte der Grundlagenforschung 
. . . (Sie) werden aber die moderne, 
kostspielige Forschung nur dann in ih­

ren Mauern bewahren können, wenn 
die Hochschulforschung grundsätz­
lich offen ist für alle Probleme, die 
unsere komplizierter werdende Ge­
sellschaft hat oder auslöst. Wir müs­
sen daher noch bestehende Hinder­
nisse bei der Weiterentwicklung der 
Drittmittelforschung und bei der Zu­
sammenarbeit zwischen Hochschule 
und Praxis ... abbauen ...

Damit kann ich überleiten von den 
Aufgaben der Hochschulen zu den 
ordnungspolitischen Prinzipien, in 
denen sie erfüllt werden sollten. Es 
sind meiner Überzeugung nach die 
Prinzipien der Differenzierung und 
des Wettbewerbs. Die Notwendigkeit 
der Differenzierung ergibt sich aus 
dem Wesen der Wissenschaft ...

Es kann nicht das Bestreben der 
Hochschulpolitik sein, daß an allen 
Universitäten bzw. an allen Fach­
hochschulen die gleichen Studiengän­
ge aufgebaut, inhaltlich die gleichen 
Studienangebote gemacht und die 
gleichen Forschungsdisziplinen ge­
pflegt werden. Eine solche Politik 
müßte zwangsläufig zu »Durch­
schnittswerten* führen, sie würde die 
Entwicklung von Spitzenleistungen 
und die Wahrnehmung von Aufga­
ben der Hochschulen, die eine gewis­
se Spezialisierung erfordern, verhin­
dern.“ (Rede von Bundesbildungs­
ministerin Wilms vor der Westdeut­
schen Rektorenkonferenz, 07.11. 
1983)

26



Stichwort

Aus der 10. Sozialerhebung des deutschen Stu­
dentenwerkes
- Umfrageergebnis Universität Kiel, Sommersemester 1982

In welchem Hochschulseme­
ster befinden sie sich im Som­
mer 1982?

1 - 2 Sem. .. ..64.. . 10,4%
3-4 Sem. . . .. 91.. . 14,7%
5-7 Sem. .. ..126.. . 20,4%
8-9 Sem. . . .. 79.. . 12,8%
10-11 Sem. .. 76.. . 12,3%
12- 13 Sem. .. 70.. . 11,3%
14 — 99 Sem. ..112.. . 18,1%

Gesamt........ ..618.. . 100,0%

Wieviel Miete einschließlich al­
ler Nebenkosten für Heizung, 
Strom, Gas, Wasser usw. (au­
ßer Telephon) zahlen sie mo- 
natlich für ihr Zimmer/Appar- 

' -7 tement/ihre Wohnung/anteils- 
mässig für die gemeinsame 
Wohnung?

1 - 50 DM ... . . 1. . . 0,2%
51-100 DM . . . 7. . . 1,3%
101-150 DM . . 26. . . 4,9%
151 -200 DM . .137. . .25,8%
201-250 DM . .160. . .30,1%.
251 -300 DM . .100. . .18,8%
301 -350 DM . . 48. . . 9,0%
351 -400 DM . . 26. . . 4,9%
401 -450 DM . . 12. . . 2,3%
451 -500 DM . . 6. .. 1,1%
501 -999 DM ... 8. . . 1,5%

Gesamt............ 531.. .100,0%

Woher stammen die finanziel­
len Mittel (Barmittel), über die 
sie während des Semesters mo­
natlich verfügen können?
- Zuwendungen der Eltern

Gesamt.............. 468.. 100,0%

0 DM............... 101... 21,6%
1 -100DM.... . 32.. 6,8%
101 -200DM.. . 29.. 6,2%
201 - 300 DM.. . 40.. 8,5%
401 - 500 DM.... 53.. 11,3%
501 -600DM.. . 70.. 16,6%
601 -700DM.... 68.. 15,0%
701 -800 DM.... 26.., 4,7%
801 -900DM.... 8. . 1,7%
901 - 1000 DM.. . 9. . . 1,9%

- BAFöG-Leistungen

0 DM............... .311. . . 66,5%
1 - 100DM. . . . 7. . . 1,5%
101-200 DM. . 14. . . 3,0%
201 -300 DM. . 12. . . 2,6%
301 -400 DM. . 16. .. 3,4%
401 -500 DM. . 14. . . 3,0%
501 -600 DM. . 24. . . 5,1%
601 - 700 DM. . 45. . . 9,6%
701 -800 DM. . 25. .. 5,3%

Gesamt.......... .468. . .100,0%

Soziale Lage

- Eigener Verdienst/Erspar- 
nisse aus Erwerbstätigkeit ne­
ben dem Studium

Gesamt.............. 468.. 100,0%

0 DM ................ 260.. 55,6%
1-100 DM........ 58.. 12,4%
101-200 DM. .. 52.. 11,1%
201 -300 DM... 19.. 4,1%
301 -400DM... 31.. 6,6%
401-500 DM... 14.. 3,0%
501-600 DM... 9.. 1,9%
601-700 DM.... 11.. 2,4%
701 -800 DM... 4.. 0,9%
801-900 DM.... 0... 0,0%
901-1000 DM .. 4... 0,9%
1001-1100 DM . 1. . 0,2%
1101-1200 DM . 0. . 0,0%
1201-9999 DM . 5. . 1,1%

- Summe der zur Verfügung 
stehenden Barmittel

0 DM ................ 2. . 0,4%
1-100 DM........ 0.. 0,0%
101-200 DM.. . 1... 0,2%
201 -300 DM... 6. .. 1,3%
301-400 DM... 8... 1,7%
401 -500 DM. .. 33... 7,0%
501 -600 DM... 52. . 11,1%
601 -700 DM... 111. . 23,6%
701 -800 DM. . . 112. . 23,8%
801-900 DM... 60. . 12,8%
901-1000 DM .. 35. . 7,4%
1001-1100 DM . 14. . 3,0%
1 101-1200 DM . 17. . 3,6%
1201-9999 DM . 19. . 4,0%

Gesamt.............. .470. .100,0%

- Summe der regelmäßigen 
Ausgaben

0 DM ................ 0.. . 0,0%
1-400 DM........ 3.. . 5,8%
401-500 DM... 4.. . 7,7%
501-600 DM... 10. . . 19,2%
601 -700 DM.. . 8. . . 15,4%
701 -800DM. . . 15.. . 28,8%
801-900 DM... 8.. . 15,4%
901-1000 DM . 3. . . 5,8%
1001-1 100 DM . 1... . 1,9%

Gesamt.............. .52.. .100,0%

Erlaß der Landesregierung
Die Landesregierung hat für 
das Haushaltsjahr 1984 weitere 
Stelleneinsparungen beschlos­
sen und zur Verwirklichung 
der beabsichtigten Einsparun­
gen für den gesamten Landes­
bereich die totale Wiederbeset­
zungssperre angeordnet. Zum 
Vollzug dieser Entscheidung 
erlasse ich folgende Bewirt­
schaftungsmaßnahmen:

1. Bis zur Erfüllung des für 
meinen Geschäftsbereich fest­
gelegten Einsparungskontin­
gents dürfen ab sofort freie 
und freiwerdende Stellen und 
Planstellen nicht wieder be­
setzt werden. 2. Unter die Wie­
derbesetzungssperre fallen 
Planstellen, Stellen für beam­
tete Hilfskräfte und Stellen für 
Angestellte und Arbeiter . . . 
5. Die Wiederbesetzung ... ist 
nur ausnahmsweise möglich 
... In besonders gelagerten 
Einzelfällen bitte ich, mir dann 
einen entsprechenden Ausnah­
meantrag vorzulegen. (Boy­
sen, Staatssekretär im Kultus­
ministerium).
Presseerklärung des AStA 
vom 04.11.1983
Das Studentenparlament der 
CAU (Christian-Albrechts- 
Universität) hat mit Empörung 
zur Kenntnis genommen, daß 
im Bereich des Kultusministe­
riums für 1984 529 Stellenstrei­
chungen vorgesehen sind. Hin­
zu werden 41 weitere kommen, 
die 1983 nicht erfüllt wurden. 
In nicht geringem Umfang 
wird dabei die Universität be­
troffen sein ... An zahlrei­
chen Fachbereichen wird sich 
die ohnehin angespannte Si­
tuation zuspitzen, ja, die Exi­
stenz ganzer Fachbereiche 
steht auf dem Spiel ... Im 
übrigen bekräftigen wir unsere 
Auffassung, daß die finanziel­
le Lage der öffentlichen Kas­
sen als Begründung für Stel­
lenstreichungen nur vorge­
schoben wird .. . Die CDU 
will offen zur Eliteuniversität 
der 50er Jahre zurück. Dem 
werden wir unseren entschie­
denen Widerstand entgegen­
setzen. Keine weiteren Stellen­
streichungen der Universität!

Beschluß des Senats vom 
22.11.1983
2. Seit 1976 ist der Personal­
haushalt in der Universität 
durch Streichung von insge­
samt 175 Stellen stark redu­
ziert worden. Durch diese 
Maßnahmen ist die Stellenaus­
stattung der Universität beim 
wissenschaftlichen Personal 
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auf das Niveau von 1970 ge­
sunken. 3. Im Gegensatz zu 
diesen Personalrestriktionen 
hat sich die Studentenzahl von 
ca. 7500 im Jahre 1970 auf ca. 
17500 eingeschriebene Studie­
rende im WS 1983/84 mehr als 
verdoppelt ... 4. Zusätzlich 
hat die seit drei Jahren von der 
Landesregierung angeordnete 
achtmonatige Wiederbeset- 
zungssperre die verfügbare 
Personalkapazität empfindlich 
reduziert ... 7. Der Senat hat 
seit Jahren ... bei allem Ver­
ständnis für die schwierigen 
Haushaltsbedingungen des 
Landes auf die ... unhaltbare 
Situation ... hingewiesen ... 
Der Senat appelliert an die 
Landesregierung ... irrepara­
ble Schäden zu vermeiden.

Presseerklärung des AStA 
vom 23.11.1983
Wieder einmal beschränkte der 
Senatsbeschluß, der gegen die 
Stimmen der vier studenti­
schen Mitglieder gefällt wurde, 
sich auf eine lediglich verbale 
Forderung nach Rücknahme 
der Stellenstreichungspläne 
des Kultusministeriums ... Im 
Vorfeld der Senatssitzung fand 
an der Universität ein Aktions­
tag ... statt. An zahlreichen 
Fachbereichen fanden Vollver­
sammlungen statt, die einen 
Zuspruch wie seit Jahren nicht 
mehr fanden ... Die vom 
AStA mit über 500 Teilneh­
mern durchgeführte Demon­
stration .. . begab sich (nach 
Kundgebung mit einem GEW- 
Vertreter, der Verf.) geschlos­
sen zum Audimax, wo um 
18.00 Uhr die Sondersitzung 
des Senats eröffnet wurde.
Die Studenten bildeten vor 
dem Eingang ein Spalier ... 
Mit Unverständnis wurde die 
Tatsache aufgenommen, daß 
mehrere Einsatzfahrzeuge der 
Polizei auf dem Campus vor­
gefahren waren .. . AStA und 
Fachschaften werden sich mit 
ganzer Kraft dafür einsetzen, 
daß die vor Ort schon stattge­
fundenen gemeinsamen Aktio­
nen von Dozenten und Studen­
ten ausgebaut werden.



Internationale Nachrichten

Uruguay: 400000 
gegen Militärregime

Am 27.11. forderten auf der 
größten Massenkundgebung in 
der Geschichte Uruguays in 
der Haupstadt Montevideo 
400000 das Ende der Militär­
diktatur, Aufhebung der Par­
teiverbote, Freiheit der ge­
werkschaftlichen Organisation 
und die Freilassung aller politi­
schen Gefangenen. Zur glei­
chen Zeit fanden ähnliche Ver­
anstaltungen in allen größeren 
Städten des Landes statt. Zu 
den Kundgebungen hatten alle 
legalen und illegalen Parteien, 
Gewerkschaften und Studen­
tenverbände aufgerufen. Seit 
1973 herrscht in dem Land ein 
Militärregime. Das Regime hat 
für den 25.11. 1984 Wahlen 
versprochen. In Gesprächen 
über eine neue Verfassung mit 
den zugelassenen bürgerlichen 
Parteien im Juli hatten die Mi­
litärs für sich weitgehende 
Vollmachten auch nach den 
Wahlen beansprucht. Die Par­
teien hatten die Gespräche 
daraufhin abgebrochen. Eine 
starke Kraft der Bewegung für 
die Beseitigung des Militärregi­
mes ist der Gewerkschafts­
bund PIT, der nach dem Ver­
bot des Gewerkschaftbundes 
CNT im Jahr 1973 aufgebaut 
wurde. Der PIT hatte schon

Niederlande: Weitere Streiks gegen Lohnsenkung

Am 25. November hat ein Ge­
richt in Den Haag auf Antrag 
mehrerer Zeitungskapitalisten 
die Streiks von etwa 1000 Be­
schäftigten der niederländi­
schen Post gegen die Lohnsen­
kungspläne der Regierung ver­
boten. Die Beschäftigten hat­
ten seit Anfang November 
zwölf Postvertriebszentren be­
streikt und damit die gesamte 
überregionale Postzustellung
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Bolivien: 
Generalstreik

Der Bolivianische Gewerk­
schaftsbund (COB) führte am 
21.11. einen Generalstreik im 
ganzen Land durch. In der 
Hauptstadt La Paz nahmen 
50000 an einem Protestmarsch 
(Bild) teil. Der Streik richtete 
sich gegen die Wirtschaftsmaß­
nahmen der Regierung. Sie 
hatte in der Woche zuvor die 
bolivianische Währung gegen­
über dem Dollar um 150% ab­
gewertet, die Preise für Benzin 
um 200% und die Preise für 
Nahrungsmittel um 70% er­
höht. Da ein großer Teil der 
Nahrungsmittel importiert 
wird, werden die Preise für 
Nahrungsmittel noch stärker 

am 16.9. zu einem zehnminüti­
gen Streik aufgerufen. Daran 
beteiligten sich 500000 der 3 
Mio. Einwohner. Sie forder­
ten: ,,Freiheit, Arbeit, Lohn­
erhöhungen und Amnesty!“

Großbritannien: Ab­
stimmung über Streik 
Die Gewerkschaftsvertreter 
der 44500 Arbeiter der Ford- 
werke in Großbritannien ha­
ben das Angebot der Ford-Ka­
pitalisten über eine 7,5% 

lahmgelegt. Auch der von 
mehreren tausend Beschäftig­
ten durchgeführte ,,Dienst 
nach Vorschrift“ in anderen 
Bereichen der Brief- und Pa­
ketzustellung müsse sofort 
aufhören, urteilte das Gericht. 
Die Gewerkschaft rief darauf­
hin auf, die Streiks abzubre­
chen. Die Hoffnung der Regie­
rung und der Kapitalisten, auf 
diese Weise die gesamte Streik-

steigen. Die Regierung hatte 
unter dem Druck des Interna­
tionalen Währungsfonds diese 
Angriffe auf den Lebenstan­
dard der Arbeiter und Bauern 
durchgeführt. Der IWF hatte 
die Zahlung eines 350 Mio. $

Lohnerhöhung zurückgewie­
sen und den Streik ab dem 3. 
Januar 1984 empfohlen. Mit­
glieder der Verhandlungsdele­
gation für die Angestellten ha­
ben sich ebenfalls für Streik 
ausgesprochen. In dieser Wo­
che finden Massenversamm­
lungen statt, auf denen die Be­
schäftigten abstimmen, ob der 
Streik durchgeführt wird. Die 
Forderungen der Arbeiter 
sind: 15% Lohnerhöhung, ei­
ne zusätzliche Woche Urlaub 
und höhere Rentenzahlungen.

und Protestbewegung im öf­
fentlichen Dienst gegen ihre 
Lohnsenkungspläne zerschla­
gen zu können, erfüllte sich 
freilich nicht. Die Gewerk­
schaft rief die Beschäftigten 
der Telefon- und Telegrafen­
einrichtungen der Post zum 
Bummelstreik auf. Auch in an­
deren Bereichen des öffentli­
chen Dienstes gehen die Aktio­
nen der Lohnabhängigen wei­
ter. So streiken die Beschäftig­
ten der Verkehrsbetriebe von 
Rotterdam und Amsterdam, 
die Beschäftigten bei der Müll­
abfuhr, der Eisenbahn, bei den 
Gemeinden und beim Zoll füh­
ren ihre Bummelstreiks und 
Protestaktionen weiter. Alle 
Gewerkschaften im öffentli­
chen Dienst fordern weiterhin, 
daß die Regierung die geplante 
Nominallohnkürzung von 3% 
für den gesamte öffentlichen 
Dienst ab 1.1.84 zurück­
nimmt. Bild: Der niederländi­
sche christdemokratische Pre­
mierminister Lubbers (Mitte, 
im hellen Mantel) geriet bei 
den Verhandlungen mit den 
Gewerkschaften in ,,Bedräng­
nis“, als ihn demonstrierende 
Beschäftigte aufspürten.

Kredits von diesen Erhöhun­
gen abhängig gemacht. Der 
Gewerkschaftsbund fordert 
von der Regierung, daß sie 
Wirtschaftsmaßnahmen trifft, 
die „auf der Strategie beru­
hen, den Hunger des Volkes zu 
befriedigen“. Der COB ver­
langt die Garantie eines Min­
destlohnes bei automatischer 
Anpassung an die Preiserhö­
hung und tritt ein für Stun­
dung der Auslandsschulden, 
Vertragsbeendigung mit den 
US-Ölkonzernen sowie weitge­
hende Mitbestimmung der Ar­
beiter in den Betrieben, Kon­
trolle der Staatsfirmen durch 
die Arbeiter. Die Vereinigung 
der Bauern unterstützt den 
COB und beteiligte sich an der 
Demonstration in La Paz.

Frankreich: Stahl- * 
arbeiter demonstrieren 
Mehr als 10000 Stahlarbeiter 
demonstrierten am 17. No­
vember in Paris gegen die Vor­
haben der französischen Re­
gierung und der Stahlkapitali­
sten. Die Demonstration, zu 
der sowohl der von der Kom­
munistischen Partei unter­
stützte Gewerkschaftsbund 
CGT als auch der christliche 
Gewerkschaftsbund CFDT 
aufgerufen hatten, wandte sich 
gegen die von der Regierung 
unter Beifall der Kapitalisten 
angekündigten Lohn- und 
Rentensenkungen. Die Regie­
rung will in den staatlichen 
Konzernen Usinor und Sacilor 
in den nächsten fünf Jahren 
mehr als 6000 Arbeiter in den 
Stahlwerken entlassen und zu-/" 
nächst die über 50jährigen vor­
zeitig in Rente schicken. Die 
Rente, die sie dann erhalten, 
wird mindestens 6% niedriger 
sein, als wenn sie bis zum 60. 
Lebensjahr arbeiten würden. 
Industrieminister Fabius kün­
digte die Kürzung von Sonder­
zulagen der Stahlarbeiter an.

EG diktiert Beitritts­
bedingungen 

Am 24.11. hat die portugiesi­
sche Regierung angekündigt, 
daß sie Anfang des nächsten 
Jahres die staatlichen Preisga­
rantien für Grundnahrungs­
mittel aufheben werde, weil sie 
die Subventionen aus dem 
Staatshaushalt nicht mehr auf­
bringen könne. Die Aufhe­
bung der seit 50 Jahren beste­
henden staatlichen Preisgaran­
tien ist eine Bedingung, die die 
EG für die Aufnahme Portu­
gals gestellt hat.



PLO/Syrien
PLO am Ende? Trügerische Hoffnungen 
der Imperialisten und Zionisten
Noch ist nicht klar, ob der in der letz­
ten Woche ausgehandelte Waffenstill­
stand zwischen den in Tripoli einge­
schlossenen PLO-Kämpfern und den 
mit ihnen verbündeten libanesischen 
Muslim-Milizen einerseits und andrer­
seits den von syrischen Truppen unter­
stützten sog. Al-Fatah-Rebellen Be­
stand hat. Der Waffenstillstand wurde 
unter Beteiligung der syrischen und der 
saudi-arabischen Regierung ausgehan­
delt und umfaßt die Einstellung aller 
Feindseligkeiten, die Anwendung 
friedlicher Mittel zur Lösung der Dif­
ferenzen, den Abzug aller palästinensi­
schen Kämpfer aus Tripoli und Umge­
bung und die Überwachung des Ab- 
zugs und des Waffenstillstands durch 
ein Komitee unter Leitung des frühe­
ren libanesischen Ministerpräsidenten 
Karame. Durch die Belagerung von 
Tripoli ist aber unübersehbar gewor­
den, daß die PLO nicht nur von den

Der Kampf der PLO und wachsende 
Opposition in Israel erzwangen die 
Freilassung von 4700 Palästinensern

westlichen Imperialisten, dem israeli­
schen Regime und deren Handlangern, 
den libanesischen Falangisten, bedroht 
ist, sondern auch von den herrschen­
den Klassen in den arabischen Län­
dern, die die PLO in ihr Schlepptau 
nehmen und zur Spielmasse ihrer ex­
pansiven Interessen machen wollen.

Am Anfang der Rebellion in der Fa­
tah, der größten Organisation inner­
halb der PLO, stand die Evakuierung 
von 10000 PLO-Kämpfern und ihre 
Zerstreuung über verschiedene arabi­
sche Staaten. Die PLO-Führung unter 
Yassir Arafat hatte sich, obwohl die is­
raelische Eroberung Beiruts militärisch 
erfolglos blieb, auf den Abzug einge­
lassen, u.a. um den israelischen Massa­

kern an der Zivilbevölkerung ein Ende 
zu machen. Die Sicherheit der palästi­
nensischen Flüchtlinge in den Lagern 
um Beirut wurde von den USA und Is­
rael garantiert. Daß diese Garantien 
ein Fetzen Papier waren, zeigten Wo­
chen später die unter israelischer 
Schützenhilfe verübten Schlächtereien 
in den Flüchtlingslagern. Die PLO- 
Führung hatte sich auf den Abzug ein­
gelassen wohl in der Erwartung, die 
Widersprüche unter den westlichen 
Imperialisten ausnutzen und dadurch 
politische Fortschritte erzielen zu kön­
nen. Das erwies sich als falsch: Damit 
war die PLO nicht nur ihrer wichtig­
sten Basen für den bewaffneten Kampf 
gegen Israel beraubt, sondern auch auf 
politischem und diplomatischem Ge­
biet keinen Schritt weiter.

Zwangsläufig mußte diese Lage zu 
Auseinandersetzungen innerhalb der 
PLO über den weiteren Kurs führen. 
Abu Mussa, einer der Führer der Re­
bellion in der Al-Fatah: „Nach der 
Evakuierung Beiruts kamen die Manö­
ver der US-Imperialisten, zuerst der 
Reagan-Plan, dann der Fez-Plan. Wir 
haben nichts gegen die Artikel des Fez- 
Plans, aber können die, die den Plan 
entworfen haben, ihn in die Realität 
umsetzen? ... Wir müssen eine feste 
Zeitspanne setzen und zu den arabi­
schen Regimes sagen: ,Wenn ihr den 
Plan nicht umsetzen könnt, dann ak­
zeptiert die palästinensische Option, 
den bewaffneten Kampf.* Aber diese 
Option wurde nicht energisch vertre­
ten. Außerdem waren wir gegen Arti­
kel 7 im Fez-Plan, der die Anerken­
nung Israels impliziert, und verlangten 
von der Fatah-Führung eine Erklä­
rung, daß sie den Artikel 7 nicht als 
Anerkennung Israels versteht ... “ 
Anzumerken ist, daß der von der ara­
bischen Gipfelkonferenz beschlossene 
und von den USA niemals akzeptierte 
Fez-Plan als imperialistisches Kom­
plott hingestellt wird. Über diese und 
andere Widersprüche konnte in der 
PLO keine Einigung erzielt werden.

Das syrische Regime nutzte diese La­
ge, um durch die Unterstützung der 
Rebellen in der Al-Fatah mehr Einfluß 
auf die Politik der PLO zu bekommen 
und die bisherige Führung von PLO 
und Al-Fatah um Yassir Arafat zu iso­
lieren und zu zerschlagen. Daß es dem 
syrischen Regime keineswegs um die 
selbstlose Unterstützung des palästi­
nensischen Widerstands geht, belegen 
nicht nur die jüngsten Bombardements 
von Tripoli, an denen syrische Trup­
pen beteiligt waren, sondern u.a. auch 

die Ereignisse von Teil el Zaatar 1976, 
als libanesische Falangisten unter den 
Augen syrischer Truppen tausende Pa­
lästinenser niedermetzelten. Die Ab­
sicht der herrschenden Klassen Syriens, 
der Militärs und Bürokraten: Mit der 
PLO als Instrument der eigenen Politik 
wäre Syrien anerkannter Verhand­
lungspartner der Imperialisten, wäre 
der Weg frei zu lukrativen Geschäften.

Entscheidend für den künftigen 
Kurs und die Selbständigkeit des palä­
stinensischen Befreiungskampfes ist 
die Haltung der Mehrheit der Palästi­
nenser. In den israelisch besetzten Ge­
bieten im Westjordanland fanden in 
den letzten Wochen große Demonstra­
tionen gegen die israelische Besatzung, 
für die PLO und für Yassir Arafat 
statt. Ebenso in vielen Flüchtlingsla­
gern, u.a. im syrischen Yarmouk bei 
Damaskus, wo syrisches Militär eine 
Demonstration für die PLO und für 
Arafat zusammenschoß und mehr als 
10 Menschen tötete. Ein Zeichen der 
Stärke des Widerstandskampfes der 
PLO im israelisch besetzten Südliba­
non ist es auch, daß das Zionistenregi­
me mehr als 4700 palästinensische Ge­
fangene freilassen mußte.
Quellenhinweis: Palästina Bulletin, FAZ, Middle East 
Magazine, div. Ausgaben; Konkret 12/83 - (wom)

VR Polen
Umschuldung der Regie 
rungskredite ab 1982

Am 16.11. 1983 sind die Umschul­
dungsverhandlungen zwischen der Re­
gierung der VR Polen und Regierungs­
vertretern von 16 westlichen kapitali­
stischen Ländern wiederaufgenommen 
worden. Die VR Polen möchte eine 
Streckung der für 1982 und 1983 fälli­
gen Schulden auf 10 bis 15 Jahre bei 
mindestens vier tilgungsfreien Jahren 
erreichen. Differenzen über den Zeit­
rahmen bestehen jedoch unter den 
Gläubigern. Die USA sind bislang nur 
zu Verhandlungen über die für 1982 
fälligen Zahlungen, 5 Mrd. $ für Til­
gungen, 3 Mrd. für Zinsen und 1 Mrd. 
für kurzfristige Fälligkeiten, die die 
VR Polen nur zu einem Bruchteil erle­
digen konnte, bereit. Die BRD haupt­
sächlich ist geneigt, zugleich über 1983 
fällig werdende 7 Mrd. $ für den Schul­
dendienst zu verhandeln. Zinslosigkeit 
der erneuten Umschuldung für mehre­
re Jahre, die die Zeitschrift „Polytika“ 
fordert, liegen ihr jedoch fern.

Da die Hälfte der Schulden der VR 
Polen von derzeit insgesamt rund 25 
Mrd. Dollar von Regierungen verbürgt 
ist, kommen die westlichen Imperiali­
sten zu der unangenehmen Erkenntnis, 
daß sie sich auch ins eigene Fleisch 
schneiden, wenn sie an der am 13.1. 
1982 gefaßten Empfehlung der NATO- 
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Außenminister, wegen der Verhängung 
des Kriegsrechts keine weiteren Ver­
handlungen zu führen, festhalten. Die 
Bundesregierung mußte inzwischen 
westdeutschen Exporteuren Millionen 
zahlen und dazu auf den Haushalt 
durchgreifen. Ihre Experten raten ihr 
zu folgender Marschroute: ,,Forscher 
Kapitalabzug wird außenwirtschaftlich 
abhängige Länder gerade in den zu 
stärkenden Exportindustrien treffen 
und nicht nur die Produktion, sondern 
auch den Gesamtbestand der verblei­
benden Forderungen gefährden.“

Damit würdigt sie die Tatsache, daß 
die VR Polen 1982 ihre Importe aus 
westlichen Ländern auf Kosten des Le­
bensmittelimports um 30% gesenkt 
und damit zwar wieder eine aktive 
Handelsbilanz, aber keine Hebung der 
Arbeitsmoral ereicht hat. Die für An­
fang 1984 angekündigten Preissteige­
rungen für Grundnahrungsmittel wer­
den diese auch nicht befördern. Da die 
Bundesregierung die Hälfte aller west­
lichen Regierungsforderungen hält, hat 
sie reichlich Grund, das Ganze im Au­
ge zu haben und auf die Banken wei­
terhin in dem Sinne einzuwirken, daß 
sie kein Kapital aus der VR Polen ab­
ziehen und Bereitschaft zu Über­
brückungskrediten zeigen. Die Banken 
haben in den Umschuldungsabkom­
men für 1981 und 1982, in denen sie die 
Fälligkeiten von 2,4 bzw. 3,4 Mrd. $ zu 
jeweils 95% streckten, die VR Polen 
gezwungen, diesen Aufschub durch 
Zahlung von Zinsen zu 1,75 Prozent­
punkten über dem Liborsatz und 1% 
Umschuldungsgebühren zu vergüten.
Quellenhinweis: Außenpolitik 2/83; Handelsblatt 15. bis 
24.11. 1983 - (anl)

British Columbia
Flächenstreik gegen
Regierungsprogramm

,,Neufassung des Gesellschaftsver­
trags“ - mit diesen schönen Worten 
umschreibt die Regierung von British 
Columbia, der westlichsten kanadi­
schen Provinz, ihr Programm. Ge­
meint ist der drastische Abbau von So­
zialleistungen, damit verbunden die 
Reduzierung des im öffentlichen 
Dienst beschäftigten Personals um bis 
zu 25%, Lohnstopp im öffentlichen 
Dienst, Freigabe von Mieterhöhungen, 
weitreichende Eingriffe der Provinzre­
gierung in das Schulwesen und weite­
res. Diesem Programm, dessen Durch­
setzung die Regierung seit den Wahlen 
im Mai betreibt (vergl. Pol. Ber. 
18/83), haben die Gewerkschaften ei­
nen sehr breiten Kampf entgegenge­
setzt, ohne aber bisher erkennbare Er­
folge zu erzielen. Am 1. November, 
dem Tag der Entlassung von 1600 Be­
schäftigten des öffentlichen Dienstes, 

hat die Gewerkschaft der Regierungs­
angestellten von British Columbia 
(BCGEU) ihre 35000 Mitglieder zum 
Streik aufgerufen. Auch andere Abtei­
lungen des öffentlichen Dienstes, die 
nicht direkt der Provinzregierung un­
terstehen, wie die 30000 Lehrer, haben 
sich auf einen — illegalen — Streik 
vorbereitet.

British Columbia gilt als die kanadi­
sche Provinz mit der höchstentwickel­
ten Arbeiterbewegung. Ein Drittel aller 
Industriearbeiter sind in der Holzindu­
strie beschäftigt, und 46% aller Wald- 
und Holzarbeiter sind gewerkschaft­
lich organisiert. Sie haben in zahlrei­
chen Arbeitskämpfen die nach Presse­
berichten höchsten Löhne Kanadas 
durchgesetzt. Auch jetzt wurden die

15000 demonstrierten am 15. Oktober 
in Vancouver gegen das Rationalisie­
rungsprogramm der Provinzregierung 
von British Columbia.

Arbeitskämpfe mit einem wilden Streik 
von 500 Holzfällern eingeleitet. Ein 
noch nicht verabschiedeter Punkt des 
Regierungsprogramms ist, die Bedin­
gungen zur Anerkennung der Gewerk­
schaftsvertretung in einem Betrieb zu 
verschärfen.

In der Durchsetzung des gesamten 
Programms, das 26 Einzelgesetze um­
faßt, geht die Regierung auch parla­
mentarisch neue Wege. Es findet rund 
um die Uhr ein Debatten- und Abstim­
mungsmarathon statt, in dem die Re­
gierungspartei Social Credit bereits 
zwanzigmal Schluß der Debatte durch­
setzte. Das Präsidium ließ den Opposi­
tionsführer der New Democratic Party 
(sozialdemokratisch), als er sich einer 
Geschäftsordnungsentscheidung nicht 
unterwarf, aus dem Saal schleifen und 
erteilte ihm Hausverbot bis zum Früh­
jahr.

Über den Streikverlauf ist bisher we­
nig zu erfahren. Am 15. Oktober ha­
ben 50000 in den Straßen von Vancou­
ver gegen das Regierungsprogramm 
demonstriert.
Quellenhinweis: Maclean’s (kanadisches Nachrichtenma­
gazin); Business Week 14.11.83 - (mfr)

USA
Kapitalisten stützen sich 
auf Anti-Streikgesetze

Seit dem 2. Oktober bestreiken die 
1400 Piloten und die Flugbegleiter die 
Continental Airlines. Die Mechaniker 
streikten schon seit August gegen 
Lohnkürzungen. Um den Widerstand 
der Belegschaft gegen die Lohnkürzun­
gen zu brechen, hatten die Kapitalisten 
Ende September beim Konkursgericht 
den Antrag gestellt, die Zahlungen vor­
erst einstellen zu können. Nachdem sie 
diesen Antrag gestellt hatten, brauch­
ten die Kapitalisten die geltenden Ta­
rifverträge nicht mehr einzuhalten. Sie 
entließen zwei Drittel der Belegschaft 
und forderten die Halbierung der Löh­
ne und Gehälter und eine Verlänge­
rung der Arbeitszeit. Als die Mechani­
ker ihren Streik begannen, stellten die 
Kapitalisten 800 unorganisierte Streik- 
brecher ein. Gegen den Streik der Pilo­
ten schulten sie Streikbrecher und setz­
ten sie ein.

Die Continental-Kapitalisten stützen 
sich bei ihren Angriffen gegen den 
Streik auf verschiedene Gesetze zur 
Unterdrückung der Arbeiterbewegung. 
Um den Streik und die Gewerkschaf­
ten im Betrieb zu zerschlagen, setzten 
die Kapitalisten die Mittel ein, die ih­
nen das Recht-auf-Arbeit-Gesetz in die 
Hand gibt, das in dem Staat Texas, 
dem Sitz der Firma, gilt. Die Grundla­
ge für solche einzelstaatlichen Gesetze 
haben die Kapitalisten durch ein Bun­
desgesetz 1947 legen lassen. Die Einzel­
staaten können demnach Gesetze erlas­
sen, durch die den Gewerkschaften 
verboten ist, Vereinbarungen abzu­
schließen, daß in den Betrieben nur ge- 
gewerkschaftlich organisierte Beschäf- 
tigte eingestellt werden. Insgesamt 20 ' 
Staaten, fast alle im Süden der USA, 
haben bisher solche antigewerkschaft­
lichen Gesetze erlassen. Bei Streiks 
stellen Kapitalisten gezielt unorgani­
sierte Streikbrecher ein, um die Ge­
werkschaft im Betrieb zu beseitigen.

Im Transportbereich ist den Beleg­
schaften gesetzlich untersagt, eine Ge­
werkschaft mehrheitlich zu wählen, die 
mit den Kapitalisten für die ganze Be­
legschaft Tarifverhandlungen führt. 
Die Gewerkschaften können nur je­
weils einzelne Berufsgruppen vertre­
ten. Diese Aufsplitterung hatte auch 
bei Continental Airlines den Kampf ge­
schwächt.

Die im Betrieb vertretenen Gewerk­
schaften haben jetzt vereinbart, den 
Kampf gegen die Kürzungen gemein­
sam zu führen. Die Pilotengewerk­
schaft hat beschlossen, die Beiträge der 
Mitglieder zu erhöhen und den Streik 
so lange zu führen, bis die Kapitalisten 
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ihre Kürzungsmaßnahmen zurückneh­
men.

Der letzte Gewerkschaftskongreß 
des AFL-CIO hat im Oktober gefor­
dert: Verbot der Rekrutierung von 
Streikbrechern, Abschaffung des Ver­
bots, daß alle Beschäftigten eines Be­
triebes der Gewerkschaft angehören 
müssen, Änderung des Konkursgeset­
zes, die Tarifverträge dürfen durch das 
Gesetz nicht beseitigt werden.
Quellenhinweis: Business Week 31.10.83; R. Scheuch, La­
bor in thc American Economy, 1981 - (gba)

Irland
Sinn Fein will 
Politik ausweiten

Wichtige Änderungen in der Politik 
beschloß der ard fheis, der Parteitag 
der irischen Sinn Fein Partei am 12. und 
13. November. Sinn Fein, die den be- 
waffneten Kampf der IRA politisch 

V-/ unterstützt, beschloß in Zukunft ein 
größeres Gewicht auf die politische Ar­
beit in der Republik Irland - den 26 
Counties - zu legen, ohne im Kampf

Am 4. November zündete die IRA eine 
Bombe in einem Hochschul-Hörsaal, 
in dem die Polizei einen Trainingskurs 
abhielt. 2 Polizisten wurden getötet, 14 
verletzt.

gegen die britische Kolonialmacht in 
den sechs Counties im Norden der In­
sel nachzulassen. Der neu gewählte 
Präsident der Sinn Fein, Gerry Adams 
aus Belfast, sagte: ,,Außerhalb ihrer 
nationalistischen Politik war Sinn Fein 
zum Großteil isoliert in den 26 Coun­
ties. Und weil wir uns fast ausschließ­
lich auf die nationale Frage konzen­
trierten, vermochten wir nicht, die so­
ziale und wirtschaftliche Schlagkraft 
unserer Partei in den sechziger Jahren 
auszubauen.“

Zur Korrektur gehört eine verstärkte 
Gewerkschaftsarbeit, zu der zwei Re­
solutionen verabschiedet wurden, und 
die künftige Teilnahme an Wahlen in 
der Republik Irland. Sinn Fein hat die 

Republik Irland immer als neokolonia­
les Gebilde, hervorgegangen aus briti­
scher Spaltungspolitik, bezeichnet. 
Deshalb werden gewählte Kandidaten 
ihre Sitze nicht einnehmen, ähnlich wie 
die in Nordirland ins britische Parla­
ment oder die nordirische Versamm­
lung gewählten Sinn-Fein-Kandidaten 
ihre Sitze nicht einnehmen.

Eine andere Position nimmt die Par­
tei zur Wahl zum „Europa-Parla­
ment“ im Juni 1984 ein. Mit großer 
Mehrheit beschloß der Parteitag, daß 
Sinn Fein sich an der Wal beteiligen 
wird und eventuell gewählte Kandida­
ten auch ihre Sitze einnehmen. Der 
Wahlkampf soll auf Grundlage „der 
anti-imperialistischen Politik der Op­
position zur EWG“ geführt werden. 
Eventuelle Abgeordnete sollen „unter 
Leitung des ard comhairle (Parteivor­
stands)“ an den Sitzungen des EG- 
Parlaments teilnehmen, „mit der er­
klärten Absicht, für die Auflösung der 
EWG als europäischem kapitalistischen 
Machtblock zu arbeiten“.

Über die Frage der Teilnahme am 
EG-Parlament gab es heftige Ausein­
andersetzungen. Als ein Hauptargu- 
ment führte Vorstandsmitglied Martin 
McGuiness an: „Den EG-Wahlkampf 
auf Grundlage der Nichtteilnahme zu 
führen, wäre verrückt, wo er doch die 
bisher beste Gelegenheit bietet, die (re­
formistische) SDPL zu schlagen.“ Die 
Entscheidung der Partei trug mit dazu 
bei, daß Ruairi O Bradaigh, der vier­
zehn Jahre lang Sinn Fein als Präsident 
geleitet hatte, nicht wieder kandidierte.

Der neue Präsident Gerry Adams 
hielt in seiner Hauptansprache fest, 
daß der „bewaffnete Kampf eine not­
wendige Form des Widerstandes in den 
sechs Bezirken (Counties) gegen eine 
Regierung ist, deren Anwesenheit von 
der großen Mehrheit des irischen Vol­
kes abgelehnt wird“.
Quellenhinweis: An Phoblacht/Republican News, Zeitung 
der Sinn Fein, 17.11. u. andere Ausgaben (Bezugsadresse: 
44, Parnell Square, Dublin 1) - (hef)

Spanien
Oberstes Gericht mit Ru 
masa-Enteignung befaßt

Vor acht Monaten ließ die spanische 
Regierung den Rumasa-Konzern ent­
eignen. Der Hauptanteil des Konzerns 
gehört der Holding des größten Privat­
kapitalisten Spaniens, Ruiz Mateos. 
Der Konzern war mit mehreren Mrd. 
Peseten bei der spanischen Staatsbank 
verschuldet. Ruiz Mateos hat außer­
dem zusammen mit dem Ölfabrikanten 
Saiz 2 Mio. Liter Speiseöl aus staatli­
chem Besitz unterschlagen bzw. ge­
stohlen. Beide sollen spanische Staats­
unternehmen um ca. sieben Mrd. Pese­
ten betrogen haben.

In den letzten Monaten haben Jour­
nalisten und die spanische Polizei mehr 
und mehr Beweise dafür vorlegen kön­
nen, daß Ruiz Mateos außerdem der 
größte Finanzier der fachistischen Put­
schisten ist.

Gegenwärtig verhandelt der spani­
sche Verfassungsgerichtshof eine Ver­
fassungsklage gegen das Enteignungs­
gesetz der Regierung. Die Entschei­
dung des spanischen Verfassungsge­
richtes wird daher von großer Bedeu­
tung für die Entwicklung des Kräfte­
verhältnisses zwischen Reaktion und 
Faschismus auf der einen, der Gewerk­
schaftsbewegung und der Regierung 
Gonzales auf der anderen Seite sein.

Zum Zeitpunkt der Enteignung des 
Rumasa-Konzerns soll Mateo, der zu­
vor bereits faschistische Kommandos 
finanziert hatte, Milliardenbeträge an 
die spanischen Faschistenkreise trans­
feriert haben.

Des weiteren wurden in den letzten 
Monaten zwei Vereinigungen militäri­
scher Putschisten aus den Kreisen des 
klerikal-faschistischen Opus Dei in der 
baskischen Stadt Loyola ausgehoben. 
Genau diese Abteilung des Opus Dei 
hat in den letzten Jahren 1,5 Mrd. Pe­
seten aus dem Rumasa-Konzern ver­
mittelt über eine Stiftung bekommen.

Schließlich ist Mateo persönlich in 
die sogenannte „Affaire Medina“ be­
teiligt. Der Polizeioffizier Medina sitzt 
gegenwärtig im Gefängnis wegen Betei­
ligung an den Wirtschaftsverbrechen 
Mateos gegen die spanische Regierung 
und spanische Staatsunternehmen. Der 
gleiche Medina war aber sowohl an 
dem Putschversuch vom 23. Februar 
1981, wie an den aufgeflogenen 
Putschplanungen vom April 1983 be­
teiligt. Medina, der angeblich im Auf­
trag der Polizei in Putschistenkreise 
eingeschleust worden sein soll, ent­
puppte sich schließlich als einer der 
Drahtzieher der Putschvorbereitun­
gen, über den die Faschisten Informa­
tionen über die geplante Regierungpo­
litik und über Polizeimaßnahmen er­
hielten. Ruiz Mateos hatte derweilen in 
seinem Londoner Wohnsitz Treffen 
zwischen putschwilligen Militärs sowie 
in- und ausländischen Kapitalisten ab­
gehalten.

Während in der spanischen Presse 
neuerlich und offen darüber dikutiert 
wird, ob die USA zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt an einem Putsch interessiert 
sein können oder nicht, haben am 
27.11. nach unterschiedlichen Berich­
ten zwischen 50000 und 150000 Fa­
schisten in Madrid zum Gedenken 
Francos und für den Faschismus de­
monstriert. Die Faschisten hatten ihren 
Aufmarsch verschieben müssen, weil 
die Regierung faschistische Aufmär­
sche am 20.11., dem Todestag Fran­
cos, verboten hatte.
Quellenhinweis: El Pais, Cambio - (ehe)
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Türkei
Imperialisten erfreut über neue Regierung 
BRD will Kapitalexporte ausweiten
Am 24.11. ist das neue türkische Parla­
ment zusammengetreten. Einen Tag 
später - der neue Ministerpräsident 
war noch gar nicht gewählt — begrüßte 
das „Handelsblatt“ schon den Wahl­
sieger Özal als amtierenden neuen Re­
gierungschef: „Ministerpräsident Özal 
steht vor schweren Zeiten“. Die wirt­
schaftliche Lage der Türkei habe sich 
in den letzten Monaten ziemlich ver­
schlechtert. Das Außenhandelsdefizit 
werde 1983 vermutlich um 5% auf 2 
Mrd. $ steigen, die Überweisungen tür­
kischer Lohnabhängiger im Ausland 
dagegen, die diesen Devisenmangel bis­
lang zur Hälfte ausgeglichen hätten, 
seien im ersten Halbjahr um 30% auf 
850 Mio. $ zurückgegangen.

Tatsächlich haben die Imperialisten 
eine Reihe von Gründen, den Wahlsieg 
Özals zu begrüßen und die Junta zum 
Rückzug aus der Tagespolitik aufzu­
fordern. Erstens würde eine Vertiefung 
der Wirtschaftskrise über kurz oder 
lang auch die Fähigkeit der Türkei, an 
ihre imperialistischen Gläubiger zu 
zahlen, wieder gefährden. Allein in 
diesem Jahr sind 2 Mrd. $ an Zins und 
Tilgung fällig, das sind über 20% der 
türkischen Steuereinnahmen. Bis 1985 
sollen diese Zahlungen der Türkei so­
gar auf 2,5 Mrd. $ ansteigen. „Fach­
leute“, mit denen die Imperialisten be­
reits positive Erfahrungen gemacht ha­
ben, sollen an die Regierungsgeschäfte, 
und Özal hat sich mit der Durchset­
zung des IWF-Sanierungsprogramms 
in den Jahren 1980/81 bewährt. Zwei­
tens wünschen die Imperialisten, daß 
das Militär wieder in den Hintergrund 
rückt und die Militärführung nicht für 
jedermann im Land sichtbar in die im­
perialistischen Bereicherungsfeldzüge 
verwickelt ist. „Sind die Militärs wirk­
lich so sicher? Können sie wirklich alles 
im Voraus berechnen, vor allem den 
Drang der türkischen Bürger nach Le­
bensformen, die sie selbst wünschen?“ 
fragte Mitte November das „Handels­
blatt“. Die Imperialisten wollen ver­
meiden, daß sich Unruhen gegen ihre 
Plünderungen in der Türkei sofort 
auch gegen die Militärführung richten 
und so evtl, das Militär spalten. Eine 
Zivilregierung unter militärischer Auf­
sicht ist ihrer Meinung nach leichter 
auszuwechseln als die jetzige Regie­
rung, die von den Chefs von Armee, 
Marine, Luftwaffe und Gendarmerie 
offiziell eingesetzt ist. Freilich: Die Un­
terdrückungsgesetze der Militärjunta 
sollen in vollem Umfang in Kraft blei­
ben. So hat die Junta am 19.11. das 
Kriegsrecht um 4 Monate verlängert.

Die neue Regierung wird diese Ver­
längerung des Kriegsrechts auch nötig 
haben. Özal hat als seine Hauptaufga­
be angekündigt, die „Bekämpfung der 
Inflation“ fortzusetzen. Das bedeutet: 
Die Einkommen der Arbeiter und Bau­
ern, in den vergangenen Jahren schon 
brutal gesenkt und heute niedriger als 
1962, sollen weiter verringert werden. 
Den Bauern gegenüber werden die 
Händler und großgrundbesitzenden 
Agas diesen Willen der Regierung mit 
Freuden vollstrecken, indem sie ihnen 
entweder die Pacht erhöhen oder aber 
für den mageren Teil der Ernte, der 
den Bauern nach Zahlung von Pacht 
und Steuern noch zum Verkauf bleibt, 
noch weniger zahlen als bisher schon. 
So sie groß genug sind, sich aufs Ex­
portgeschäft zu werfen, können die

Links: Buswerbung in Istanbul. AEG-Eti, türkische AEG-Niederlassung, ist eine 
von über 60 westdeutschen Niederlassungen in der Türkei. Rechts: Tagelöhner in 
Istanbul: schwerste Arbeit für weniger als 10 Mark am Tag.

Großgrundbesitzer auch hier ihr Glück 
versuchen. Die Regierung hat die staat­
lichen Aufkaufpreise unter die Welt­
marktpreise gesenkt, so daß große 
Grundherren durch den Export der 
Ernte bessere Geschäfte machen kön­
nen als durch den Verkauf in der Tür­
kei. Schon im Vorjahr hatte diese „Ex­
portförderung“ der Regierung zwar zu 
Devisen und manchem Grundherrn zu 
guten Geschäften verholfen, verbun­
den mit Notschlachtungen der kleinen 
Bauern aber auf den städtischen Märk­
ten zu akuten Fleischknappheiten ge­
führt. Dennoch will Özal diese „Ge­
schäfte“, an denen am Ende die Impe­
rialisten am meisten verdienen werden, 

da sie der Türkei die Exportpreise dik­
tieren, neuerlich fördern. Zusätzlich 
hat er „freie Zinsen“ angekündigt: 
Der Wucher, insbesondere gegen die 
Bauern, soll blühen, auf daß die Bau­
ern sich weiterhin krumm arbeiten!

Sodann sollen die Löhne der Lohn­
abhängigen weiter gesenkt werden. 
Schon jetzt beträgt der gesetzliche 
Mindestlohn nur 16000 türkische Lira 
im Monat, umgerechnet etwa 330 DM. 
Eine vierköpfige Familie in Istanbul 
dagegen benötig allein für Lebensmit­
tel das Doppelte. Noch grausamer ist 
die Lage der auf Hunderttausende an­
geschwollenen Gelegenheitsarbeiter- 
und Tagelöhnerheere in den Städten. 
Die meisten bekommen noch nicht ein­
mal den gesetzlichen Mindestlohn. 
Streiks bleiben verboten, da erstens das 
Kriegsrecht fortbesteht und zweitens 
die Gewerkschaftsgesetze der Junta 
ebenfalls keine Streiks erlauben.

Die Regierung Özal will zusätzlich 
gegen die knapp 500000 Lohnabhängi- f 
gen in den Staatsbetrieben — darunter 
Bergwerke, Rüstungsbetriebe, Stahl­

werke, Raffinerien, die Tabak- und 
Branntweinmonopole, die Eisenbahn 
- vorgehen. Die Hälfte der Beschäf­
tigten soll entlassen, die Staatsbetriebe 
„saniert“ und sodann an türkische Ka­
pitalisten oder an die Imperialisten ver­
kauft werden.

Interessenten für diese Betriebe ha­
ben sich schon gemeldet. Schon im 
April reiste eine westdeutsche Kapitali­
stendelegation unter Leitung des Vor­
standsmitglieds der Deutschen Bank, 
Thierbach, in die Türkei. Das General­
konsulat der BRD in Istanbul berichtet 
von einem Treffen mit türkischen Ka­
pitalisten: „Dabei wurde der Wunsch 
ausgesprochen, stilliegende deutsche
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Zypern: Spaltung vertieft — BRD wünscht 
NATO-Stützpunkte

Vermutlich wird noch einige Zeit verge­
hen, bis die genauen Absichten zu erken­
nen sind, die von imperialistischer Seite 
aus mit der ,,Unabhängigkeitserklärung“ 
des von türkischen Truppen besetzten 
und von türkisch sprechenden Zyprioten 
bewohnten Nordens der Republik Zypern 
verbunden sind. Einiges kann aber schon 
jetzt festgehalten werden.

Erstens: Die Imperialisten in Nato und 
EG waren keineswegs so ,,überrascht“ 
von der ,,Unabhängigkeitserklärung“, 
wie sie öffentlich behaupten.

Schon am 15.10. hatte die türkische 
Zeitung „Cumhuriyet“ den jetzigen 
,,Präsidenten“ der ,,Republik Nord-Zy­
pern“, Rauf Denktasch, während eines 
Besuchs in Ankara wie folgt zitiert: ,,Wir 
erachten es als notwendig, gewisse Maß­
nahmen zu ergreifen. Wir verlangen dabei 
vom Vaterland, daß es für uns Verständ­
nis aufbringt. Der erste Artikel unserer 
Verfassung sieht im Norden von Zypern 
die Gründung einer Republik vor. Diese 
Republik wird die Republik von Nordzy- 
pern sein.“

Zweitens: Von Seiten der Bundesregie­
rung liegt bislang keinerlei Erklärung vor, 
die die ,»Unabhängigkeitserklärung“ des 
Nordteils Zyperns als völkerrechtswidrig 
oder als null und nichtig zurückweist. 
Stattdessen hat die Bundesregierung ge­
meinsam mit anderen EG-Staaten offen­
bar von Griechenland geforderte Sanktio­
nen gegen Nord-Zypern, der als Teil der 
Republik Zypern seit 1973 mit der EG as­

soziiert ist, verhindert. Das ,,Handelsblatt“ 
meldete am 23.11.: ,,Als erste Reaktion auf 
die Proklamation der Unabhängigkeit 
Nord-Zyperns hat die EG unter dem derzei­
tigen griechischen Vorsitz im Rahmen der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
(der zehn Außenminister) in der letzten Wo­
che Protest angemeldet. Athen wollte of­
fenbar mehr ... Obwohl von Sanktionen 
die Rede war, scheint man sich nur darauf 
verständigt zu haben, ... daß die Regie­
rungschefs (auf dem EG-Gipfel in Athen 
am 6.12., d. Verf.) ... Positionen beziehen 
können. Inzwischen genießen Einfuhren 
aus Nord-und Süd-Zypern in der EG wei­
terhin gleiche Zollfreiheit.“

Drittens: Die westdeutsche Presse äußert 
über die nun vertiefte und möglicherweise 
auf Dauer gelungene Spaltung der Republik 
Zypern offene Genugtuung. Das „Handels­
blatt“ vom 17.11. deutet Möglichkeiten für 
neue Geschäfte mit dem Norden der Insel 
an: „Für die seit fast zehn Jahren von der 
Welt isolierten Türken Zyperns wogen wirt­
schaftliche Erwägungen zweifellos schwer. 
Internationale Hilfe für Zypern floß nur in 
den griechischen Teil . .. Der Fremdenver­
kehr stagnierte als Folge des griechisch-zy­
priotischen Embargos gegen Häfen und 
Flughäfen im nördlichen Inselteil .. . 
Durch die Unabhängigkeit hoffen die Zy- 
perntürken nun offenbar, die Isolation 
durchbrechen und allmählich auch bilatera­
le Wirtschaftsbeziehungen aufbauen zu 
können.“

Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 
vom 17.11. schreibt, die Verurteilung der 

„Unabhängigkeitserklärung“ durch die 
USA und Großbritannien habe in Wirk­
lichkeit Griechenland von militärischen 
Aktionen abhalten sollen, äußert unver­
hohlenen Triumpf über „Ein neues Kapi­
tel auf Zypern“ und wünscht Stützpunkte 
der Nato auf der Insel. Die Regierung der 
Republik Zypern werde „gestützt auch 
von einer starken kommunistischen Par­
tei. Die Beziehungen zur Dritten Welt, 
zum Ostblock und zur PLO wurden ge­
pflegt“. Das müsse anders werden. Schon 
der britische Premier Disraeli habe be­
tont, „daß Zypern nicht eine Insel vor der 
levantischen Küste ist, sondern eine Stufe 
auf dem Sprung nach Indien - was nun, 
in der Zeit des Lufttransports und auf an­
dere östliche Räume bezogen, noch mehr 
gilt“. Zwar sei man auf der Insel schon 
militärisch präsent: „Großbritannien hat 
immer noch zwei Stützpunkte, exterrito­
rial und unter seiner Souveränität, auf der 
Insel, und die Amerikaner sind mit den 
weißen Kuppeln ihrer Radarstationen auf 
dem Gipfel des Troddos-Gebirges auch 
noch sichtbar.“ Das seien aber keine 
Stützpunkte der Nato: „Erst wenn sich 
der Staub gelegt hat, wird man auch se­
hen, was der großzügig angelegte neue 
Flughafen in der Zentralebene dann den 
Amerikanern wert sein könnte: die 
Schwierigkeiten, die die Nato bezüglich 
der Gebiete jenseits ihres Vertragsterrito­
riums hat - zu dem auch Zypern nicht 
gehört - könnten durch Einrichtungen 
für die Schnellen Einsatzstreitkräfte der 
Amerikaner und ihrer Verbündeten etwas 
vermindert werden.“ Was die FAZ aus­
drücklich nicht erwähnt: Auf Nato-Stütz- 
punkten auf Zypern hätte erstmals auch 
die BRD Zugriff. Schon jetzt üben Bun­
deswehreinheiten regelmäßig auf Kreta.

Produktionskapazitäten . .. für zu­
rückkehrende Gastarbeiter in die Tür­
kei zu transferieren. Hierzu erklärte 
Herr Constantinescu (Salzgitter AG), 
daß die türkische Seite von der ... 
Forderung nach neuester Technologie 
. .. z.B. im Braunkohlebergbau, abge­
hen und den Weg für einen Transfer 
der in Deutschland unrentablen, je­
doch nicht mehr allerletzten Technolo­
gie ebnen solle. Dies sei u.a. aufgrund 
des niedrigeren Lohnniveaus in der 
Türkei ein vertretbarer und zumutba­
rer Weg.“ Salzgitter-Schrott für den 
türkischen Kohlebergbau! Wenn das 
keine Entwicklungshilfe ist! Wenn 
dann in der Türkei die Stollensiche­
rung bricht, was soll’s! Türkische 
Bergleute gibt’s genug, und türkische 
Bergwerkunglücke auch. Da werden 
ein paar Unglücke mehr oder weniger 
gar nicht auffallen, das Geschäft dage­
gen wird großartig werden!

Auf dem gleichen Treffen sah Thier­
bach noch andere Möglichkeiten für 
westdeutsche Kapitalexporte in die 
Türkei: „Die Textil- und Massenstahl­
herstellung, auch der Schiffbau, soll­
ten den Staaten überlassen bleiben, die 
dies . . . billiger machen können“, ver­
kündete er nach dem Bericht des Gene­

ralkonsulats den türkischen Kapitali­
sten. Gemeint ist: Solche Geschäfte sol­
len künftig auch in der Türkei erfol­
gen, unter westdeutschem Kommando, 
versteht sich. Ende September kündig­
te, ganz in diesem Sinne, Max Grundig 
an, er werde künftig in der Türkei, ,wie 
in Portugal ... Halbprodukte, Radio- 
und Schwarz-Weiß-Fernseher sowie 
weniger hochtechnisierte Geräte und 
Geräteteile für den Export bzw. Reim­
port in die Bundesrepublik Deutsch­
land in Lizenz herstellen lassen“ (Be­
richt des Generalkonsulats Istanbul). 
Die Verhandlungen zwischen der Bun­
desregierung und der Militärjunta über 
ein Doppelbesteuerungsabkommen, 
das westdeutschen Kapitalisten künftig 
erlauben soll, in der Türkei gezahlte 
Steuern von der Steuerschuld in der 
BRD abzuziehen, stehen ebenfalls kurz 
vor dem Abschluß. Özals „Absicht, 
ausländisches Kapital noch stärker ins 
Land zu ziehen, besitzt deshalb durch­
aus Chancen“, frohlockt schon das 
„Handelsblatt“.

Schließlich haben die BRD-Imperia- 
listen in den letzten Wochen ein Ge­
schäft abgeschlossen, das ihnen für 
Jahre großartige Exporte in die Türkei 
und eine weiterhin steigende Verschul­

dung der Türkei bei westdeutschen 
Banken sichern wird. Am 7.11. kün­
digte Staatschef Evren an, die Türkei 
werden einen von drei Aufträgen für 
den Bau von Kernkraftwerken an die 
Siemens-Tochter KWU vergeben. Das 
neue Kernkraftwerk soll bei Mersin an 
der Südostküste der Türkei entstehen. 
Ebenfalls bei Mersin hat die Regierung 
kürzlich ihre erste „Freizone“ angekü- 
digt, in der sich imperialistisches Kapi­
tal zoll- und weitgehend auch steuerfrei 
niederlassen kann. Der Strom aus dem 
Kraftwerk soll also vor allem an diese 
imperialistischen Firmen geliefert wer­
den. Aber noch etwas ist an diesem 
Projekt bemerkenswert: Mersin liegt 
direkt in erdbebengefährdetem Gebiet. 
Das „Handelsblatt“, wohl wissend, 
was da alles an „Erdbebensicherungs­
kosten“ auf die türkische Regierung 
zukommen wird, meldete bereits, das 
Kernkraftwerk solle „angeblich“ 900 
Mio. DM kosten. Die Bundesregierung 
hat bereits für Kredite in Höhe von 1,4 
Mrd. DM für dieses Projekt Bürg­
schaften übernommen.
Quellenhinweis: Handelsblatt, Ausgaben seit 3.11.83; 
Türkei-Infodienst der Alternativen Türkeihilfe, Bielefeld, 
Ausgaben seit Mai 1983; Nachrichten für Außenhandel 
der Bundesstelle für Außenhandelsinformationen, Köln 

(rüi)
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Aus Kultur und Wissenschaft

Lieder-■/Schlagertexte
Der hartgesottene Nationalismus bleibt wohl 
doch Heino vorbehalten, aber ...
Die „Neue Deutsche Welle“ 
scheint sich schon wieder aus­
geplätschert zu haben. „Extra­
breit“ singt die Hälfte seiner 
letzten Platte schon wieder 
englisch. Die deutsche Welle 
war von ihrer Aussage nicht 
einheitlich (vgl. Politische Be­
richte 10/82). Aber sie brachte 
auf jeden Fall, was man von ei­
ner deutschen Welle erwartet: 
„Stolz sein ist mir verboten, 
ich bin hier geboren, mich 
trifft keine Schuld.“ Die 
Gruppe, die solches sang und 
die ihre Hörer aufforderte 

i „Dreh dich nach rechts, tanz 
den Adolf Hitler“ (DAF) hat 
sich aufgelöst.

Dies kann man von Heino 
und seiner Partnerin Lolita lei­
der nicht behaupten. Sie bege­
ben sich gerade wieder auf 
Deutschland-Tournee und 
werden ihre Deutschtumspfle­
ge nicht vor leeren Stuhlreihen 
betreiben.

Ein besonderer Kassenschla­
ger - wenigstens für Udo Lin­
denberg - war in diesem Jahr 
die Pflege sozusagen des 
Deutsch-Deutschtums. Das 
hätten die reaktionären Men­
schenrechts- und „Menschli- 
che-Erleichterungs“-Politiker 
sicherlich nicht zu träumen ge­
wagt: Der schnoddrige und 
(wenn auch stumpfe) Staats­
verdrossenheit singende Udo 
brachte fertig, was ihnen mit 
ihren revanchistischen Reden 
nicht gelingt: viel und gern ge­
hört zu werden.

Bei Lindenberg aber blieb es 
nicht. Die Zeitschrift Konkret 
sah sich im Juni (auf reichli­
ches Material gestützt) veran­

laßt, eine „neue deutsche Ost­
welle“ zu beklagen.

Nicht nur, daß die Jacob-Si- 
sters auf Sächsisch eine Single 
füllten mit der Antwort auf 
Udo: „Wir sind die Techter- 
chen vom Erich ...“ Auch 
Reinhard Mey zeigt sich auf 
der LP „Die Zwölfte“ plötz­
lich interessiert, statt immer 
nur in Paris auch mal „drü­
ben“, genauer „in Dresden 
singen“ zu können. „Ich 
möchte so gern hören, daß die 
Lieder hier wie drüben klingen 
. .. Ein Lied würde das Eis 
wohl brechen“. Stendal, Mei­
ßen, Zittau und Küstrin - er 
kenne diese Städte leider nur 
dem Namen nach; was liegt da 
näher als eine Tournee!

Sein Ostlied hat dem Rein­
hard Mey nichts geholfen beim 
run in die Hitparade. Das Pu­
blikum hört lieber sein Lied, in 
dem er das Opfer einer Presse­
falschmeldung zu Wort kom­
men läßt.

Irgendwie ist aus dem „ich 
möchte rüber, aber ich darf 
nicht“ die Luft raus - späte­
stens seit Udo Lindenberg, der 
Botschafter des „freien We­
stens“ nun doch „rüber“ 
durfte und eine Tournee, wie 
sie sich Reinhard Mey 
wünscht, vereinbart ist.

Da dürfte der andere Udo, 
um den es sehr ruhig geworden 
ist, mit seiner neuen LP „Udo 
Jürgens: Traumtänzer“ nun 
vollends zu spät gekommen 
sein: „Warum sind die Teiche 
aus Tränen so seicht? Warum 
ist die Elbe so tief wie das 
Meer? Warum steht ,Betreten 
verboten ‘ für mich am Tor 

zum Gelände im Stacheldraht­
zaun? .. . Bruder, warum bist 
du nicht mehr mein Bruder? 
. . . Mensch, laß doch wieder 
die Liebe ans Ruder zwischen 
Frankfurt an der Oder und 
Frankfurt am Main . ..“

Möglich, daß diejenigen 
Träger des weitverbreiteten 
Friedenssehnens, die die Krieg­
streiber überall, nur nicht in 
den Reihen der „heimischen“ 
herrschenden Klasse, sondern 
fern bei den beiden „Super­
mächten“ in unterschiedlicher 
Mengenzuweisung suchen, von 
einer deutsch-deutschen zu ei­
ner europäischen Gemütlich­
keit fortschreiten - möglich, 
daß diese Form des Nationalis­
mus bald reichlichen Lieder- 
Niederschlag findet.

Die Gruppe „extrabreit“ 
besingt sie bereits (auf eng­
lisch), das schöne, aber getre­
tene und unglückliche Mäd­
chen „Europa“: „Zwischen 
den beiden schwerbewaffneten 
Riesen liegt sie/ auf den Trüm­
mern gewaltiger Kriege/ sie 
heißt Europe, TEurope, 
Europa/ ... Ich merke, sie ist 
schön, aber blind/ amerikani­
sches Essen in meinem Magen, 
Berlin auf meiner Seele/ Sonn­
tags bin ich etwas nervös in 
Europa/ Und in Paris und 
Rom und Warschau und 
Köln/ tanzen wir nach dieser 
romantischen Musik .. .“ 
Bilder: Lindenberg in Ostber- 
lin; D.T.Heck mit Schirmherr 
Bernhard Vogel beim „Fest 
des Deutschen Schlagers“ in 
Ludwigshafen.
Quellenhinweis: Konkret 6/83; extrabreit: Eu­
ropa, Metronome 1983; Udo Jürgens: Traum­
tänzer, Ariola, Herbst 1983 - (tht)

Schwarzes Dreieck, 
Kräuselhaare

Das Stilmittel der Fiktion er­
laubt einem Autor, durch sy­
stematische Änderung der na­
turgesetzlichen, technischen 
oder auch rein gesellschaftli­
chen Rahmenbedingungen die 
Aufmerksamkeit seines Leser 
aus ungewohntem Blickwinkel 
aufs Heutige oder auch auf ge­
schichtliche Vorgänge zu rich­
ten. In seinem neuesten Ro­
man, wie der erste (Die Enkel 
der Raketenbauer) eine soge­
nannte Nach-Katastrophe-Ge- 
schichte, hat sich der Zauner 
entwickelt; von einem kriti­
schen Ökologen - ja zu was 
nun? Die ausgewählte Kata­
strophe besteht wesentlich in 
einer Seuche, die von der 
Menschheit nur die schwarze 
Spielart übrigläßt, die dann, 
hauptsächlich in Afrika, eine 
Kultur errichtet, die a.) auf der 
Sonnenenergie und b.) auf Ei- 
genschaften, die Zauner der 
schwarzen Rasse zuschreibt, 
begründet ist. Die von Zauner 
beschriebenen Neger sind wie 
aus „Vom Winde verweht“ 
entsprungen: musikalisch, in- 
besondere rhythmusmäßig, 
feiern gern und lassen dann al­
le fünfe gerade sein, haben ei­
ne lockere Arbeits- und Sexual­
moral, (speziell die (innen)) 
und mögen Rauschmittel. Als 
Verunglückte einer Expedition 
auf weiße Frauen treffen, rea­
gieren sie so: „Unwidersteh­
lich wurden ihre Blicke immer 
wieder auf das schwarze Drei­
eck der Kräuselhaare gelenkt, 
das sich wie ein aufreizendes 
Signal von der weißen Haut 
abhob.“ Der subtile Rassismus 
der Gesamtkonstruktion des 
Drecksdings kommt ohne 
Rückgriffe auf klotzgrobe 
Vorurteile eben nicht aus.
Georg Zauner, Der verbotene Kontinent, 
Heyne 4025, 5,80 DM - (maD

Bekenntnisse einer 
schnöden Seele

„Ich war der Märchenprinz“, 
teilt Arne Piewitz jedem, der 
es nicht wissen will, schon auf 
dem Titel seines Buches mit, 
mit dem er Svende Merians 
Bestseller „Der Tod des Mär­
chenprinzen“ parodiert.
Nahm sie an, sie könne dem 
politischen Selbstbewußtsein 
der Frauen mit detailgetreuen 
Schilderungen einer schiefge­
gangenen Liebesbeziehung 
aufhelfen und wandte sie sich 
damit an ein Publikum, dessen 
Interesse sich in der Erkämp- 
fung der vollständigen bürger­
lichen Gleichberechtigung er­
schöpft, so war das alles weit 
besser als dies. Piewitz wendet 
sich an Leser, deren Gelüste
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durch Klatsch über das Intim­
leben öffentlich bekannter 
Personen gereizt werden. 
Während S. Merian sich im­
merhin mit dem Problem 
plagt, wie zwei Menschen ohne 
gegenseitige Unterdrückung 
Zusammenleben können, fällt 
ihm nichts anderes ein, als ihre 
Produkte lächerlich zu ma­
chen, damit er sich nicht zu än­
dern braucht. Die Darstel­
lungsform übernimmt er, tage­
buchartige Berichte, vermischt 
mit Gedichten. Schreibt S. 
Merian „die woge/ die uns 
heute nacht fortriß/ wirft uns 
am morgen/ an den Strand“, 
worin sie sich bemüht, wenn 
auch mit gängigen Naturbil­
dern, ein gemeinsames Erleb­
nis und trübe Aussichten für 
die Zukunft auszudrücken, so 
kontert er, sie persönlich her­
absetzend, „die gans/ die uns 
heute nacht anmacht/ wirft 
uns am morgen/ aus dem 

-/haus“. Durch Wühlen in ihren
Manuskripten hat er erkannt, 
sie sei eine „Dichterin, Fach­
gebiet neueste deutsche Inner­
lichkeit, Abteilung Lore-Ro­
man “. Sich damit auseinan­
derzusetzen, fällt ihm nicht 
ein. Seine Innerlichkeit geht 
durch den Magen. Ihm er­
scheint sie „appetitlich wie ein 
dotterfrisches Landei“. Um 
das Innere seines Kopfes zu be­
spiegeln, zitiert er seitenlang 
Robert Musil, ohne den Leser 
aufzuklären. Die „linke 
Frau“, die per Anzeige „un­
männliche Männer, gerne jün­
ger“ suchte und mit der er sein 
Ansehen in liberalen Kneipen­
kreisen aufpolieren wollte, be­
kommt seiner Eitelkeit nicht. 
„Vielleicht trifft sie ja mal je­
manden, der sie sich zurecht- 
biegt“, hofft er und annon­
ciert Appetit auf „weibliche 
Frauen, gerne jünger“.
Arne Piewitz, Ich war der Märchenprinz, 
Buntbuch, 9,80 DM - (anl)

„Rockszene
DDR“

„Rock in der DDR bleibt eine 
Musik aus zweiter Hand.“ 
„Inspiriert von außen, beflü­
gelt von unten, dirigiert von 
oben.“ Mit diesen beiden Sät­
zen aus dem Schlußabschnitt 
von Olaf Leitners (Musikre­
dakteur RIAS Berlin) 500-Sei- 
ten-Wälzer ,, Rockszene
DDR“ ist die Essenz des mit 
westlicher Ignoranz aufräu­
menden Buches mitgeteilt.

O.L. gibt sich liberal. Da 
werden auch die „guten“ Sei­
ten der DDR-Kulturpolitik 
aufgezeigt, z.B. daß die Künst­
ler in der DDR materiell in er­
heblichem Maße unterstützt 
und solide ausgebildet werden. 
Dahinter stehe allerdings die

gar schändliche Absicht, kon­
trollieren zu wollen, was mit 
dem zur Verfügung gestellten 
Geld geschieht. Nach diesem 
Muster handelt O.L. Kapitel 
für Kapitel ab, wiederholt sich 
ständig, zitiert Verlautbarun­
gen der DDR, um sie durch 
nicht belegte Zitate aus irgend­
welchen Interviews mit ausge­
siedelten Ex-DDR-Künstlern 
zu widerlegen und ausführlich 
mit der eigenen, ermüdenden 
Meinung zu schmücken. Über 
die eigentliche Rockszene er­
fährt man sehr wenig, und die 
Beschreibung der Musik ist 
fast völlig ausgespart, weil die­
se zuviel Fachterminologie 
voraussetze. Texte werden nur 
wenige und wenn, dann aus 
den letzten Jahren zitiert. Die 
DDR-Musik der sechziger Jah­
re wird abgeurteilt, ohne daß 
auch nur eine Zeile davon dem 
Leser zur Urteilsbildung über­
lassen würde. Man erfährt nur, 
daß es eine Singebewegung ge­
geben haben muß, deren Ein­
flüsse heute noch im „liedhaf­
ten“ Rock der DDR zu spüren 
seien.

Worin liegen nun die schät­
zenswerten Seiten des DDR- 
Rock? Nun: vor allem darin, 
daß der DDR-Rock in zwei La­
ger geteilt sei, das Realismus- 
Lager der Profis und das My­
stizismus-Lager der Amateure 
und Kritiker. Ferner sei die 
Sprache der Freizeit hüben wie 
drüben die gleiche. Hier wie 
dort gebe es Rockrandale. Die­
se Dinge garantierten die 
„Einheit der Nation“, über­
wänden die Weltgrenze zweier 
Ideologien etc.

Hätten die „von drüben“ 
die gleiche Souveränität wie 
z.B. Udo Lindenberg, der aus­
führlich zitiert wird, offiziell 
Kritik am eigenen System zu 
üben, dies erwarte das Publi­
kum der „einheitlichen Kul­
turnation“ nämlich, hätte 
O.L. ein „anderes Buch“ ge­
schrieben und dem DDR-Rock 
die Einmaligkeit an „emotio­
nalem Output“, wodurch 
„echter“ Rock nun mal defi­
niert sei, sicher zugestanden. 
Völlig unerklärlich bleibt 
schließlich, daß trotz der „un­
fähigen“ Kulturbürokratie der 
DDR, ohne die nichts geht, die 
DDR-Rocker der achtziger 
Jahre nicht nur zu einer 
Sprachbeherrschung wie hier­
zulande unüblich, sondern 
auch zu „hohem technischem 
Können“, „kompositorischen 
Fähigkeiten“ etc. sowie Millio­
nenauflagen („Karat“) in der 
BRD und anderen westlichen 
Ländern kommen.
Olaf Leitner. Rockszene DDR, Aspekte einer 
Massenkultur im Sozialismus, rororo TB 
7646, 19,80 - (gar)

CD U-Propaganda
Entlastung der Faschisten durch 
Beschuldigung der Pazifisten
„Besonders deutlich sind die politischen Folgen pazifistischer 
Strömungen am Verhalten Englands und Frankreichs in den drei­
ßiger Jahren gegenüber der Expansionspolitik Hitlers erkennbar. 
Der Pazifismus der dreißiger Jahre hat die Entschlossenheit der 
westlichen Demokratien, der nationalsozialistischen Diktatur ent­
gegenzutreten, gelähmt und trägt daher ungewollt Mitschuld am 
Ausbruch des Zweiten Weltkrieges.“ So die CDU in der Broschü­
re „Gibt es Frieden ohne Freiheit?“.

Der Zweck der CDU-Propaganda liegt allein darin, die Kriegs­
schuld des Hitlerfaschismus zu leugnen, sie auf die Antifaschisten 
und auf die Sowjet-Union, die am meisten zur Niederlage der Fa­
schisten beigetragen hatte, abzuwälzen. Zu diesem Zweck wird 
der Unterschied zwischen der Gegnerschaft gegen den imperiali­
stischen Krieg und der sogenannten „Beschwichtigungspolitik“ 
absichtsvoll verwischt. Die Politik z.B. der damals größten Kolo­
nialmacht Großbritannien war keinesfalls „pazifistisch“ oder 
„zahnlos“, sondern auf Erhaltung des eigenen Kolonialreiches, 
auf Abmachungen mit dem faschistischen Deutschen Reich ge­
richtet. Sie zielte auf die Vernichtung der Sowjet-Union. Die bri­
tischen Imperialisten hatten z.B. alle Hände voll zu tun, Befrei­
ungsbewegungen wie in Ägypten, in Palästina, Indien und Per­
sien zu unterdrücken. Die Hauptmacht ihrer Landstreitkräfte in 
Europa, drei Divisionen, war zur Unterdrückung des irischen Be­
freiungskampfes eingesetzt. Weiterhin: Verfügten das Deutsche 
Reich und Italien Anfang 1938 zwar über 82 Divisionen an Land­
streitkräften und standen diesen 17 der Westmächte und 17 der 
Sowjet-Union gegenüber, hätten aber 90 Tage nach einer Mobil­
machung - nach amtlichen britischen Schätzungen - 124 deut­
schen und italienischen Divisionen 77 französische, belgische und 
britische, sowie 125 sowjetische gegenübergestanden. Eine Koali­
tion der „Westmächte“ und der Sowjet-Union hätte auch eine 
Überlegenheit der Luft- und Seestreitkräfte ergeben.(2)

Nach der faschistischen Machtergreifung und unmittelbar vor 
dem 2. Weltkrieg unternahm die Sowjet-Union diplomatische 
Vorstöße zur Schaffung eines Systems der kollektiven Sicherheit 
in Europa, die jeweils an Großbritannien scheiterten. Kern dieser 
Vorstöße waren der Beitritt der UdSSR zum Völkerbund und der 
Abschluß eines regionalen europäischen Abkommens über den 
gegenseitigen Schutz vor einer Aggression von Seiten Deutsch­
lands. Während Großbritannien z.B. nur zum Schein sich bereit­
erklärte, einem Pakt beizutreten, dies von dem Beitritt des Deut­
schen Reiches abhängig machte und vorher von Frankreich die 
Aufnahme von Rüstungsverhandlungen forderte, gelang es der 
UdSSR am 2. Mai 1935, mit Frankreich einen Beistandspakt zu 
beschließen. Trotz aller Mängel des Vertrages war dies ein außen­
politischer Erfolg der Sowjet-Union.

Unmittelbar nach dem Einmarsch deutscher Truppen in die 
Tschechoslowakei schlug die Sowjet-Union am 13.3.1939 Groß­
britannien und Frankreich erneut einen Beistandspakt vor, der 
vorsah, daß sich die beteiligten Staaten für „die Dauer von fünf 
bis zehn Jahren im Falle einer Aggression in Europa gegen einen 
beliebigen der vertragschließenden Staaten unverzüglich jegliche 
Hilfe einschließlich militärischer zu erweisen.“ Des weiteren ent­
hielt der Entwurf die Verpflichtung, unverzüglich eine Militär­
konvention über Art und Ausmaß der militärischen Hilfe im Falle 
eines Angriffs zu erarbeiten. Die baltischen Staaten sollten in die 
Garantie mit einbezogen werden. Der Gegenvorschlag der briti­
schen Regierung verlangte von der Sowjet-Union eine einseitige 
Garantieerklärung für Großbritannien und Frankreich, verpflich­
tete diese aber praktisch zu nichts. Insbesondere weigerten sich 
die „Westmächte“ hartnäckig, die nordwestlichen Grenzen der 
Sowjet-Union zu garantieren, was nur als eine Einladung an die 
Faschisten zum Überfall auf die Sowjet-Union verstanden werden 
konnte. Unter dem Druck der öffentlichen Meinung mußte sich 
Großbritannien dann doch bereiterklären, in Verhandlungen mit 
der Sowjet-Union und Frankreich einzutreten. Mit allen erdenkli­
chen Mitteln wurden diese Verhandlungen verzögert. Der Delega­
tion wurde vorgeschrieben, die Frage des Durchmarsches sowjeti­
scher Truppen durch Polen und Rumänien nicht zu besprechen, 
obwohl dies für die Wirksamkeit des Vertrages entscheidend war. 
Die britische Regierung hielt es „nicht für wünschenswert, ir-
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gen deine konkrete Verpflichtung zu übernehmen, die geeignet 
wäre, (ihr) die Hände zu binden.“(1)

Zugleich führte Großbritannien seit dem 13.7. 1939 Geheim­
verhandlungen mit dem Deutschen Reich. Ziel war der Abschluß 
eines Nichtangriffs- und eines Nichteinmischungspaktes. Staats­
sekretär Hudson verkündete dem deutschen Botschaftsmitglied 
Wohlthat, „daß es noch drei große Gebiete auf der Welt gäbe, in 
denen Deutschland und England weitgehende Betätigungsmög­
lichkeiten finden würden: Das englische Imperium, China und 
Rußland.“ Der britische Labour-Politiker Buxton bot laut eige­
nem Brief einem Mitarbeiter des „Büros Ribbentrops“, Hetzler, 
an, „Osteuropa als natürlichen Lebensraum Deutschlands anzu­
erkennen“, die koloniale Frage zu regeln und auf alle sogenann­
ten „Einkreisungs-Bündnisse“ in Osteuropa zu verzichten. (1) 

Nachdem der Vertreter der britischen Regierung die Verhand­
lungen abbrach und nachdem die Sowjet-Union in Asien in einen 
Krieg seitens Japan verwickelt wurde, schloß sie ihrerseits einen 
Nichtangriffspakt mit dem deutschen Reich.
Quellenhinwcis: (1) LK.Kobljakow: Die UdSSR im Kampf für den Frieden. Moskau 1977; (2) R. 
Meyers: Briiischc Siclierlieilspolitik, 1934-1938, Düsseldorf 1976 - (wop)

1877— 1934
USA: Militärpolitik und Arbei­
ter- und Soldatenbewegung (I)
In letzter Zeit ist verschiedentlich hervorgehoben worden, daß 
vermittels der neuen US-Mittelstrecken-Raketen sowie der 
Marschflugkörper und einiger anderer Waffensysteme etc. ein 
atomarer „Enthauptungs-Schlag“ gegen die UdSSR geführt wer­
den könne und daß dies beabsichtigt und möglich sei. Einerseits 
ist absolut gewiß, daß es sich hierbei um verwegene Wünsche han­
delt - insofern nämlich die „Enthauptung“ das Problem der tat­
sächlichen Inbesitznahme des „Rumpfes“ offen läßt. Und dazu 
braucht es lebendige Menschen, d.h. Soldaten', und zwar viele 
und vor allem willige Soldaten, die sich jedoch der Masse nach 
aus der Arbeiterbevölkerung rekrutieren und die daher mit dem 
Zwang zum Anziehen des Kampfanzugs keineswegs ihre sozialen 
bzw. politischen (Klassen)-ZmeresseM ausziehen. Aber gerade im 
Hinblick auf diese historisch belegte Wahrheit kann andrerseits 
bereits jetzt ein tatsächlicher „Enthauptungs-Erfolg“ ideolo­
gisch-politischer Art konstatiert werden. D.h. eine nicht unbe­
trächtliche Anzahl von Hirnen (in der BRD) ist durch die aus­
schließliche Fixierung auf jene atomaren Waffen und ihre ange­
nommene Wirkung vom sozialen Denken zum Volksdenken über­
gewechselt. Das ist gewissermaßen der inländische ideologisch­
politische ,,Enthauptungs“-Erfolg, den die Betreiber der derzeiti­
gen imperialistischen Kriegsvorbereitungen für sich verbuchen 
können. Der andere Erfolg besteht darin, daß die völkisch be­
stimmte Überschätzung atomarer Waffen bzw. der (unter ande­
rem) darauf gestützten (US)-Militärpolitik in denselben Hirnen 
stets verkoppelt ist mit einer chauvinistisch bestimmten Unter­
schätzung bzw. Geringschätzung (vor allem) der US-amerikani­
schen Arbeiter- und Soldatenbewegung.

Dieser andere Erfolg der bereits jetzt konstatierbaren ideolo­
gisch-politisch geglückten „Enthauptung“ hat zur Folge, daß die 
militärpolitische Lage der US-Monopolbourgeoisie nicht als das 
erkannt wird, was sie in Wahrheit ist: nämlich der Versuch eines 
Ritts auf dem Vulkan. Hinsichtlich der Streitkräfte bzw. der Waf­
fengattungen und ihrer jeweiligen militärtechnischen Zurüstung 
kommt dieser Ritt auf dem Vulkan konkret darin zum Ausdruck, 
daß die historisch erwiesene Unzuverlässigkeit US-amerikani­
scher Wehrpflichtigen-Heere durch Stützung auf Spezial-Forma­
tionen und Vertrauen in die Zuverlässigkeit der Militärtechnolo­
gie zu kompensieren versucht wird. Es kann bereits an dieser Stel­
le - im Vorgriff auf die demnächst folgende Behandlung der US- 
Militärpolitik nach 1945 - festgestellt werden, daß die politische 
und militärische Führung der westdeutschen Monopolbourgeoisie 
(mehr oder minder freimütig) von Anbeginn die eigentümlichen 
Schwächen der US-Monopolbourgeoisie hinsichtlich ihrer tat­
sächlichen Fähigkeit zu imperialistischer Kriegsführung unter­
sucht, erörtert und ins eigene strategische Kalkül einbezogen hat. 
Diese offenkundigen Schwächen sind letztlich ein Ergebnis der 
Kämpfe der US-amerikanischen Arbeiter- und Soldatenbewe­
gung. Die westdeutsche Monopolbourgeoisie hofft im Zuge eines 
NATO-Krieges gegen den Warschauer Pakt aus diesem Ergebnis 
insofern politisch-militärisches Kapital zu schlagen, als sie auf die 

Kompensierung jener Schwächen vermittels einiger Millionen 
Bundeswehr-Soldaten bzw. Reservisten setzt und damit auf ihrer 
eigene (angenommene) Fähigkeit zum „Erobern und Halten“- 
Können. Die hiermit beginnende Artikel-Serie zu o.a. Thematik 
ist daher in der Absicht verfaßt, einen Beitrag zu leisten zur 
Durchkreuzung dieser Absichten der Verwandlung von Kampfer­
gebnissen der US-Arbeiterbewegung bzw. -Soldatenbewegung in 
objektive politisch-militärische Reserven westdeutscher Expan­
sionsabsichten:

Bei ihren Versuchen der Niederschlagung von Streiks haben die 
US-Kapitalisten sich in der Regel auf die folgenden bewaffneten 
Formationen gestützt: Privateinheiten (Kosaken), kommunale 
Miliz bzw. Polizei, Polizei-Einheiten der Bundesstaaten, Natio­
nalgarde (ungefähr vergleichbar der Heimatschutztruppe dem 
Bundesgrenzschutz) sowie Einheiten der regulären US-Armee. In 
einer Ende der 60er Jahre veröffentlichten Untersuchung (H.D. 
Graham/T.R. Gurr - The History of Violence in America (Die 
Geschichte der Gewalt in Amerika), New York 1969, S. 380) resü­
mieren die Autoren für den damals vorausgegangenen Zeitraum 
bis zurück in die 70er Jahre des letzten Jahrhunderts insgesamt 
„160 Anlässe, bei denen Staats- und Bundestruppen in Arbeits­
konflikte eingegriffen haben“ - also pro Jahr ein bis zweimal. 
Im Jahre 1877, also zu Beginn des in diesem Beitrag zur Rede ste­
henden Zeitraums, mußte die US-Bundesregierung ihre Truppen 
sowohl zur Bekämpfung bzw. Ausrottung der letzten noch rebel­
lierenden indianischen Nationen einsetzen wie auch zur Nieder- 
metzelung des sogenannten „Großen Aufstands“ der Eisenbahn­
arbeiter. Wenngleich es in der diesbezüglichen Literatur (1) untere 
schiedliche Angaben über die infolge des Einsatzes jener bewaff­
neten Formationen ums Leben gekommenen Arbeiter oder ande­
rer Beteiligter gibt, so läßt sich doch folgende Chronologie der 
Mindestzahlen von getöteten Streitteilnehmern zusammenstellen: 

1877 (v.a. Eisenbahnarbeiterstreiks) 100 Tote; 1886 (v.a. Eisenbahnar­
beiterstreiks) 15 Tote - darunter 4 Hinrichtungen; 1892 (v.a. Metallar- 
beiterstreiks) 9 Tote; 1894 (v.a. Bergarbeiter- und Eisenbahnarbeiter­
streiks) 39 Tote ; 1916 (v.a. Stahlarbeiterstreiks) 5 Tote; 1920 (v.a. Berg­
arbeiterstreiks) 11 Tote - außerdem 350 „Hochverrats“-Anklagen; 1922 
(v.a. Bergarbeiterstreiks) 2 Tote; 1934 gab es eine unbekannte Anzahl von 
Toten beim Hafenarbeiterstreik, sodann 2 Tote plus Verhängung des 
Kriegsrechts über Minneapolis beim Transportarbeiterstreik sowie außer­
dem 10 Tote plus Massenverhaftungen bzw. Inhaftierungen „in ein Kon­
zentrationslager“ beim Textilarbeiterstreik.

Während des 1. Weltkriegs verzichtete die US-Arbeiterbewe- 
gung keineswegs auf Kämpfe zur Durchsetzung ihrer Interessen: 
Im Gegenteil, in den Jahren 1916- 1918 wurden mehr als doppelt 
so viele Streiks wie 1915 durchgeführt. Und selbst in jener Zeit 
der Unterwerfung der Arbeiterbewegung unter das Kriegsrecht 
mußte die US-Bundesregierung wieder und wieder Truppen zur 
Brechung von Arbeitsniederlegungen etc. einsetzen. Die in der 
oben zusammengestellten Chronologie benannte Anzahl der er­
schossenen Streikteilnehmer oder anderer Beteiligter wäre sichern­
lieh wesentlich höher ausgefallen, wenn nicht erstens regelrecht 
militärisch organisierte bzw. durchgeführte Bekämpfung dieser 
Truppen (nach dem 1. Weltkrieg z.B. gestützt auf „Veteranen“ 
aus den Reihen der Arbeiter selbst) stattgefunden hätte und zwei­
tens in Verbindung damit intensive Zersetzungsarbeit gegenüber 
den bewaffneten Formationen betrieben worden wäre. Die in der 
Arbeiterbewegung vorhandenen Widerstände gegen eine Rekru­
tierung in die US-Armee sowie ihre diesbezügliche Zersetzungsar­
beit sollten daher durch eine entsprechende Handhabe während 
des 1. Weltkriegs unterbunden werden:

Das bereits 1917 erlassene und im Mai 1918 schärfer zugeschliffene 
„Anti-Spionage-Gesetz“ drohte jedem bis zu 20 Jahren Zuchthaus-In­
haftierung an, „der willentlich zu Ungehorsam, Untreue, Meuterei oder 
Befehlsverweigerung aufruft bzw. diese hervorruft ... oder der willent­
lich die Rekrutierung oder den Einberufungs-Dienst behindert.“ (2)

In den 1. Weltkrieg hat die US-Monopolbourgeoisie erst spät 
eingegriffen, nämlich ab dem Frühjahr 1917 - und zwar zu­
nächst mit einem kleinen Expeditionskorps. In gewisser Hinsicht 
entsprach dies noch ganz der Art, in der während des sogenann­
ten „Spanisch-Amerikanischen Krieges“ (1898) in Cuba bzw. we­
nig später auf den Philippinen bzw. Guam und Puerto Rico sowie 
anschließend auf der Panama-Landenge (1903) und später in Hai­
ti (1914) die auswärtige „Verteidigung (der Lebensinteressen) der 
USA“ betrieben wurde. Aber die tatsächliche bzw. erfolgreiche 
Schwächung bzw. Niederwerfung der reichsdeutschen Konkur­
renten bedingte die erstmalige Aufstellung einer ungefähr zwei 
Mio. Wehrpflichtige umfassenden Expeditions-Armee. In Anbe­
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tracht der geographischen Tatsache, daß die USA weitgehend 
durch den Pazifik, die Karibik und den Atlantik vor äußeren An­
griffen geschützt sind, entwickelte sich die Herstellung eines na­
tionalen Konsenses in Sachen ,, Verteidigung der USA“ zu einem 
mühseligen Geschäft für die seinerzeitige Regierung des Präsiden­
ten W. Wilson: Denn nicht nur große Teile der Arbeiterbewegung 
standen quer zum grenz- (und das hieß: Atlantik-) überschreiten­
den Patriotismus; sondern auch eine starke Fraktion der US- 
Monopolbourgeoisie äußerte Zweifel am Erfolg der auswärtigen 
Intervention und fürchtete den Bürgerkrieg und die Revolution 
als Folgen eines Mißerfolgs - sie pochte daher auf,»Bescheidung 
auf die USA“ (bzw. Nord-, Mittel- und Südamerika). Wenn­
gleich die Versenkung von US-Schiffen bzw. britischen mit US- 
Passagieren durch reichsdeutsche U-Boote den schließlichen Auf­
hänger lieferte für patriotische Anhangbildung bzw. Entsendung 
jener ca. 2 Mio. Mann umfassenden US-Armee nach Europa 
(Sommer 1918), so war doch zögerliches und abwartendes Heran­
lasten an diese auswärtige Intervention und schnelle Beendigung 
und Rückführung der Truppen (nach bereits 9 Monaten) der Fall.

Die Furcht vor den ideologisch-politischen Auswirkungen der russi­
schen Oktoberrevolution (sowie der nachfolgenden revolutionären Erhe­
bungen z.B. im Deutschen Reich) auf die US-Wehrpflichtigen ist ganz si­
cher ein wesentlicher Grund hierfür gewesen - ein gewisser Beleg ist in 
der folgenden Passage aus dem Bericht einer Uniersuchungskommission 
(einer damaligen internationalen kirchlichen Vereinigung) über den Stahl­
arbeiterstreik von 1919 gegeben: Die US-amerikanischen Arbeiter „glau- 
ben, daß die russische Revolution ein wahrscheinlich blutiges Geschäft 

l -/war und daß die Bolschewiken gefährliche Leute sind. Und doch ist für 
sie die russische Regierung eine Regierung der Arbeiter; und sie hat sich 
gehalten. Zwei Jahre lang haben die Zeitungen immer wieder den Fall der 
russischen Republik vorhergesagt; daß sie nicht gefallen ist, erfüllt sogar 
die Arbeiter der Vereinigten Staaten mit Klasscnstolz.“ (3) Diese Ausfüh­
rungen sind sicherlich nicht übertrieben, wenn man bedenkt, daß in dem­
selben Jahr 1919 die in der Metallarbeitergewerkschaft zusammenge­
schlossenen Dock- bzw. Werftarbeiter der am Pazifik gelegenen Stadt Se­
attle einen ,, Soldaten-, Matrosen- und Arbeiterrat'1 gründeten; und wenn 
man weiterhin bedenkt, daß sich im Herbst 1919 „die Hafenarbeiter von 

Seattle (weigerten), Schiffe mit Waffen und Munition zu beladen, die an 
Admiral Kolchak, den Führer der Konterrevolution in Sibirien, gehen 
sollten.“ (3). Dabei ist zweierlei bedeutsam: Zum einen die Aufstellung 
der „Labor War Veteran’s Guard“ (d.h. eine bewaffnete Arbeitermiliz 
bestehend aus Weltkriegs-Veteranen) im Zusammenhang mit der Ausru­
fung des Generalstreiks in Seattle am 6.2.1919 (dieser brach wenig später 
unter dem Druck des Einmarsches von Regierungstruppen und fehlender 
gewerkschaftlicher Unterstützung von außerhalb Seattles zusammen). 
Zum andern ist die äußerste Vorsicht und reichliche Zurückhaltung des 
Oberkommandos der US-Armee hinsichtlich des Einsatzes seines Inter­
ventionskorps (14000 Mann) in Archangelsk, Murmansk und Wladiwo­
stok von Bedeutung (von 1918 bis Anfang 1920): Aus einer Mitteilung an 
die Regierungen der übrigen Interventions-Staaten geht indirekt die äu­
ßerste Besorgnis um die innere Entwicklung in den USA hervor, insofern 
ausdrücklich eingestanden wird, daß man „nicht in der Lage sei, an einer 
organisierten Intervention teilzunehmen, und daß man auch nicht erwar­
ten könne, in (nächster Zukunft) in eine solche Lage zu kommen.“ (4)

In der weiteren Zwischenkriegszeit wurden sowohl in den 20er 
wie auch in den 30er Jahren immer wieder Regierungstruppen 
zwecks Niederschlagung von Streikkämpfen eingesetzt. Die um­
fangreichste Mobilisierung für jenen Zweck fand gegen den Tex­
tilarbeiterstreik des Jahres 1934 statt: Dieser Streik währte unge­
fähr zwei Wochen und wurde gleichzeitig in neun Bundesstaaten 
durchgeführt. In fast allen Bundesstaaten konnten sich die Kapi­
talisten auf die von den jeweiligen Gouverneuren angeforderten 
Bundestruppen stützen - in Süd-Carolina z.B. wurden insgesamt 
15000 Hilfssheriffs durch eine Armee von 10000 Soldaten ver­
stärkt - , sowie auf die in einigen Fällen erfolgte Verhängung des 
Ausnahmezustands. Es ist klar, daß dieser direkte bzw. umfang­
reiche Einsatz der US-Armee gegen die US-Arbeiterbewegung er­
hebliche ideologisch-politische Folgen (v.a. im Hinblick auf die 
spätere US-Intervention in den 2. Weltkrieg) hatte - dies soll im 
Teil II. dieser Serie behandelt werden.
(1) J. Brecher, Streiks und Arbeiterrevolten - Amerikanische Arbeiterbewegung 1877-1970; 
Frankfuri/M. 1975; L. Adamic, Dynamit - Geschichte des Klassenkampfes in den USA 
(1880-1930), Trikont 1974; De Guerin, Die amerikanische Arbeiterbewegung 1867-1967, 
Frankfuri/M. 1970; (2) H.F. Commager, Documents of American History (Vol. II ab 1898), New 
Jersey/USA 1973, S. 145/46 (eig. Übersetzung); (3) J. Brecher, S. 98, 99 ff.; (4) Documents, S. 
149-151 (eig. Übersetzung) - (huh)

Kohlezeichnungen

Verkäufer auf dem Göttinger Wochenmarkt, pes, Göttingen, 1983
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LOHNDRIFT UND BESCHÄF­
TIGUNGSENTWICKLUNG METALL­

INDUSTRIE

Lohnzonen im 
Juli 1982 auf Juli 
metallverarbeitende 
dargestellt. In den 
rechts die Be-

mit zusammen
3,5 Mio. Be- 
Metallver-

Lohndrifts

In den Schaubildern links ist der 
Lohndrift, d.h. die prozentuale 
Veränderung der Effektivlöhne in 
den verschiedenen
Zeitraum von 
1983 für die 
Industrie BRD 
Schaubildern
schäftigungsentwicklung in demsel­
ben Zeitraum. Den Untersuchungen 
liegen die vierteljährlichen Ef­
fektivlohnerhebungen der öffentli­
chen Statistik zugrunde. Die in 
den Statistiken aufgeführte Inve­
st itionsgüterindustrie entspricht 
der metallverarbeitenden Indu­
strie, die von den Tarifen der IG 
Metall erfaßt wird. Maschinenbau, 
Fahrzeugbau und Elektroindustrie 
sind die wichtigsten Zweige der 
Metallverarbeitung
2,6 Mio. von insgesamt 
schäftigten in der 
arbeitung.
Zur Berechnung des

wurde die Beschäftigung in den 
Lohnklassen gleichgesetzt auf den 
Bezugsmonat 7/1982, um die Bewe­
gung der Effektivlöhne rein, d.h. 
ohne Einfluß der veränderten Be­
schäftigung in den verschiedenen 
Lohnklassen zu ermitteln. Zur Un­
tersuchung der Beschäftigungsent­
wicklung in den 12 Monaten wurden 
die Löhne gleichgesetzt, ebenfalls 
auf den Bezugsmonat 7/82.
Für die Entwicklung des Lohn­
drifts ergibt sich: Die Kapitali­
sten haben die Senkung der Real­
löhne und -gehälter auf breiter 
Front durchgeführt. Zwar ist der < 
Effektivlohndrift in den Lohnzonen 
über 3 500 DM, also bei den höheren 
Angestellten, dem Aufsichtsper­
sonal, dem technischen Personal 
immer noch höher als für die Masse 
der Arbeiter, aber nur noch hinter 
dem Komma. Die Zeiten, daß die Ka­
pitalisten in den hohen Gehaltszo­
nen kräftig drauflegten, sind wohl 
vorbei. Deutlich erkennbar außer­
dem: Es ist der IG Metall und den 
Betriebsräten in keiner Branche 
mehr gelungen, eine besondere An­
hebung der unteren Lohngruppen 
durchzusetzen. Schlimmer noch: Mit 
Ausnahme der Automobilindustrie 
liegt in allen Branchen der Effek­
tivlohndrift in den unteren Lohn­
zonen unter dem schlechten Tarif­
abschluß von 1983, 3,2%. Das
heißt, die Kapitalisten haben die 
Niederlage der letzten Lohnbewe­
gung gleich genutzt und die volle 
Anrechnung der Tariferhöhung auf 
die Effektivlöhne verhindert.



Die tatsächlich stattgefundenen 
Lohnsenkungen gehen aus den Dar­
stellungen nicht hervor. In dem 
Zeitraum stieg der Index der Le­
benshaltungskosten um 2,5%. Durch 
Preissteigerungen, wachsende Steu­
er- und Abzugslast auf Lohne und 
Gehälter hat ein erheblicher Ein­
bruch in den Reallöhnen statt­
gefunden.
Die Betrachtung der einzelnen 

Branchen ergibt einige Besonder­
heiten: 1. In der Maschinenbauin­
dustrie, wo die Kapitalisten von 
1982 auf 1983 über 50000 Beschäf­
tigte entließen, konnten sie im 
Bereich der Facharbeiterlöhne und 
bei den mittleren Angestellten 
besonders die Löhne drücken. Da­
durch wurde die Masse der Beschäf­
tigten getroffen, deren Löhne bzw. 
Gehälter im Bereich zwischen 2500 
und 3000 DM liegen. Die Absicht 
ist eindeutig: Die massiven Lohn­
senkungen begleiten die Umwälzung 
des Produktionsapparates im Ma­
schinenbau, die Einführung von 
CNC-Maschinen und erzwingen die 
Schichtarbeit, die die profitable 
Verwertung dieser Maschinen ermög­
licht. Von den Entlassungen im 
Maschinenbau sind vor allem ange­
lernte Arbeiter betroffen, deren 
Tätigkeiten von dem Facharbeiter­
stamm mit erledigt werden müssen. 
Absehbar ist, daß die kapitalisti­
schen Umwälzungen im Maschinenbau 
die Facharbeitertätigkeiten weiter 
entwerten, die Lohndrückerei 
verschärfen.
2. In der Automobilindustrie ha­

ben die Kapitalisten in dem Zeit­
raum vor allem bei den Niedriglöh­
nern und daneben in den obersten 
Gehaltszonen noch eingestellt. 
Trotzdem wurden insgesamt 15000 
entlassen. Die Automobilkapitali- 
sten haben für die nächsten Jahre

" ein großangelegtes Rationalisie- 
rungs- und Entlassungsprogramm an­
gekündigt, daß in erster Linie 
Facharbeiter und in Akkord und 
Schicht stehende Bandarbeiter 
treffen wird und große Lohnsenkun­
gen zur Folge haben muß. Gegenwär­
tig stehen hier die Löhne in der 
obersten Leistungsgruppe der 
Arbeiter um 270 DM über durch­
schnittlichen Effektivverdienst 
derselben Leistungsgruppe in der 
Metallindustrie. Die massiven Ein­
stellungen in den Niedriglohnzonen 
deuten schon an, in welche Rich­
tung die Kapitalisten gehen 
wollen.
3. Die Elektrokapitalisten haben 

in einem Jahr 40000 entlassen, in 
allen Lohnzonen bis hin zu den 
mittleren Angestellten. Der Lohn­
drift zeigt, daß die Arbeiterinnen 
in der Elektroindustrie am schwer­
sten von den Lohnsenkungen betrof­
fen sind.
Quellenhinweis: Stat. Bundesamt, 

Fachserie 16: Löhne und Gehälter, 
Reihe: Effektivverdienste

BESCHÄFTIG 
INDUSTRIE 
NACH L0HN2

IUNGSENTWICKLUNG INI 
JULI 1983 GEGENÜBEI 
^ONEN (Veränderungsi
1

/ESTITIONSGUTER-
* JULI 1982
rate in %)
1

2048 DM

-25%

8192 DM

-20%

8192 DM2048 DM

4096 DM

---------------------------------- [
BESCHÄFTIGUNGSt 
INDUSTRIE BRD , 
NACH LOHNZONEN

------------------------ 1
ENTWICKLUNG KASCHIN 
JULI 1983 GEGENÜBER 
(Veränderungsrate

ENBAU- 
JULI 1982 

in %)

-20%

1024 DM 2048 DM 4096 DM 8192 DM

4096 DM

/ 1

Jr BESCI
jF INDU!

NACH

HÄFTIGUNGSENTWICKLU
STRIE BRD JULI 83 G 

LOHNZONEN (Verände

NG AUTOMOBIL- 
EGENUBER JULI 82 
rungsrate in %)

4096 DM

BESCHÄFTIG 
INDUSTRIE 
NACH LOHN/

IUNGSENTWICKLUNG ELI 
BRD JULI 1983 GEGEI 

!ONEN (Veränderungs 
1

ZKTRO-
S1UBER JULI 1982 
rate in %)
1----------------------------------

39



Im nächsten Heft

BRD
Bundestag beschließt Haushalt, berät gegen Lohnbewegung

In den nächsten Tagen wird 
der Bundestag endgültig über 
den Haushalt 1984 beraten 
und beschließen. Beraten wer­
den die bürgerlichen Parteien 
damit auch, wie sie die Lohn­
bewegung schlagen können. 
Das Konzept der Union liegt 
vor: Der Gehaltsstopp für die 
Beamten soll eine öffentliche 
Marke gegen Lohnforderun­
gen sein, Vermögensbildungs­
und Frühverrentungsangebote 
sollen die christdemokrati­
schen Kreise im DGB gegen die 
Lohnbewegung mobilisieren.

Politische Berichte
Zeitschrift des Bundes West­
deutscher Kommunisten - er­
scheint vierzehntäglich, Preis 
2,50 DM
Nachrichten he he 
erscheinen vierzehntäglich mit 
sieben verschiedenen Heften, 
Preis pro Heft 0,70 DM
- Stahl- und Metallindustrie
- Druckindustrie
~ Chemie und übrige Indu­

strien
~ Handel, Banken, Versiche­

rungen
X öffentliche Dienste^
J Transport und Verkehr 

and wehrpflichtige

Mittelamerika
Die westdeutschen Imperialisten 
versuchen, ihren Einfluß zu vergrößern
Die EG hat - so teilte Bundes­
außenminister Genscher An­
fang Oktober auf einer Bot­
schafterkonferenz in Costa Ri­
ca mit - auf seine Anregung 
hin ein ,,Sonderprogramm für 
die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung“ in Mittelameri­
ka beschlossen. Die CDU/ 
CSU-Fraktion beantragte An­
fang Juni ein ähnliches Pro­
gramm von der Bundesregie­
rung für Mittelamerika. In der

Westberlin
CDU/FDP-Senat hofft auf erste Erfolge der „Ausländerpolitik“

Azania
Schwarze Gewerkschaften unterstützen die Frontorganisationen
Seit sechs Jahren kämpfen in 
der Republik Südafrika unab­
hängige Gewerkschaften der 
schwarzen Arbeiter mit Erfolg 
um die Einheit ihrer Klasse auf 
Branchen- und Gebietsebene. 
Auf Grund ihrer eigenen Inter­
essen unterstützen sie die Pro­
gramme der schwarzen Front­
organisationen, die sich im 
Sommer 1983 gründeten, u.a. 
deren Kampf gegen die Verfas­
sungsreform. Inschrift auf der 
Mauer: ,,Weiße Republik: 
nein. Volksrepublik: ja.“

Bundestagsdebatte über die In­
vasion der US-Imperialisten in 
Grenada verlangten Abgeord­
nete die Sicherung der Interes­
sen der westdeutschen Impe­
rialisten in der Region. Welche 
Absichten verfolgt die Bundes­
regierung mit ihrer Mittelame­
rikapolitik? Welche Interessen 
will sie gegenüber den Staaten 
der Region und den Konkur­
renten der BRD-Imperialisten 
durchsetzen?

Wie es scheint wird 1983 das 
erste Jahr nach Einführung 
des sogenannten Anwerbe­
stopps von 1973 sein, in dem 
der Anteil der ,,nichtdeut­
schen“ Arbeitnehmer an der 
Westberliner Bevölkerung 
nicht mehr zunimmt. Seit je­
nem ,,Anwerbestopp“ war er 
immerhin von 8,3 auf 12,4% 
gestiegen. Den Grund für diese 
,»Trendwende“ findet man in

der im Ausländererlaß des 
Westberliner Innensenators 
Lummer festgelegten konse­
quenten Unterdrückung und 
Gängelung des ,»nichtdeut­
schen Bevölkerungsteils“, ein 
Dokument ziemlich ungezügel­
ter rassistischer und sozialer 
Diskriminierung. In den Ge­
werkschaften steht der Kampf 
gegen diese Politk erst in den 
Anfängen.
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